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 Editorial

 Liebe Kolleginnen und Kollegen,

bpa.Ausbildungsoffensive 201217.700
Ausbildungsplätze   in der Pflege bieten die Mitglieder des bpa.      

das Jahresende bietet sich für ein kur-

zes Resümee an. Besonders beschäftigt 

haben uns die Pflegereform, die Debatte 

um die Finanzierung der Pflegeheime, die 

sich hinziehende Reform der Eingliede-

rungshilfe und natürlich der wachsende 

Fachkräftemangel, der bereits zu Versor-

gungsengpässen führt und die heutigen 

Beschäftigten zusätzlich belastet.

Lange wurde das Pflege-Neuausrich-

tungsgesetz nur daraufhin geprüft, wel-

che Verbesserungen es bringen würde. 

Unter diesem Aspekt fiel es schwer, eine 

Bewertung zu finden, die dem Namen im 

positiven Sinne gerecht werden konnte. 

Trotz der Verbesserungen für demenz-

kranke Menschen haben wir nicht über-

sehen, was insbesondere die Bundes-

länder unter einer Neuausrichtung der 

Pflege verstehen, nämlich den Aufbau 

deutlich günstigerer Versorgungsan-
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gebote. Wer ohne Qualitäts- und Quali-

fikationsanforderungen den Zugang zur 

Pflegesachleistung im Wege der Kosten-

erstattung für jedermann vorschlägt, will 

Billigversorgung. Die zahlreichen Image-

kampagnen passen dazu wie die Faust 

aufs Auge.

Mit der bedrohlichen Diskussion in Folge 

der durchaus nachvollziehbaren Recht-

sprechung des Bundessozialgerichts 

wäre die für gute Pflege notwendige 

Verlässlichkeit bei der Finanzierung der 

Investitionskosten ins Straucheln ge-

kommen mit unübersehbaren Folgen für 

alle Beteiligten. Bemerkenswert ist, dass 

über ein enges Zusammenwirken der 

politischen Entscheider auf Bundes- und 

Landesebene, der Sozialhilfeträger und 

der Trägerverbände eine sehr vernünf-

tige Lösung gefunden wurde. Sehr an-

gespannt bleibt aber die Diskussion um 

neue Bauanforderungen für bestehende 

Gebäude. 

Obwohl wir ein Bundesleistungsgesetz 

für die Eingliederungshilfe grundsätz-

lich begrüßen, deuten sich unabhängig 

davon erhebliche Veränderungen für die 

Leistungserbringer an. Der bpa hat deut-

lich eingefordert, das heutige sehr leis-

tungsfähige Versorgungsangebot aus-

drücklich als Teil des Entwicklungspro-

zesses zu begreifen. Momentan disku-

tierte Vorschläge wie ein eng begrenzter 

Zugang für Leistungserbringer oder gar 

die Prüfung der Buchhaltungsunterlagen 

durch den Sozialhilfeträger deuten er-

hebliche Konflikte neben dem angestreb-

ten Umbau der Angebote bei Verzicht auf 

eine nach ambulanter, teilstationärer 

oder stationärer Versorgung differenzier-

te Versorgung an.

All dies wird jedoch überlagert von der 

Sorge eines jeden Betreibers um die 

Gewinnung von Fachkräften. Schon 

heute sind die Probleme erheblich, die 

benötigten Mitarbeiter werden, wenn 

überhaupt, bei den konkurrierenden Ein-

richtungen gefunden. Ein sich schneller 

drehendes Personalkarussell ist keine 

konstruktive Lösung, sondern verstärkt 

die Schwierigkeiten. Zunehmend frus-

triert erlebten wir, dass der Fachkräfte-

mangel in der Pflege zwar zur politischen 

Herausforderung geworden ist, ein Streit 

über die Finanzierung der Umschulung 

aber ein umfangreiches Bündel an hilf-

reichen Maßnahmen des Ausbildungs- 

und Qualifizierungspaktes über Monate 

hinweg blockieren konnte. 

Wir leisten uns eine weitere durchaus 

bizarre Diskussion über die sprachlichen 

Anforderungen an zuwanderungswilli-

ge Pflegefachkräfte. Hiervon profitieren 

unsere pragmatisch denkenden Nach-

barländer wie Belgien, Norwegen oder 

Schweden, die sich unverhohlen freuen 

über die hiesige Verhinderung von qua-

lifizierter Zuwanderung durch die sprich-

wörtliche deutsche Gründlichkeit. Ein 

Blick auf die Internetseite des Goethe-In-

stituts zeigt das Dilemma deutlich: „Das 

Goethe-Zertifikat B2 wird in zahlreichen 

Ländern als Eingangsvoraussetzung für

den Studiengang Germanistik anerkannt.“

 

Um als Pflegefachkraft anerkannt zu wer-

den, wird neben dem Berufsabschluss 

(Bundesregelung) auch ein Nachweis 

über das Sprachniveau (16 Landesrege-

lungen) gefordert. Für die Beurteilung 

wird auf die europäische Definition der 

Kompetenzstufen zurückgegriffen. Dabei 

scheint jedes vernünftige Maß verloren 

gegangen zu sein. Geprüft werden soll 

in den Kategorien „hören, lesen, an Ge-

sprächen teilnehmen, zusammenhän-

gendes sprechen, schreiben“. Wer nun 

an eine Pflegefachkraft, die im täglichen 

Umgang hier in Deutschland die Sprache 

wesentlich schneller lernen kann als im 

Ausland, Anforderungen stellt, die „in 

zahlreichen Ländern als Eingangsvor-

aussetzung für den Studiengang Germa-

nistik“ anerkannt werden, verhindert bei 

besten Vorsätzen die dringend notwendi-

ge qualifizierte Zuwanderung. Stattdes-

sen wird ein Apparat zur Durchführung 

der Sprachprüfung aufgebaut. Das hilft 

nur den Prüfern. Wenn dann bei der Eu-

ropäischen Union über eine Anhebung 

der Sprachanforderungen auf das Ni-

veau C1 spekuliert wird, drückt das eine 

kontraproduktive Arbeitsbeschaffungs-

maßnahme für EU-Bürokraten aus, die 

jede praktische Umsetzung rigoros ver-

hindern wird.

Wir müssen uns dringend darauf besin-

nen, für ausländische Pflegefachkräfte 

attraktiv zu werden. Das erreichen wir 

nicht, wenn hochqualifizierte Mitarbeiter 

von uns zu Hilfskräften gemacht werden. 

Wer nach Deutschland kommen will, 

muss je nach individuellem Sprachver-

ständnis Aufgaben als Pflegefachkraft 

übernehmen können. Die Verantwortung 

für die Übertragung der Aufgaben muss 

die im Gesetz definierte verantwortliche 

Pflegefachkraft tragen, nicht die Gestal-

ter der deutschen Bürokratie. Wer ein 

Sprachniveau von A2 erreicht, kann 

in größerem Umfang Aufgaben einer 

Fachkraft übernehmen. Eine Auswei-

tung dieser Aufgaben bei verbessertem 

Sprachverständnis kann dann Schritt 

für Schritt erfolgen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, für 

manche Probleme wurden Lösungen 

gefunden, andere bleiben. Lassen Sie 

uns aktiv und positiv gestimmt ins 

nächste Jahr gehen. In diesem Sinne 

wünsche ich Ihnen, Ihren Angehörigen 

und Ihren Mitarbeitern eine besinnliche 

Weihnachtszeit, einen guten Rutsch und 

das notwendige persönliche und berufli-

che Glück im neuen Jahr 2013.

Ihr

Bernd Meurer

Präsident
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So ging 
qualifizierte Zuwanderung 1972
Krankenschwestern von 
den Philippinen im Saarland
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Die damals 22-jährige verließ ihre Eltern 

und Geschwister nicht leichtfertig. Aber 

die Aussichten auf einen guten Arbeits-

platz in der Heimat waren gering – zu 

viele qualifizierte Fachkräfte für zu wenig 

Stellen. Aber Josie wollte arbeiten und 

Geld verdienen, denn sie fühlte sich ver-

antwortlich: Eltern auf den Philippinen 

bezahlen traditionell dem erstgeborenen 

Kind die Ausbildung. Die älteren Ge-

schwister selbst sorgen dann für die Aus-

bildung der jüngeren. Da Josie das dritte 

von insgesamt sieben Geschwistern war, 

sollte die Familie das Geld zurück erhal-

ten. Das Gehalt, das in Deutschland lock-

te, war im Gegensatz zu den einheimi-

schen Verdienstmöglichkeiten ungleich 

höher. 

Zunächst ein wichtiger Begleiter: 

das Wörterbuch

Josie und fünf weitere Kolleginnen be-

kamen Arbeit im Saarbrücker Knapp-

schaftskrankenhaus Quierschied im 

Saarland. Sie startete direkt als OP-

Schwester, denn ihre duale Ausbildung 

mit insgesamt fünf Jahren Arbeitspraxis 

und Theorie sowie das abschließende, 

international anerkannte Examen er-

möglichten ihr den fachlich reibungs-

losen Einstieg. Eine gesonderte An-

erkennung der Qualifikation war nicht 

erforderlich, kein Sprachkursus Pflicht. 

Und die Sprache war anfänglich die 

größte Herausforderung. Das Wör-

terbuch war Josies engster Beglei-

ter. Da Englisch auf den Philippinen 

die zweite Amtssprache ist, war eine 

Grundverständigung garantiert – so-

wohl mit den Kollegen als auch mit den 

Patienten gab es zu keinem Zeitpunkt 

ernsthafte Probleme. Über drei Monate 

hinweg erhielten die Krankenschwes-

tern aus Fernost einmal in der Woche 

Deutschunterricht – das gehörte zu ih-

rem Vertrag. Insbesondere die Oberin 

des Krankenhauses und Ärzte aus Indo-

nesien, die sprachlich schon einen Vor-

„Willkommen in Deutschland“ hieß es 

1972 für 21 hoch qualifizierte Kranken-

schwestern von den Philippinen. Eine 

Agentur aus Deutschland war auf die 

fernöstlichen Inseln gefahren, um we-

gen des massiven Mangels an Kranken-

schwestern gezielt nach Anwärterinnen 

zu suchen, die sofort bereit wären, Ar-

beitsverträge in Deutschland anzuneh-

men. Sie fanden sofort Interessentinnen, 

die einen Dreijahresvertrag im Kran-

kenhaus inklusive Flug und Unterkunft 

gleich unterschrieben. Eine von ihnen 

war Josie Hahn. 

Rechts und unten:

Josie Hahn (jeweils Bildmitte) 

mit ihren Kolleginnen und Kollegen
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sprung hatten, unterstützten die Neuan-

kömmlinge mit großem Engagement. 

Josie stattete sich zusätzlich gleich zu Be-

ginn mit Kopfhörer und Fernseher aus, 

um andauernd Deutsch hören und üben 

zu können. 

Perfekte berufliche 

und private Integration

Josie und ihre Kolleginnen geben Bei-

spiele perfekter beruflicher und privater 

Integration. So schwärmt sie  von der 

herzlichen, familiären Aufnahme, nicht 

nur im Krankenhaus. Alle reagierten 

höchst positiv auf die neuen Fachkräfte, 

die dem Krankenhaus in Zeiten der Per-

sonalknappheit entscheidende Unter-

stützung waren. Alle sechs Frauen sind 

noch immer in Saarbrücken und mit-

einander befreundet. Weil die anderen 

sich um ihre eigenen Kinder kümmern, 

arbeitet nur noch Josie in dem gleichen 

Krankenhaus. Unverändert liebt sie  ihre 

Arbeit im OP, auch wenn sie besorgt auf 

die heutige Situation der Personalknapp-

heit unter Krankenpflegern und Ärzten 

schaut, die am Rand der Belastbarkeit 

arbeiten. Die Pflegeexpertin sieht Po-

tenziale in kooperativerer Arbeitsgestal-

tung, weiß aber auch um die Schwie-

rigkeiten mühsamer Neugestaltungen 

von Arbeitsabläufen durch Vorschriften 

und Gesetze. Die inzwischen fast zur 

Saarländerin gewordene Josie ist mit 

einem Physiotherapeuten verheiratet –

sie haben eine inzwischen erwachsene 

Tochter. Josie Hahn hält den Kontakt zu 

ihrer Familie auf den Philippinen, zu ih-

ren Geschwistern in den USA und Aus-

tralien und pflegt in Saarbrücken seit 

Jahrzehnten die Tradition ihrer Heimat 

als Präsidentin der Philippinischen Kul-

turgemeinschaft Saarland e. V. Für ihr 

Engagement und ihren Erfolg erhielt sie 

1996 das Bundesverdienstkreuz.  bma

Stationen einer gelungenen 

Integration: Josie Hahn als junge 

OP-Schwester, im traditionellen 

Kostüm auf einer Festveranstaltung 

und am Arbeitsplatz im OP.
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Spanische Pflegefachkräfte bewerben 

sich für bpa-Einrichtungen in Hessen

Mit rund 20 Mitgliedseinrichtungen aus 

ausgewählten Regionen war der bpa 

Hessen Ende November im Rahmen ei-

nes Pilotprojekts zur Anwerbung spani-

scher Fachkräfte nach Madrid gefahren, 

um examinierte Krankenschwestern und 

-pfleger für eine Anstellung in Hessen zu 

gewinnen. Der Erfolg der Jobbörse war 

überwältigend. 

An die 200 Fachkräfte waren auf die 

Messe gekommen, um die rund 100 im 

Modellprojekt vorgesehenen Stellen zu 

besetzen. In einem offenen Rotations-

prinzip konnten die insgesamt 30 vertre-

tenen Einrichtungen jeweils zwischen 15 

bis 30 Vorstellungsgespräche führen und 

mit geeigneten Bewerbern den persön-

lichen Kontakt aufnehmen. Die Bewer-

ber erhalten in den nächsten Monaten 

auf Kosten der Autonomen Region Mad-

rid einen ersten intensiven Deutschkurs, 

um im Frühjahr bereits mit passablen 

Deutschkenntnissen nach Hessen zu 

kommen. 

In den Modellregionen (Marburg/Gießen 

– Wiesbaden – Offenbach) werden dann 

berufsbegleitend weitere Deutschkurse 

durchgeführt, um zügig in Deutschland 

die Anerkennung als Pflegefachkraft zu 

bekommen. Nach wie vor ist es so, 

dass der Nachweis der Qualifikation 

in Deutschland nicht ausreicht, um tat-

sächlich als Pflegefachkraft arbeiten zu 

dürfen, sondern dass der Nachweis der 

Deutschkenntnisse eine deutliche Rolle 

spielt. In den Kursen sollen neben pflege

spezifischen Sprachkenntnissen auch 

Grundlagen der Arbeitsabläufe in deut-

schen Pflegeeinrichtungen und Integra-

tionsangebote vermittelt werden. 

bpa beteiligt sich am Pilotprojekt

Das Pilotprojekt wird gemeinsam von 

der Hessischen Landesregierung, der 

Bundesagentur für Arbeit (BA), dem bpa 

sowie der Liga der freien Wohlfahrtspfle-

ge (LIGA) getragen und soll die Rahmen-

bedingungen für eine dauerhafte Anwer-

bung aus Spanien und weiteren Ländern 

mit Fachkräfteüberschuss klären. Nach

erfolgreicher Erprobung können alle in-

teressierten hessischen Einrichtungen 

teilnehmen. 

Die Staatssekretärin im Hessischen Sozi-

alministerium, Petra Müller-Klepper, be-

gleitete die Einrichtungen nach Madrid, 

um den hohen Stellenwert des Projekts 

für die Politik zu verdeutlichen. Bereits 

im Vorfeld hatte der bpa-Landesvorsit-

zende Jochen Rindfleisch-Jantzon die 

Wichtigkeit des Projekts gegenüber der 

Presse betont. Er zeigte sich insbesonde-

re erfreut darüber, dass die Landesregie-

rung gemeinsam mit der Bundesagen-

tur für Arbeit, der LIGA und dem bpa 

dieses ehrgeizige Projekt vorantreibt 

und damit deutlich macht, dass sie die 

Pflegeeinrichtungen im Kampf gegen 

den Fachkräftemangel nicht alleine lässt. 

Der bpa hält die Maßnahmen in Hessen 

für richtungsweisend und wünscht sich 

die Ausweitung des Modells sowohl 

auf andere Staaten als auch durch wei-

tere Bundesländer. Andere europäische 

Länder verhalten sich erheblich entge-

genkommender mit entsprechenden 

Erfolgen bei der Gewinnung motivierter 

Fachkräfte.

Beteiligte Unternehmen 

legen Wert auf Willkommenskultur

Derzeit bereiten sich die Unternehmen 

intensiv darauf vor, die spanischen 

Krankenschwestern und -pfleger im 

Sinne einer Willkommenskultur ange-

messen begrüßen zu können. Von der

So geht 
qualifizierte Zuwanderung 2012
Jobbörse in Madrid – Erster Arbeitsvertrag 
noch vor Ort abgeschlossen
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Suche bezahlbaren Wohnraumes bis hin zur Kontaktauf-

nahme mit spanischen Kulturvereinen sind die Einrichtun-

gen mit Hochdruck dabei, den dringend gebrauchten spani-

schen Pflegefachkräften einen guten Start zu ermöglichen. 

Die Pflegeeinrichtungen des bpa tragen nach einer erfolg-

reichen Kampagne zur Erhöhung der Ausbildungszahlen 

damit erneut Verantwortung für die hessische Pflegeland-

schaft und engagieren sich auch im Rahmen neuartiger 

Projekte. 

Dass private Unternehmer schnelle Entscheidungen treffen 

können, bewies Herwarth Ziegler vom Seniorenzentrum 

Wölfersheim. Da der examinierte Krankenpfleger Ignacio 

Rodriguez bereits über ordentliche Deutschkenntnisse ver-

fügt und gerne in Hessen arbeiten möchte, wurde noch vor 

Ort mit ihm der Arbeitsvertrag besiegelt.  mm

Pflege wehrt sich: Zu Hunderten waren Pflegekräfte in verschiedenen Städten 

in Mecklenburg-Vorpommern auf die Straße gegangen. Sie protestierten 

erfolgreich gegen Leistungskürzungen in der ambulanten häuslichen Pflege.

Anzeige

Von rechts: Herwarth Ziegler vom Seniorenzentrum Wölfers-

heim (Stellv. bpa-Landesvorsitzender), Staatssekretärin 

Petra Müller-Klepper, Krankenpfleger Ignacio Rodriguez und 

Manfred Mauer, Leiter der bpa-Landesgeschäftsstelle in Hessen, 

bei der Unterzeichnung des Arbeitsvertrages.



Investitionskosten
Ein Träger, 
zwei Geschäftsführer, 
drei geförderte Pflegeheime
Autor: Herbert Mauel
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Am 8.9.2011 verhandelte das Bundes-

sozialgericht u.a. zu diesen Fällen. Den 

interessierten Beobachtern dieser Ver-

handlung deutete sich bereits dort an, 

dass die Klage wohl kaum Erfolg haben 

dürfte, wobei die Ausführungen der 

Kläger restliche Zweifel hieran schnell 

zu zerstreuen schienen. Deutlich wurde 

aber auch, dass als Folge dieses Ver-

fahrens das BSG grundsätzlich zum bis 

dahin praktizierten Verfahren der Festle-

gung bzw. Verhandlung der betriebsnot-

wendigen Investitionsbeträge Stellung 

beziehen würde.

Als ein zentraler Knackpunkt stellte sich 

die Interpretation des Begriffes der „Auf-

wendungen“ dar, der etwas verkürzt 

dargestellt vom BSG so definiert wurde, 

dass damit die gebuchten Beträge ge-

meint seien, letztlich also die Ist-Kosten. 

Die bisher in allen 16 Bundesländern 

gängige Praxis der Berücksichtigung von 

gut begründbaren Pauschalen für die 

kalkulierte Auslastung oder für Kosten 

der Instandhaltung und Instandsetzung 

passte ebenso wenig in diese Sicht wie 

die in wenigen Bundesländern bis dahin 

noch strittige Berücksichtigung einer fik-

tiven Verzinsung des eingesetzten Eigen-

kapitals. Sehr schnell wurde klar, dass 

das gedankliche Konstrukt des BSG die 

gesetzliche Vorgabe sehr grundsätz-

lich bewertete und dabei keinen Zweifel 

daran ließ, dass die jahrelange bundes-

weite Praxis hiermit offenbar nicht zu 

vereinbaren sei. Die geübte Praxis pass-

te also nicht zur gesetzlichen Regelung. 

Entsprechend erfolgte auch der Hinweis 

an die Bundesländer, bei entsprechender 

Notwendigkeit die Länderregelungen bis 

spätestens zum 31.12.12 anzupassen. Ab 

diesem Moment lief die Uhr. 

Zwei denkbare Szenarien 

boten sich an:

Bis zu 16 neue Regelungen in 

den Bundesländern mit der 

Notwendigkeit, bis zu 11.000 

neue Bescheide oder Vereinbarungen zu 

den betriebsnotwendigen Investitions-

beträgen umzusetzen und anschließend 

in mehr als 800.000 Heimverträgen auf-

zunehmen. Dabei wäre es auch zu für 

die Einrichtungsträger unkalkulierbaren 

Verschiebungen von bisher unstrittigen 

Bestandteilen des Investitionsbetrages 

in die Entgelte für Unterkunft, Verpfle-

gung oder Pflege gekommen; dies aber 

nur, wenn alles gut gegangen wäre. Ein 

weiterer unkalkulierbarer Nebeneffekt 

wäre die neue Zuordnung im Konflikt-

fall gewesen. Entschied bisher ggf. die 

Schiedsstelle nach SGB XII, hätte in 

diesem Szenario die Aufspaltung in die 

jeweiligen Zuständigkeiten der beiden 

Schiedsstellen nach SGB XII und SGB 

XI gedroht bei Beteiligung jeweils unter-

schiedlicher Vertragspartner.

	 Der vernünftigere und deutlich 

weniger Bürokratie auslösende

 Ausweg war eine neue bundes-  

   gesetzliche Regelung, welche die 

Hinweise des BSG mit der durchaus be-

währten Praxis der 16 Bundesländer 

harmonisiert. Voraussetzung war eine 

vor dem 31.12.12 in Kraft tretende ge-

setzliche Regelung.

Ein Träger aus Sachsen-Anhalt schaffte 

es mit seiner Klage bis zum Bundesso-

zialgericht (BSG), weil er sich trotz einer 

100%igen Förderung ungerecht behan-

delt fühlte. Letztlich wollte er die Fest-

legung eines Investitionsbetrages errei-

chen, welcher ihm die Berechnung der 

betriebsnotwendigen Investitionskosten 

der Höhe nach wie bei einem ungeför-

derten Pflegeheim erlaubt, allerdings 

unter Beachtung der geförderten Kosten 

für Bau und komplette Ausstattung. Im 

Endeffekt hätten sich hieraus gesondert 

berechenbare Investitionsbeträge einer 

zu 100 % geförderten Einrichtung erge-

ben können, welche über denen einer 

gänzlich ungeförderten Einrichtung ge-

legen hätten. Oder, um es mit den Ver-

tretern des klagenden Trägers zu sagen, 

begehrten sie „eine Förderung mit nach-

haltiger Wirkung“. Dem Träger schien 

auch unklar zu sein, dass er bereits in 

den zurückliegenden Jahren Mehrein-

nahmen alleine durch die deutlich über 

der kalkulierten Auslastung erfolgte Be-

legung erzielt hatte.

Knackpunkt
      „Aufwendungen“

Zwei
    Szenarien
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Von Beginn an setzte sich der bpa eng ab-

gestimmt mit allen Wohlfahrtsverbänden 

für die bundesgesetzliche Änderung ein. 

Die klare gemeinsame Positionierung 

und die enge Kooperation nicht nur auf 

Bundesebene, sondern auch in allen Län-

dern ermöglichte ein für alle Beteiligten 

akzeptables Ergebnis, welches mit Zu-

stimmung des Bundesrates im Rahmen 

des Pflegeassistenzänderungsgesetzes 

vor dem 31.12.12 in Kraft treten kann. 

Das durchaus realistische Schreckens-

szenario einer unsicheren Finanzierung 

der unverzichtbaren Pflegeinfrastruktur 

mit Auswirkungen auf die pflegebedürf-

tigen Menschen, die Mitarbeiter und die 

Betreiber der Pflegeheime konnte damit 

abgewendet werden. Vermieden wurde 

auch ein immenser bürokratischer Auf-

wand alleine durch die Beibehaltung 

der Möglichkeit der pauschalen Berech-

nung der Kosten für Instandhaltung und 

Instandsetzung sowie der Berücksichti-

gung einer pauschalen Auslastungsquo-

te. Die bundesgesetzliche Regelung dürf-

te auch die in manchen Ländern noch 

strittige Frage der Berücksichtigung der 

Finanzierungs- und Erschließungskos-

ten der Grundstücke entschieden haben, 

da künftig Fremd- und Eigenkapitalkos-

ten gleich zu behandeln sein werden.

Gerade weil ein unkalkulierbarer büro-

kratischer Aufwand vermieden werden 

konnte, trifft die neue bundesgesetzliche 

Regelung auf große Akzeptanz nicht nur 

bei den Pflegeheimen, sondern letztlich 

auch bei den Bundesländern und den 

Sozialhilfeträgern.

Fachkräftemangel: Ohne ausländische 
Pflegefachkräfte wird es nichts

Anforderungen an eine 
wirkliche Willkommenskultur
Autor: Bernd Tews

Zwischenzeitig ist sowohl in der Pfle-

gebranche als auch seitens der Arbeits-

marktexperten unstrittig, dass es insbe-

sondere aufgrund der demographischen 

Entwicklungen einen erheblich steigen-

den und bereits existierenden Fachkräfte-

mangel – besonders in der Altenpflege – 

gibt. Die vorliegenden einschlägigen 

Untersuchungen von Prof. Dr. Dominik 

H. Enste 1 (Fokus Altenpflege) und von 

Dr. Dennis A. Ostwald2 (Fokus Kranken-

pflege) belegen anschaulich, dass es bis 

zum Jahr 2020 einen zusätzlichen Bedarf 

von bis zu 400.000 Pflegekräften geben 

wird. Auch die aktuell vorgelegte Studie 

der Bertelsmann-Stiftung geht von bis 

zu 500.000 fehlenden Pflegekräften aus. 

Die Bundesagentur für Arbeit spricht zwi-

schenzeitlich von einem Mangelberuf. 

Auf eine erwerbslose Altenpflegefach-

kraft kommen im Bundesdurchschnitt ca. 

drei gemeldete offene Stellen. Der bpa 

geht aufgrund einer Mitgliederbefragung 

von derzeit über 30.000 nicht besetzten 

Stellen in der Altenhilfe aus. Vor diesem 

Hintergrund ist neben der verstärkten 

Ausbildung und Qualifizierung sowie 

der Steigerung der Berufsverweildauer 

und der Hebung von Beschäftigungsres-

sourcen insbesondere die Zuwanderung 

von ausländischen Pflegefachkräften aus 

EU-Staaten oder auch Drittländern eine 

unumgängliche  Maßnahme. 

Zwei
    Szenarien

große
    Akzeptanz!

1 	Dr. Dominik H. Enste: Pflegedienstleistungen – 
	 Vom Kostenfaktor zum Jobmotor, März 2009.

2 	Dr. Dennis A. Ostwald: Die Pflegebranche als 
	 Wachstums- und Beschäftigungstreiber 
	 in Deutschland, Juni 2010.
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Seit Jahren fordert der bpa die qualifi-

zierte Zuwanderung über Greencard, 

die Reformierung der Beschäftigungs-

verordnung oder Vermittlungsabspra-

chen verbunden mit der unverzüglichen 

Berufsanerkennung bei gleichwertiger 

Qualifikation der ausländischen Fach-

kräfte. Zu befürchten ist, dass Deutsch-

land als letztes Land Europas, wie bei 

der Arbeitnehmerfreizügigkeitsregelung 

für osteuropäische EU-Bürger, erneut 

zu spät kommt. In etwa zwanzig Jahren 

fehlt der Bundesrepublik fast ein Drittel 

der Erwerbstätigen. Auch deshalb brau-

chen wir diese Fachkräfte und wenn wir 

ihnen den Zugang durch Aufenthalts- 

sowie Arbeitserlaubnis und Berufsan-

erkennungsprüfungen verbunden mit 

komplexen Sprachprüfungen erheblich 

erschweren, gehen sie in andere Länder 

innerhalb und außerhalb  Europas. Wenn 

wir uns heute nicht bemühen ist es mor-

gen zu spät. 

Arbeitsmarktzugang ermöglichen  

Vor der Aufnahme einer Tätigkeit in 

Deutschland als Pflegekraft sind die Auf-

enthalts- und Arbeitsgenehmigungsan-

forderungen zu klären. Hier bedarf es 

einer Öffnung des Arbeitsmarktes, einer 

Möglichkeit der qualifizierten Zuwan-

derung zumindest für die sogenannten 

Mangelberufe wie die Pflegefachkräf-

te. Der Zugang zum Arbeitsmarkt über 

die Öffnung der Beschäftigungsverord-

nung für alle Pflegefachkräfte mit ver-

gleichbaren ausländischen Abschlüssen 

unabhängig vom Herkunftsland wäre 

die notwendige Konsequenz. Die Auf-

enthalts- und Arbeitsgenehmigung für 

diesen Personenkreis sollte unbefristet 

sein, zumindest wenn ein dauerhaftes 

Beschäftigungsverhältnis vorliegt, und 

eine Aufnahme der Tätigkeit in Deutsch-

land bereits bei der Beantragung der Be-

rufsanerkennung ermöglichen. Mit dem 

Berufsanerkennungsgesetz hat die Bun-

desregierung bereits die Voraussetzun-

gen geschaffen, dass die Einleitung des 

Berufsanerkennungsverfahrens zeitnah 

von den zuständigen Stellen in den Bun-

desländern bearbeitet wird und auch aus 

dem Ausland möglich ist. 

… und Berufsanerkennung 

beschleunigen 

Gegenwärtig erfordert die Aufnahme 

einer Beschäftigung als Pflegefachkraft 

(examinierte/r Gesundheits- und Kran

kenpfleger / in oder Altenpfleger/in)

zusätzlich eine berufsrechtliche Aner

kennung des ausländischen Berufs-

abschlusses. Zumindest bei EU-Ab-

schlüssen (gilt auch für Abschlüsse aus 

osteuropäischen Ländern nach Beitritt) 

ist die fachliche Anerkennung überwie-

gend gewährleistet. Diesbezüglich hat 

auch das neue Anerkennungsgesetz für 

Klarstellung gesorgt. 

Eine ganz erhebliche Hürde stellen bei der 

Anerkennung aber regelmäßig die nach

dem Kranken- bzw. Altenpflegegesetz 

erforderlichen deutschen Sprachkennt-

nisse dar. Im Zuge des Anerkennungsge-

setzes wurden diese Anforderungen in 

den Bundesländern vereinheitlicht und 

dadurch offensichtlich nicht unerheblich 

zusätzlich verschärft. 

Derzeit werden von den Anerkennungs-

behörden der Länder überwiegend 

Sprachkenntnisse auf dem Niveau B2 

nach dem Gemeinsamen Europäischen 

Referenzrahmen für Sprachkenntnisse 

(GERS, beginnend bei A1, dann A2, B1, 

B2 …) gefordert. Das Niveau B2 setzt 

z. B. das Verstehen einer komplexen 

Argumentation und sogar zeitgenössi-

scher literarischer Prosatexte voraus. Ein 

normales Gespräch soll mit einem Mut-

tersprachler fließend möglich sein, mit 

aktiver Beteiligung an einer Diskussion 

und Begründung und Verteidigung der 

eigenen Ansichten. Auch eine schriftli-

che Verständigung soll über eine Vielzahl 

von Themen und in detaillierten Texten 

möglich sein.

Eintrittshürde B2-Sprachniveau

Derart hohe Erwartungen an ausländi-

sche Pflegefachkräfte, die aus ihrer Hei-

mat nach Deutschland kommen und hier 

in ihrem Beruf in der Alten- oder Kran-

kenpflege arbeiten wollen, sind nicht rea-

listisch. Zudem ist zu berücksichtigen, 

dass Deutsch keine vorrangige Fremd-

sprache in den meisten Herkunftslän-

dern ist und in den Regelschulen zumeist 

Englisch oder romanische Sprachen un-

terrichtet werden. 

Allein aufgrund dieser schulischen 

Sprachprägung und der Komplexität 

der deutschen Sprache ist die Bundes-

republik nicht die erste Wahl dieser po-

tentiellen Fachkräfte. Auch lässt sich die 

deutsche Sprache im Ausland nur in be-

grenztem Umfang erlernen. Die meisten 

Ausländer müssen hierfür also erheblich 

eigeninitiativ aktiv werden. Zudem er-

reichen sie im Unterricht in ihrer Heimat 

oft auch nach längerer Zeit und inten-

siver Teilnahme an Sprachkursen nicht 

regelhaft das B2-Niveau. Ihnen fehlt die 

Sprachübung und Anwendung im Le-

benskontext. 

Neben weiteren bestehenden bürokra-

tischen Anforderungen und Hürden, 

selbst bei EU-Bürgern, werden die B2-

Sprachanforderungen daher meistens 

zur unüberwindbaren Eintrittshürde in 

die deutsche Pflege, mit der Folge, dass 

die dringend benötigten ausländischen 

Pflegefachkräfte sich für andere Länder 

entscheiden, in denen sie auch mit ge-

ringeren Sprachkenntnissen sofort aner-

kannt werden und arbeiten können. Die 

BA-Statistik nach Inkrafttreten der Arbeit-

nehmerfreizügigkeit belegt dies.

Perspektiven und Lösungsansätze

Unstrittig ist – sowohl im Interesse der 

Pflegebedürftigen, der Pflegekräfte als 

auch der Einrichtungen und Kostenträ-

ger wie Aufsichtsbehörden – eine gute 

Pflege kann nur von auch sprachlich 

qualifizierten Pflegefachkräften geleistet 

werden. Es sollten aber nicht perfekte 

Sprachkenntnisse für Pflegefachkräfte 

vorausgesetzt werden, die gut qualifi-

ziert und ausgebildet und oftmals mit 

umfassender Berufserfahrung und ho-

her Motivation in Deutschland in ihrem 

erlernten Beruf arbeiten wollen. 



13

T
it

el
th

em
a

A
nz

ei
ge

Hier sind dringend flexible, bedarfsgerechte und fachlich ver-

tretbare an einer Willkommenskultur orientierte Sprachver-

mittlungen und Prüfungen erforderlich, wie z. B. berufsbezoge-

ne Sprachprüfungen, die auch mit einem Zertifikat z. B. nach A2 

gekoppelt werden können und sich auf den für die Ausübung 

des Berufes erforderlichen Wortschatz beziehen. Diesen Ansatz 

verfolgen gegenwärtig die Bundesländer Niedersachsen und 

Schleswig-Holstein. 

In einer AG mit dem Ministerium in Niedersachsen werden die 

Einzelheiten zu den berufsbezogenen Sprachanforderungen 

erarbeitet. Im Rahmen eines solchen Anerkennungsverfahrens 

würde die Sprachprüfung entweder bei Tätigkeitsaufnahme in 

Deutschland erfolgen oder im Rahmen einer kurzen Beschäf-

tigung von ca. sechs bis zwölf Monaten als Pflegehilfskraft. 

Ziel muss es sein, der ausländischen Pflegefachkraft eine klare 

Perspektive für die zeitnahe Erlangung des Fachkraftstatus zu 

bieten und die Anforderungen an die nötige Sprachkompetenz 

transparent und damit planbar sowie realistisch erreichbar zu 

definieren.

Einige Bundesländer wie z. B. Hessen und zum Teil auch Berlin 

akzeptieren das Niveau B1 als Anerkennungsvoraussetzung 

und halten es für ausreichend, da hierdurch, nach den Kriterien 

des GERS, bereits auch die gebräuchliche Alltags- oder Berufs-

sprache gesichert ist. 

Für Pflegefachkräfte, die diese Eingangsvoraussetzung nicht 

erfüllen, aber die Beschäftigung in Deutschland bereits auf-

nehmen wollen und hierbei auch die nötige Sprachkompetenz 

erwerben wollen, hält der bpa parallel die Einführung einer 

gestuften Anerkennung für geboten. Die Pflegefachkraft würde 

vorübergehend als Hilfskraft beschäftigt und zeitgleich einen 

berufsbegleitenden Sprachkurs absolvieren, ohne für einen 

längeren Zeitraum unterhalb der vorhandenen Berufsqualifika-

tion tätig sein zu müssen und auf Einkommens- und Aufstiegs- 

wie auch Beschäftigungsperspektiven verzichten zu müssen. 

Ausgehend vom individuellen Sprachniveau erfolgte zunächst 

eine im Einsatz begrenzte und anschließend unbegrenzte Be-

schäftigung als Pflegefachkraft. Die stufenweise Absolvierung 

von Sprachprüfungen (A1, A2 und B1 modifiziert hinsichtlich 

der berufsrelevanten Sprachprüfung vergleiche Niedersachsen 

und Schleswig-Holstein) wäre gekoppelt an eine mit einer Auf-

lage versehenen und ggf. befristeten Zulassung zur Ausübung 

der Tätigkeit als Pflegefachkraft in der jeweiligen Pflegeeinrich-

tung. 

Die vorläufige Anerkennung setzt einen Mentor, eine benannte 

Pflegefachkraft aus der Anstellungseinrichtung, voraus. Hier-

durch wäre die Einarbeitung und Hilfe einer/eines deutsch-

sprachigen Kollegen/ in jederzeit gegeben, um etwa ein Ver-

ständigungsproblem mit dem Patienten/Pflegebedürftigen zu 

lösen, oder die Dokumentation korrekt vorzunehmen. Andere 
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Bereiche, wie etwa der alleinige Ein-

satz auf der Station oder auch der allein 

durchgeführte ambulante Einsatz in der 

Häuslichkeit des Patienten/Pflegebedürf-

tigen, wären aufgrund der Auflagen im 

Rahmen der Anerkennung bis zur unein-

geschränkten Anerkennung ausgenom-

men.

So können die ausländischen Pflegefach-

kräfte sehr zügig die nötige sprachliche 

Praxis im konkreten Berufskontext suk-

zessive bis zur endgültige Anerkennung 

in Deutschland erwerben. Gegenwärtig 

können diese Pflegefachkräfte nur als 

Hilfskräfte eingesetzt werden, mit der 

Folge, dass die Pflegeeinrichtungen die-

sen weder eine qualifikationsgerechte 

Entlohnung noch eine berufliche Auf-

stiegsperspektive trotz hoher Qualifikati-

on (oftmals ein Studium) bieten können, 

was viele wiederum vor einer Tätigkeit 

in Deutschland zurückschrecken lässt. 

Um den drastischen Fachkräftemangel 

abzubauen und auch morgen die Versor-

gung der pflegebedürftigen Bevölkerung  

sicherzustellen, ist eine Willkommens-

kultur für ausländische Pflegefachkräfte 

dringend geboten. Hierzu gehören die 

skizzierten Änderungen, Klarheit be-

züglich der  Arbeits- und Aufenthaltsge-

nehmigungen, durch Änderung der Be-

schäftigungsverordnung und ebenso die 

erleichterte Berufsanerkennung durch 

das Erlernen der Sprache in Deutschland.  

Damit würden wir den Arbeitslosen jun-

gen Pflegefachkräften aus den EU-Län-

dern ebenso wie aus vielen anderen Län-

dern eine wirklich handfeste Perspektive  

bieten. Wir sollten nicht darauf warten, 

dass sich auch diese ausländischen Pfle-

gefachkräfte abgeschreckt attraktiveren 

Angeboten aus anderen Ländern zuwen-

den und unser Sicherstellungsproblem 

täglich weiter wächst.

Endlich Einigung bei der 
Ausbildungsoffensive Altenpflege

Weg frei für Zehntausende 
von neuen Auszubildenden 
und Umschülern

Nach monatelangem Streit zwischen der 

Bundesagentur für Arbeit (BA) und den 

Bundesländern bei der Ausbildungs- und 

Qualifizierungsoffensive Altenpflege hat 

jetzt Bundesfamilienministerin Kristina 

Schröder den Durchbruch verkündet. 

Der bpa, der Partner dieser Offensi-

ve ist, begrüßt dieses: „Endlich gibt es 

eine Einigung. Damit ist der Weg frei für 

Zehntausende von neuen Auszubilden-

den und Umschülern in der Altenpflege. 

Angesichts des eklatanten Fachkräfte-

mangels in der Pflege haben wir schon 

zu viel Zeit verloren. Der bpa steht in 

den Startlöchern zur Umsetzung der 

Offensive. Die Pflegeeinrichtungen und 

die Pflegekräfte vor Ort werden sie kon-

kret unterstützen. Dazu zählt, dass die 

Pflegeeinrichtungen sofort 4.000 Pfle-

gehelfern einen Ausbildungsplatz zur 

Verfügung stellen und diese gemeinsam 

mit der BA zu Pflegefachkräften qualifi-

zieren“, so bpa-Präsident Bernd Meurer.

Der bpa hatte in den vergangenen Mona-

ten immer wieder eine Einigung und ei-

nen Abschluss der Ausbildungsoffensive 

eingefordert. Durch den fehlenden Kon-

sens zwischen BA und Bundesländern 

wurde der rechtzeitige Start zum Ausbil-

dungsjahr 2012 verpasst. Dadurch seien 

auch, so Meurer, die Chancen für inter-

essierte Umschüler wegen der unklaren 

Finanzierung ungenutzt geblieben.

Als Erfolg wertet der bpa insbesondere 

die Vorhaben, durch gemeinsame An-

strengungen die Rekordausbildungszah-

len jährlich um zehn Prozent zu steigern, 

die Umschulungen deutlich auszubauen 

und die Absicht der Länder, kostenlo-

se Schulplätze zur Verfügung zu stellen. 

Ebenso wichtig ist die Verbesserung der

Rahmenbedingungen für die Beschäftig-

ten und deren zusätzliche Qualifizierung, 

um die Berufsverweildauer zu verlän-

gern.

Besonders begrüßt wird seitens des 

bpa auch, dass im Rahmen dieser Of-

fensive weitere Vermittlungsabsprachen 

geschlossen werden, um mehr auslän-

dischen Pflegefachkräften eine Beschäf-

tigung in Deutschland zu ermöglichen. 

„Denn neben mehr Ausbildung und 

mehr Umschulungen im Inland brauchen 

wir auch eine gezielte Zuwanderung von 

qualifizierten ausländischen Pflegefach-

kräften, wenn wir dem Fachkräftemangel 

erfolgreich begegnen wollen. Nach einer 

Studie der Bertelsmann-Stiftung fehlen 

bis 2030 rund 500.000 Pflegekräfte. Da 

müssen wir wirklich alle Register zie-

hen“, so der bpa-Präsident.

Details des Kompromisses 

werden vorgelegt

Bei aller Zustimmung für die grundsätz-

liche Einigung sieht der bpa aber noch 

Klärungsbedarf. Denn wie der Kompro-

miss aussieht, den die Bundesländer 

und die BA bei der „Wiedereinführung 

der dreijährigen Umschulungsförderung 

bei gleichzeitiger Stärkung der Mög-

lichkeit zur Ausbildungsverkürzung bei 

entsprechenden Vorkenntnissen“ ge-

funden haben, ist unklar. Staatssekretär 

Lutz Stroppe hat dazu angekündigt, alle 

Partner der Offensive noch einmal einzu-

binden. „Wir nehmen den Staatssekretär 

beim Wort. Wir werden den gefundenen 

Kompromiss prüfen und hoffen zugleich, 

dass die Ausbildungs- und Qualifizie-

rungsoffensive dann endlich starten 

kann“, so Bernd Meurer.  hm/bt
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Seit drei Jahren können Ratsuchende wichtige Informati-

onen über die rund 23.000 Pflegeheime und -dienste inklu-

sive der Pflegenoten im Internetportal www.pflegelotse.

de kostenfrei abrufen. Ebenfalls seit drei Jahren bietet das 

Verbraucherportal www.heimverzeichnis.de als einziges Ver-

zeichnis bundesweit neben den Kontaktdaten und den gän-

gigen Strukturdaten wie Platzangebote und Preise von nahe-

zu 10.000 Einrichtungen der stationären Langzeitpflege auch 

umfangreiche Daten zur Lebensqualität in den Einrichtungen 

aus Verbrauchersicht.

Davon sollen nun auch die Nutzer des Pflegelotsen profitieren: 

In einer Kooperation mit der BIVA (Bundesinteressenvertre-

tung der Nutzerinnen und Nutzer von Wohn- und Betreuungs-

angeboten im Alter und bei Behinderungen e. V.), als Gesell-

schafterin der Heimverzeichnis gGmbH, hat der Verband der 

Ersatzkassen e. V. (vdek) das Qualitätssiegel „Grüner Haken“ 

des Heimverzeichnisses in seine Datenbank integriert. Dieses 

Siegel bildet die gebotene Lebensqualität und Verbraucher-

freundlichkeit der geprüften Einrichtungen ab.

Damit ist nun eine verbesserte Verbraucherinformation und 

eine ergänzende Orientierungshilfe bei der Suche nach dem 

passenden Heim gegeben. 

Der „Grüne Haken“ ist das Siegel für Verbraucherfreundlichkeit 

und Lebensqualität in Einrichtungen der stationären Betreu-

ung, welches nach Prüfung durch die BIVA für zwölf Monate 

vergeben wird. Unabhängige und ehrenamtliche Gutachter 

prüfen die Heime nach den Dimensionen Autonomie, Teilhabe 

und Menschenwürde. Hierzu werden neben den Leitungskräf-

ten auch die Bewohner befragt. Die Teilnahme der Einrichtun-

gen an dem Prüfverfahren ist freiwillig und kostenpflichtig. 

Gefördert wurde das Projekt bislang vom Bundesministerium 

für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (MBELV). 

Katrin Markus, Geschäftsführerin BIVA e. V. und Gesellschafte-

rin Heimverzeichnis gGmbH, erklärte: „Wir wissen aus Umfra-

gen, dass Menschen in stationären Einrichtungen ihr Wohl-

fühlen auch von anderen Faktoren abhängig machen als der 

Qualität des Essens, der pflegerisch-medizinischen Leistungen 

und Hygienestandards. Der ‚Grüne Haken‘ stellt die Lebens-

qualität und Verbraucherfreundlichkeit in den Mittelpunkt und 

ist daher eine sinnvolle Ergänzung zu den Pflegenoten.“  sj

Heimverzeichnis 
und Pflegelotse 
kooperieren miteinander

Transparenz und Verbraucherschutz 
in Pflegeeinrichtungen 
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Netzwerkveranstaltung 
„Wohnen im Alter“

Bereits seit einigen Jahren führt der bpa 

gemeinsam mit dem Bundesverband 

Freier Immobilien- und Wohnungsunter-

nehmen e. V. einmal jährlich eine Netz-

werkveranstaltung zum Thema Wohnen 

im Alter durch.

Auch in diesem Jahr wurde den Ent-

scheidern des Pflegemarktes, Betreibern, 

Finanzierern, Investoren, Planern und 

Architekten im Rahmen einer exklusi-

ven Abendveranstaltung die Möglichkeit 

zum gegenseitigen Austausch für aktu-

elle und zukünftige Projekte geboten.

			 

Politischer Gast des Abends war der Key 

Note Speaker Jochen Puth-Weißenfels, 

Leiter des Fachreferats Sportwirtschaft, 

Senioren und Pflegewirtschaft im Bun-

desministerium für Wirtschaft und Tech-

nologie. Puth-Weißenfels ging in seinem 

Vortrag sehr anschaulich auf die wirt-

schaftliche Bedeutung des Pflegemarktes 

und den wachsenden Bedarf an Pflege-

dienstleistungen ein. Im Fokus stand für

ihn dabei die Notwendigkeit verstärkter 

Investitionen im Bau- und Pflegebereich, 

um den demografischen Entwicklungen 

gerecht werden zu können.

Die neuen Wohnformen gewinnen im 

Zuge der aktuellen Pflegeversicherungs-

reform erheblich an Bedeutung. Der Ge-

setzgeber stärkt z. B. Tagespflegen und 

Wohngemeinschaften durch erhebliche 

Leistungserhöhungen und Förderungen. 

Der Verbleib von Pflegebedürftigen in 

der Häuslichkeit soll hierdurch unter-

stützt und verlängert werden. Auf diese 

und weitere Neuregelungen sowie deren 

Auswirkungen für die Pflege- und Woh-

nungsanbieter ging bpa-Geschäftsführer 

Bernd Tews in seinem Statement ein.

Die diesjährige Netzwerkveranstaltung

„Wohnen im Alter“ fand im Senioren-

domizil Wilhelm-Stift der ProCurand 

GmbH, Mitglied des bpa, statt. Die Teil-

nehmer der Veranstaltung hatten hierbei 

auch die Gelegenheit, die kürzlich fertig-

gestellten seniorengerechten Service-

Wohnungen des Stifts zu besichtigen 

und so praktische Anregungen und Ideen 

für eigene Wohnprojekte zu erhalten.  lm

Ganz oben: Gemeinsame Besichtigung einer 

Musterwohnung mit Architekt Stefan 

Klinkenberg (2.v.li.)

Oben: MR Jochen Puth-Weißenfels, BMWi

Links unten: Gespräche in entspannter 

Atmosphäre

Rechts unten: bpa-Geschäftsführer Bernd 

Tews schildert die Neuerungen des PNG 

für neue Wohnformen
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Das hat 
gerade noch
gefehlt ...

„Geriatrische Studie in Europa über 

die gesundheitlichen Auswirkungen der 

Luftqualität in Pflegeheimen (GERIE)“ 

Die EU lässt tatsächlich in einer 

geriatrischen Studie für 600.000 Euro 

die Luftqualität in acht nach dem 

Zufallsprinzip ausgewählten Pflege-

heimen in acht europäischen Ländern 

untersuchen. Die Studie, an der acht 

europäische Universitäten beteiligt 

sind, hat zum Ziel, die Gesundheit 

älterer Menschen zu verbessern, 

die dauerhaft in Pflegeheimen unter-

gebracht oder aufgrund reduzierter 

Mobilität Luftschadstoffen in Innen-

räumen ausgesetzt sind. 

Nachzulesen in englischer Sprache 

unter: http://ec.europa.eu/eahc/

projects/database.html?prjno=2006343 
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Fachkräfte für die 
Dienstleistungswirtschaft

In der Altenpflege gibt es bereits jetzt 

einen gravierenden Fachkräftemangel, 

er zeichnet sich aber auch in anderen 

Branchen der Dienstleistungswirtschaft 

wie dem Garten- und Landschaftsbau 

und in der Zeitarbeit ab. Bei einer Podi-

umsdiskussion, die der Bundesverband 

der Dienstleistungswirtschaft (BDWi) 

mit dem Bundesverband privater An-

bieter sozialer Dienste (bpa), dem Bun-

desarbeitgeberverband der Personal-

dienstleister (BAP), dem Bundesverband 

Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau 

(BGL) veranstaltet hat, nahmen auch 

Vertreter der Bundestagsfraktionen: 

CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen, FDP 

und SPD teil.

Der BDWi forderte die Bundesregierung 

auf, bei der Bekämpfung des Fachkräfte-

mangels den Dienstleistungssektor nicht 

außen vor zu lassen. Der Dienstleis-

tungssektor stehe für 70 Prozent der ge-

samtwirtschaftlichen Wertschöpfung und 

80 Prozent der Arbeitsplätze in Deutsch-

land. Der Fachkräftemangel sei auch 

bei Dienstleistern längst angekommen, 

machte BDWi-Präsident Michael H. Heinz 

deutlich. 

Altenpflege: 

Wir brauchen die Entlastung jetzt

In der Altenpflege könnten aktuell 30.000 

Arbeitsplätze für Fachkräfte direkt besetzt 

werden, bis zum Jahr 2020 fehlen sogar 

220.000 Pflegekräfte, machte bpa-Prä-

sident Bernd Meurer, der auch Vizeprä-

sident des BDWi ist, deutlich. Das führe 

dazu, dass viele Mitarbeiter in Pflege-

einrichtungen unter Überlastung leiden 

würden, da sie die fehlenden Fachkräfte 

durch Mehrarbeit kompensieren müss-

ten. Dies hätte wiederum Austritte aus 

dem Beruf zur Folge und verschärfe das 

Problem des Fachkräftemangels zusätz-

lich. Dieser Teufelskreis müsse durchbro-

chen werden. Dazu hätte die Pflegebran-

che ihre Ausbildungskapazitäten deutlich 

ausgeweitet. Dringend notwendig sei 

auch die unverzügliche Umsetzung der 

Ausbildungs- und Qualifizierungsoffen-

sive Altenpflege. Diese hätten die fünf 

zuständigen Bundesministerien und alle 

gesellschaftlich relevanten Gruppen qua-

si schlüsselfertig ausgearbeitet. 

Das allein reiche aber nicht aus. Für eine 

schnelle Entlastung benötige man die 

sofortige qualifizierte Zuwanderung aus 

dem Ausland. Meurer schlug vor, jährlich 

zum Beispiel 5.000 arbeitslose Fachkräfte 

aus dem Ausland – etwas aus Rumänien 

oder Serbien – nach Deutschland zu holen.  

Im Ausland erworbene Abschlüsse und 

Qualifikationen müssten schneller und 

verlässlicher anerkannt werden. Das 

gelte insbesondere bei Personen, die 

bereits hier in Deutschland leben. Das 

Anerkennungsgesetz werde daher aus-

drücklich begrüßt. Für die Pflege bedürfe 

es hier aber noch spezifischer Konkreti-

sierungen. 

Auf dem Podium (von links): Bernd Meurer, 

Carsten Henselek von der BGL, 

Mirco Melega vom BAP, Bundestagsab-

geordnete Katja Mast, SPD, Moderator 

und BDWi-Hauptgeschäftsführer 

Ralf-Michael Löttgen, Brigitte Pothmer, 

Bündnis 90/Die Grünen, Johannes Vogel, 

FDP, und Dr. Matthias Zimmer, CDU/CSU 
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Dringender Handlungsbedarf bestünde zudem beim Thema 

Sprachkenntnisse. Wenn schon vor dem Beschäftigungsan-

tritt in Deutschland Sprachkenntnisse auf dem B2-Niveau ver-

langt werden, wird die Einreise qualifizierter Fachkräfte auf 

Dauer nahezu komplett verhindert. Das Ziel müsse das B1-

Niveau sein.  

    

Brigitte Pothmer, Arbeitsmarktpolitische Sprecherin von Bünd-

nis 90/Die Grünen, schloss sich der Forderung hinsichtlich der 

Sprachkenntnisse an und forderte die Gehaltsgrenze bei der 

Blue Card zu kippen, so dass auch Altenpfleger einbezogen 

werden können. „Wir Grünen sind ausdrücklich für Zuwande-

rung“, betonte die Bundestagsabgeordnete. 

Dr. Matthias Zimmer, CDU/CSU, Mitglied des Ausschusses für 

Arbeit und Soziales, teilte die Kritik am Trend zur Professio-

nalisierung, das Thema Sprache hätte die Bundesregierung 

bereits im Rahmen der freien Förderung aufgegriffen. Eine 

Krankenschwester müsse kein Abitur haben. Katja Mast, 

MdB, Stellvertretende arbeitsmarktpolitische Sprecherin der 

SPD, verwies auf die Ausbildungsumlage in Baden-Würt-

temberg als Vorzeigebeispiel. Das funktioniere dort sehr gut. 

Johannes Vogel, FDP, MdB, Arbeitsmarktpolitischer Sprecher, 

machte deutlich, dass auch kurzfristige Maßnahmen erforder-

lich seien. In Reaktion auf die Forderung von Pothmer, gab er 

sich zuversichtlich, dass die Gehaltsgrenze bei der Blue Card 

im Bereich Pflege fällt.  sj

Brigitte Pothmer, Arbeitsmarkpolitische 

Sprecherin von Bündnis 90/Die Grünen

A
nz

ei
ge
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Offizielle Würdigung

Bürgermeister Hermann Roth hob in sei-

nem Grußwort die Bedeutung des Hau-

ses Maranatha für die Gemeinde hervor. 

Kleine Heime wie das Haus Maranatha 

leisten einen unverzichtbaren Beitrag zur 

wohnortnahen Versorgung. Durch die 

Landesheimbauverordnung, die 2019 in 

Kraft tritt und unter anderem 100 % Ein-

zelzimmer vorsieht, sind jedoch gerade 

auch kleine Einrichtungen in ihrem Be-

stand gefährdet, da der zusätzliche 

Wegfall von Pflegeplätzen in bisherigen 

Doppelzimmern wirtschaftlich dann nicht 

mehr darstellbar ist. 

Johannes Paetzold ist entschlossen, das 

Haus Maranatha weiterzuführen und hat 

deshalb bei der Heimaufsicht einen An-

trag auf Beratung zu Befreiungen von 

den Anforderungen der Verordnung ge-

stellt. Diese Beratung wird derzeit jedoch 

allen Einrichtungen in Baden-Württem-

berg verweigert mit der Begründung, 

dass die allgemeine bautechnische Ent-

wicklung oder die wirtschaftliche Situa-

tion des Betreibers zum jetzigen Zeit-

punkt nicht abzusehen sei. 

Landesgruppe Baden-Württemberg

Kleine Heime: Gefährdete Stützpfeiler 
der ortsnahen Versorgung
Haus Maranatha feiert Jubiläum 

Landesheimbauverordnung erschwert

sichere Planung

Gemäß dem eindeutigen Wortlaut des 

§ 4 Nr. 3 LHeimG haben die Träger je-

doch jederzeit einen Rechtsanspruch 

auf Beratung. Der Verweis der Heimauf-

sicht auf eine Beratung zu einem späte-

ren Zeitpunkt ist auch für Herrn Paetzold 

nicht hinnehmbar. Er möchte das Haus 

Maranatha für alte und hilfebedürftige 

Menschen weiter betreiben und benöti-

ge heute eine Aussage zu dem, was ihn 

in sieben Jahren erwarte. Der bpa un-

terstützt ihn in dieser Frage: „Aufgrund 

der langfristigen und hohen Investitio-

nen, die mit der Umsetzung der Landes-

heimbauverordnung verbunden sind, 

kann eine Einrichtung nicht bis 2019 oder 

länger auf eine Aussage warten, ob eine 

Befreiung oder Ausnahme in Betracht 

kommt. Eine Befreiungsmöglichkeit, über 

die erst entschieden werden kann, wenn 

die Verordnung bereits umgesetzt sein 

müsste, wäre widersinnig“, so Landes-

beauftragter Sven Schumacher.  svs

Die Riverside Gospel Singers aus Eberbach begeister-

ten die Bewohner und Gäste bei der 20-Jahr-Feier des 

Alten- und Pflegeheims Haus Maranatha in Heddes-

bach. 

Mit einer Feier beging das Alten- und 

Pflegeheim Haus Maranatha in Heddes-

bach im Rhein-Neckar-Kreis jetzt das Ju-

biläum seines 20-jährigen Bestehens. In-

haber Johannes Paetzold hatte das Haus 

1992 als Zuhause für 17 Bewohner nach 

eigenen Vorstellungen erbaut – mit gera-

de einmal 28 Jahren. Sven Schumacher, 

bpa-Landesbeauftragter, überbrachte die 

Glückwünsche des Verbands. Entstan-

den ist ein Gebäude mit einem architek-

tonisch ausgesprochen ungewöhnlichen 

und attraktiven Erscheinungsbild. Innen 

gleicht kein Raum dem anderen. 

Dieses hohe Maß an Individualität trägt 

nicht nur dem Anspruch auf Entfaltung 

der Persönlichkeit der Bewohner Rech-

nung, sondern unterstützt auch die Ori-

entierung Demenzkranker im Haus. Das 

Haus ist zudem geprägt durch einen be-

sonderen Geist. Mit einem klaren Be-

kenntnis zu aktivierender Pflege und 

möglichst hoher Selbstbestimmung auf 

Grundlage einer christlichen Überzeu-

gung leben Johannes Paetzold und seine 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einen 

respektvollen Umgang miteinander vor. 

Johannes Paetzold ist dabei ein streitba-

rer Anwalt von Bewohnern und Pflege-

personal. 



21

A
kt

u
el

le
s 

au
s 

d
en

 L
än

d
er

n

Von links: bpa-Landesbeauftragter 

Berthold Denzel, Heimfürsprecherin 

Anita Sulger, Inhaberin und Heim-

leiterin Andrea Greszki, Lothar Riebsamen, 

MdB für den Wahlkreis Bodensee (CDU), 

Pflegedienstleiterin Martina Krautheim 

und Hans-Joachim Jäger, 

stellv. Bürgermeister der Gemeinde 

Uhldingen-Mühlhofen

Landesgruppe Baden-Württemberg

Pflegeeinrichtung 
statt Plenarsaal
Lothar Riebsamen (MdB, CDU) zu Gast  

Wer im politischen Berlin die richtigen 

Entscheidungen treffen will, muss sich 

vor Ort über die Herausforderungen  der 

Menschen und Unternehmen informie-

ren. Getreu diesem Ansatz besuchte der 

CDU-Politiker Lothar Riebsamen (MdB) 

das Belvita Seniorendomizil in Uhldin-

gen-Mühlhofen. Dort informierte er sich 

bei den Bewohnern und interessierte 

sich für die wirtschaftlichen Bedingun-

gen von Privatunternehmern in der Pfle-

ge. Bei seinem Besuch sprach er mit den 

Pflegebedürftigen, mit der Geschäftsfüh-

rerin Andrea Greszki und Vertretern des 

bpa.

„Der demografische Wandel und der zu-

nehmende Wunsch, bis ins hohe Alter 

ein selbstbestimmtes und zufriedenes 

Leben zu führen, stellen zahlreiche He-

rausforderungen an die Gesellschaft“, 

sagte Lothar Riebsamen. „Diese Leis-

tung  ist nicht ohne das Engagement pri-

vater Unternehmer zu schaffen, die mit 

viel Eigeninitiative den Pflegebedarf ab-

sichern.“

Im Belvita Seniorendomizil wohnen 36 

Menschen, die dort professionell betreut 

und gepflegt werden. „Das Betreiben ei-

nes privaten Pflegeheimes erfordert viel 

Kraft und vor allem das Fachwissen hoch 

qualifizierter Pflegekräfte“, weiß Berthold 

Denzel, Landesbeauftragter des bpa in 

Baden-Württemberg. Es sei gut zu wis-

sen, dass Lothar Riebsamen als Politiker 

der Region ein offenes Ohr für die Frage-

stellungen und Herausforderungen der 

privaten Pflegedienstleister in der Pfle-

gebranche habe. 

Konkretes Erleben bringt 

passende Lösungen

Wie dringend der Handlungsbedarf ist, 

zeigen die aktuellen politischen Debat-

ten und Gesetzesverfahren und das zähe 

Ringen um angemessene Verbesserun-

gen für Pflegebedürftige und ihre An-

gehörigen. „Wir brauchen den direkten 

Austausch mit den verantwortlichen Po-

litikern vor Ort, da wo Pflege tatsächlich 

stattfindet. Pflege ist nur schwer theore-

tisch erfassbar. Es geht um die Versor-

gung und um die Lebensqualität alter 

und kranker Mitmenschen. Passende Lö-

sungen finden wir dann, wenn die Prob-

leme konkret miterlebt werden“, so Den-

zel. 

Riebsamen interessierte sich auch für 

die Bedingungen der Pflegenden, die vor 

allem den Fachkräftemangel längst zu 

spüren bekommen. Bundesweit besteht 

quasi Vollbeschäftigung in der Pflege-

branche und momentan ist für 30.000 of-

fene Stellen so gut wie kein qualifiziertes 

Fachpersonal zu finden. „Der Fachkräfte-

mangel ist auch in Baden-Württemberg 

dramatisch. Wir brauchen dringend ef-

fektive Maßnahmen, um dieser Entwick-

lung entgegen zu wirken. Wir hoffen, 

dass Lothar Riebsamen viele Eindrücke 

mitnimmt und sie zukünftig engagiert 

diskutieren wird, damit wir auch zukünf-

tig qualitativ hochwertige Pflege durch 

qualifiziertes Fachpersonal garantieren 

können“, so Denzel abschließend.  bd
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Landesgruppe 
Baden-Württemberg

Sozialministerin 
Katrin Altpeter besucht 
bpa-Mitgliedseinrichtung

Beim Besuch der Kranken- und Seniorenpflege (KSP) hat sich 

die baden-württembergische Sozialministerin Katrin Altpeter 

(SPD) in Begleitung von KSP-Geschäftsführer Martin Klein-

schmidt auch die angeschlossene Tagespflege angesehen. 

Die Ministerin zeigte sich erfreut über die freundliche und 

helle Atmosphäre in den Räumen des Schorndorfer Gesund-

heitszentrums. Gerade der Ausbau wohnortnaher Pflegeange-

bote sei angesichts der absehbaren demografischen Entwick-

lung eine wichtige Säule bei der Betreuung Pflegebedürftiger. 

Die Tagespflege leiste auch einen wichtigen Beitrag zur Entlas-

tung  pflegender Angehöriger, so Altpeter. 

Spätestens als die Sozialministerin alle in der Tagespflege per-

sönlich begrüßte, merkte man ihr die Nähe zur Altenpflege an: 

Katrin Altpeter schloss 1986 eine Ausbildung zur Altenpflegerin 

ab. Kompetent zeigte sie sich auch im KSP-Domizil. „Das The-

ma Pflege gewinnt eine immer größere gesellschaftliche Be-

deutung.“ In Baden-Württemberg, so Altpeter, zählten bereits 

2,6 Millionen Einwohner zur „Generation 60 plus“. Deshalb sei-

en heutzutage so gut wie alle Menschen von der Pflegeprob-

lematik tangiert. Die Gesundheitsministerin war sich mit KSP-

Geschäftsführer Martin Kleinschmidt einig, dass angesichts 

der Herausforderungen in der Pflege der Personalentwicklung 

höchste Priorität einzuräumen sei.  fl

Die compassio GmbH & Co. KG in Ulm betreibt in Süd-

deutschland 21 Seniorendomizile und bietet stationäre 

Seniorenbetreuung und -pflege an. Jetzt konnten Ge-

schäftsführer Wolfgang Frühschütz und Einrichtungsleiter 

Bert Bretschneider im Seniorendomizil Haus Antonius in 

Göllheim mit Barbara Geißler die 2.000ste Bewohnerin im 

Einrichtungsverbund begrüßen. „Nun habe ich den Jackpot“, 

freute sich die 79-jährige Seniorin, als sie von der runden 

Zahl erfuhr. Geschäftsführer Wolfgang Frühschütz vom Träger 

compassio war aus Ulm angereist, um Barbara Geißler 

für ihr Vertrauen zu danken und einen Blumenstrauß sowie 

einen Gutschein über 2.000 Euro zu überreichen.  sj

Sozialministerin Katrin Altpeter, KSP-Geschäftsführer 

Martin Kleinschmidt und eine Bewohnerin

Landesgruppe Baden-Württemberg

2.000ste Bewohnerin geehrt



Auch die Ausgrenzung des Vorraums 

bei der Berechnung des Wohnbereichs 

sah Professor Marx sehr kritisch: Gegen 

eine Nutzung zum Beispiel durch einen 

Schrank sei in den allermeisten Fällen 

nichts einzuwenden, die Bewegungsfrei-

heit der Senioren sei dadurch im Nor-

malfall nicht eingeschränkt.

„Unsere Unsicherheit ist riesig groß“, 

meinte ein Teilnehmer der Tagung und 

bat Professor Marx um eine Handlungs-

empfehlung. Marx empfahl, Argumente

zu sammeln. Argumente, warum die 

aktuelle bauliche Situation für die Be-

wohner pflegefachlich sinnvoll sei. Eine 

buchstabengetreue Umsetzung der jetzt 

veröffentlichten Norm sei jedenfalls nicht 

notwendig, es käme auf die Einhaltung 

der Schutzziele an. Marx bot dem bpa 

seine Unterstützung an, um brauchbare 

Ergebnisse auch für Überwachungstätig-

keit durch die Heimaufsichten (FQA) zu 

erzielen. 

Dieses Angebot griff Joachim Görtz, Lei-

ter der bpa-Landesgeschäftsste Bayern, 

umgehend auf: „Wir haben mit dem So-

zialministerium bereits vereinbart, eine 

Leitlinie bilden zu wollen, mit der auch 

nach dem Wunsch der FQA die Hand-

lungssicherheit für alle Beteiligten erhöht 

werden soll. Als Verfasser der Norm kann 

auf ihre Fachlichkeit in der zu bildenden 

Arbeitsgruppe nicht verzichtet werden, 

dafür werden wir uns einsetzen.“
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Landesgruppe Bayern

DIN 18040-2 – 
Eine Baunorm mit fatalen Folgen 
für stationäre Einrichtungen
Der bpa startet Gegenoffensive
Die baulichen Anforderungen nach baye-
rischem Baurecht haben existenzbedro-
hende Ausmaße angenommen. Der bpa 
in Bayern hat daher eine Gegenoffen-
sive gestartet. Deren Auftakt bildete 
eine Tagung mit 100 Teilnehmern, zu 
welcher der bpa gemeinsam mit der 
WIBU-Gruppe am 16. Oktober 2012 nach 
München eingeladen hatte. Als Referent 
war mit Professor Lothar Marx, Mitglied 
im Normenausschuss Bauwesen, ein 
ausgewiesener Kenner für barrierefreies 
Bauen dabei.

Nach einer kurzen Einführung in die bau-

lichen Anforderungen nach bayerischem 

Heimrecht erklärte dieser ohne Um-

schweife, dass er mit der Ausführungs-

verordnung zum Pflege- und Wohnqua-

litätsgesetz (AVPfleWoqG) alles andere 

als glücklich sei, soweit es die unreflek-

tierte Anwendung der darin verankerten 

DIN 18040-2 anlange: „Das hat sich je-

mand ausgedacht, der noch nie in einem 

Pflegeheim war.“ 

Anforderungen von Pflegeheimen 

kaum berücksichtigt

Sein wichtigster Kritikpunkt: Die gefor-

derten baulichen Maßnahmen zielten vor 

allem auf die  Teilhabe von Menschen mit 

Behinderung im sozialen Wohnungsbau 

ab. Auf die spezifischen Anforderungen 

in einem Alten- und Pflegeheim sei mit 

der Verankerung in der AVPfleWoqG 

kaum geachtet worden. 

Beispielsweise sei nicht zu erklären, wie 

die umfangreichen Bewegungsflächen 

entlang und vor den Möbeln umgesetzt 

werden könnten: 150 cm freien Aktions-

radius sehe die Norm vor, im Wohnraum 

ebenso wie in der Nasszelle. Die Min-

destgröße eines Einzel- und Doppelzim-

mers steige zwar auf 14 bzw. 20 qm, die 

geforderten Aktionsradien seien in die-

sen Größen dennoch kaum umsetzbar. 

Infoveranstaltung zum bayerischen Pflege- 

und Wohnqualitätsgesetz mit (hintere Reihe 

von links): Professor Lothar Marx, 

Mitglied im Normenausschuss Bauwesen, 

Sabine Wegmann, Marketingleiterin 

WIBU-Objekteinrichtungen, Joachim Görtz, 

bpa-Landesgeschäftsstellenleiter, 

Kai Kasri, Vorsitzender der bpa-Landesgruppe, 

(vordere Reihe von links): 

Falk Roßkopf, bpa-Landesreferent, 

Helmut Baier, Geschäftsführer WIBU Bayern, 

Robert Auer, BG Immobiliengruppe, 

Michael O. Haile, bpa-Servicegesellschaft 

sowie Rechtsanwalt Jörn Bachem.

Landesgruppe 
Baden-Württemberg

Sozialministerin 
Katrin Altpeter besucht 
bpa-Mitgliedseinrichtung
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Gute Chancen auf 

vollständige Befreiung

Rechtsanwalt Jörn Bachem riet den bpa-

Mitgliedern, sich möglichst bald mit den 

neuen Anforderungen zu beschäftigen 

und Kontakt zu den zuständigen Behör-

den aufzunehmen. Bachem ging eben-

so wie Michael O. Haile von der bpa-

Servicegesellschaft davon aus, dass die 

geforderten Umbaumaßnahmen in sehr 

vielen Fällen komplett abgewendet wer-

den könnten – nicht nur, weil sie pflege-

fachlich fragwürdig seien, sondern weil 

sie in der Finanzierung nicht darstellbar 

seien. Bei schlüssig durchdachten Anträ-

gen sei die Aussicht auf eine vollständi-

ge Befreiung von den neuen baulichen 

Anforderungen hoch, davon zeigten sich 

alle Referenten überzeugt.

„Wir setzen alle Hebel in Bewegung, um 

jetzt schon Anträge stellen zu können 

für den Fall, dass man zwar umbauen 

möchte, dies aber erst nach einer Frist-

verlängerung von bis zu 25 Jahren“, er-

klärte Kai Kasri, der Vorsitzende der bpa-

Landesgruppe. „Es ist unzumutbar, dass 

Heimbetreiber frühestens in vier Jahren 

die Chance haben sollen, auf die neuen 

Anforderungen mit Fristverlängerung zu 

entgegnen. Dann bliebe ihnen bei der 

aktuellen Formulierung noch ein Jahr, 

um den Umbau fertig zu stellen. Das ist 

unsinnig“. 

Der bpa werde jedoch nicht nur juristisch 

tätig, sondern ebenso wichtig sei das 

direkte Gespräch mit den verantwortli-

chen Sozialpolitikern. „Gerade die Politik 

muss an einer konstruktiven Lösung inte-

ressiert sein“,  so Joachim Görtz. „Wenn 

wegen der buchstabengetreuen Umset-

zung dieser Ausführungsverordnung rei-

henweise die stationären Einrichtungen 

zu machen müssen, hat auch die Politik 

ein großes Problem. Die Versorgung 

der pflege- und betreuungsbedürftigen 

Menschen in Bayern wäre dann flächen-

deckend nicht mehr gesichert.“  jg

Landesgruppe Bayern

Eine starke Gemeinschaft 
Bereits 55% der ambulanten Pflegeeinrichtungen 
in Bayern sind in privater Trägerschaft,
fast jede zweite von ihnen ist beim bpa organisiert

Die ambulante Versorgung von alten 

und kranken Menschen liegt in Bayern 

zunehmend in der Verantwortung von 

privaten Pflegediensten. Insgesamt ver-

tritt die bpa-Landesgruppe Bayern in 

der ambulanten und stationären Pflege 

sowie in der Behindertenhilfe mehr als 

900 Einrichtungen – davon über 400 am-

bulante Pflegedienste. Wir haben mit 

Reinhold Rossbach, dem Inhaber des 

jüngsten bpa-Neuzugangs, dem „R und R 

Pflegedienst“, über seine Erwartungen 

an den bpa gesprochen.

bpa.magazin: Herr Rossbach, Ihr Pflege-

dienst ist schon seit acht Jahren auf dem 

Markt. Erst jetzt sind Sie einem Verband 

beigetreten. Was hat den Ausschlag ge-

geben?

Reinhold Rossbach: Im Alleingang wird 

es immer schwieriger. Das Hauptprob-

lem sind die Vergütungen, die seit Jah-

ren nicht erhöht wurden. Damit bin ich 

an die Grenzen der Wirtschaftlichkeit 

gekommen. Ich brauche ja nur die stei-

genden Personalkosten und die Kraft-

stoffpreiserhöhungen zu nennen. Die Tat-

sache, dass der bpa seit Jahren mit viel 

Nachdruck und nunmehr erfolgreich für 

eine Vergütungserhöhung in der häusli-

chen Krankenpflege gekämpft hat, war 

für mich der Hauptgrund für den Beitritt. 

bpa.magazin: Welche Möglichkeiten hät-

ten Sie ohne einen Verbandsbeitritt ge-

sehen, um zu vernünftigen Vergütungen 

zu kommen?

Reinhold Rossbach: Natürlich hätte ich 

als ungebundener Dienst direkt mit den 

Kassen verhandeln können. Das wäre 

möglich gewesen, für mich allein aber 

sehr schwierig geworden. Vor allem aber
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Pro und contra Pflegekammer (von links): 

der Kieler Rechtsprofessors Gerhard Igl, 

bpa-Landesgeschäftsstellenleiter Joachim Görtz und 

Rechtsprofessor Mario Martini von der Universität Speyer. 

Reinhold Rossbach, 400stes ambulantes 

Mitglied des bpa in Bayern

Landesgruppe Bayern

Placebo statt Wunderpille
Befürworter einer Pflegekammer 
können ihr Versprechen 
an die Pflegekräfte nicht halten

finde ich es einfach ungerecht, wenn 

Pflegedienste je nach ihrer Trägerschaft 

für genau dieselbe Arbeit sehr unter-

schiedlich bezahlt werden. Die Freie 

Wohlfahrtspflege hatte für geraume Zeit 

bessere Voraussetzungen als wir. Durch 

den neuen Vergütungsvertrag in der 

häuslichen Krankenpflege hat sich das 

endlich ausgeglichen. Das hat der bpa 

hier in Bayern geschafft und es beweist 

einmal mehr, dass man sich zusammen-

tun muss.

bpa.magazin: Der Vergütungserhöhung 

lag ja die Feststellung zugrunde, dass 

mehr Zeit beispielsweise für die Versor-

gung von Wunden notwendig ist. Macht 

sich das in der täglichen Arbeit tatsäch-

lich bemerkbar?

Reinhold Rossbach: Auf jeden Fall. Wir 

haben jetzt alle ein wenig mehr Versor-

gungsqualität erhalten: Meine Mitarbei-

ter und die Patienten profitieren gleicher-

maßen davon. Eine gute Pflege braucht 

halt ihre Zeit.

bpa.magazin: Herr Rossbach, wir danken 

Ihnen für das Gespräch.  jg

„Als völlig untauglichen Versuch zur 
Entlastung der Pflege“ bewerteten Ex-
perten am 18. Oktober 2012 in einer 
Landtagsanhörung die Errichtung einer 
Pflegekammer in Bayern. Dringend seien 
gezielte Maßnahmen zur Behebung des 
dramatisch steigenden Fachkräfteman-
gels nötig. Schon heute fehlten in Bayern 
tausende Pflegekräfte. Den Pflegekräften 
helfe vor allem mehr Personal und we-
niger Bürokratie. Die weitere Bürokrati-
sierung durch eine Zwangsverkamme-
rung verkehre diese Absicht aber in ihr 
Gegenteil.

Deutliche Skepsis kam auch aus der 

Politik. Selbst aus den bisherigen Um-

fragen bei den Pflegekräften sei kein 

ausgeprägter Wille für die Errichtung ei-

ner Pflegekammer erkennbar. Auch die 

Dienstleistungsgewerkschaft ver.di be-

kräftigte diese Einschätzung. Die in der 

Gewerkschaft mit Abstand größte Grup-

pe organisierter Pflegekräfte habe sich 

überwiegend gegen eine Pflegekammer 

ausgesprochen.

Die Befürworter einer Pflegekammer 

beharrten demgegenüber darauf, die 

Pflegekräfte zum „Schutz der Bevölke-

rung vor unsachgemäßer Pflege“ einer 

Zwangsmitgliedschaft mit Berufsaufsicht 

unterstellen zu müssen. 

Zwangsvereinigung muss 

von Pflegekräften finanziert werden

„Man erkennt genau die Ziele der Kam-

merlobbyisten, die von den berechtigten 

Bedürfnissen der Pflegekräfte abwei-

chen“, sagte Joachim Görtz, der in der 

Anhörung vertreten war. „Es geht nach 

Angaben derer, die in einer Kammer Ver-

antwortung übernehmen wollen, darum, 

die bislang ehrenamtlich ausgeübte 

Funktionärstätigkeit in eine von den Pfle-

gekräften finanzierte Zwangsvereinigung 

zu überführen. Das kann und darf kein 

Kriterium sein. Die Politik sollte diesen 

Begehrlichkeiten nicht Folge leisten.“ 

Auch im weiteren Verlauf der Anhörung 

kamen die Befürworter einer Pflegekam-

mer sichtlich in Begründungsschwierig

keiten. Abgesehen von den wenig über-

zeugenden Behauptungen ihrer Befür-

worter sprachen auch juristische Beden-

ken gegen die Errichtung einer Pflege-

kammer. 
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Landesgruppe Bayern

Auszeichnung mit 
Bayerischem Verdienstorden

Friedrich Schmidt und Bayerns Ministerpräsident 

Horst Seehofer bei der Ordensverleihung 

Rechtsgutachten beweist: 

Hoffungen der Pflegekräfte können 

nicht erfüllt werden

Rechtsprofessor Mario Martini vom 

Lehrstuhl für Staatsrecht der Universität 

Speyer stellt in einem aktuellen Gutach-

ten dazu fest, dass z. B. die tarifliche Ge-

staltung in der Pflege Aufgabe und Ziel 

der Gewerkschaften ist. Diese könne der 

Tätigkeit einer Pflegekammer nicht zuge-

führt werden. „Die Zwangsorganisation 

einer Pflegekammer wird die Hoffnun-

gen, die die Pflegenden in sie setzen, 

nicht oder nicht ausreichend erfüllen 

können“, so Martini. 

Die Befürworter einer Pflegekammer 

stützten sich in juristischer Hinsicht auf 

Ausführungen des Kieler Rechtsprofes-

sors Gerhard Igl. Er machte in der Anhö-

rung darauf aufmerksam, sich erst dann 

vertiefend mit der Frage beschäftigen 

zu können, wenn ihm ein konkreter Ge-

setzentwurf vorgelegt werde. Auch wol-

le er das aktuelle Martini-Gutachten zur 

Kenntnis nehmen. Prof. Igl bestätigte 

bereits vor einigen Jahren die rechtliche 

Möglichkeit zur Errichtung einer Pfle-

gekammer. Das nun von seinem Kolle-

gen Martini vorgelegte Gutachten aber 

beleuchtet, über die reine Möglichkeit 

einer Pflegekammer hinaus, die Frage 

der Sinnhaftigkeit. Der bpa ist davon 

überzeugt, dass vor allem diese Frage-

stellung weiterhin ausführlich und kont-

rovers diskutiert werden muss.  jg

Friedrich Schmidt, Mitglied des Vor-

stands der bpa-Landesgruppe Bayern, 

hat für sein Engagement zur Steigerung 

der Pflegequalität von Ministerpräsident 

Horst Seehofer den begehrten Bayeri-

schen Verdienstorden erhalten. 

Voraussetzung für die Verleihung des 

streng auf 2.000 lebende Träger limitier-

ten Ordens sind „hervorragende Ver-

dienste um den Freistaat Bayern und das 

bayerische Volk“. Bei Friedrich Schmidt 

war ausschlaggebend, dass er sich über 

den Aufbau und den erfolgreichen Be-

trieb von zwei eigenen Pflegeheimen hi-

naus mit großem persönlichem Einsatz 

für die Verbesserung der Pflegequalität 

insgesamt eingesetzt habe. In der Be-

gründung für die Ordensvergabe heißt es: 

„Sein gesellschaftliches Engagement 

war stets von Eigeninitiative zum Wohle 

der Menschen geprägt, sei es als Ret-

tungssanitäter, als ehrenamtlicher Leh-

rer an der Fachschule für Altenpflege in 

Landshut, als Mitglied der „Alzheimer 

Gesellschaft Landshut e. V.“ , des Landes-

pflegeausschusses oder als Landesvor-

sitzender und Vize-Präsident des Bun-

desverbandes privater Anbieter sozialer 

Dienste e.V. (bpa), der mittlerweile zu 

den größten Verbänden Europas im Pfle-

gebereich gehört.“

Friedrich Schmidt betonte im Nachgang: 

„Diese Auszeichnung ehrt mich persön-

lich sehr. Sie ist darüber hinaus ein deut-

liches Zeichen der Wertschätzung für die 

privat erbrachten Pflege- und Betreu-

ungsleistungen, wie sie in Bayern und 

deutschlandweit von meinen Kollegin-

nen und Kollegen tagtäglich und mit 

großer Verantwortung für unsere Gesell-

schaft erbracht werden.“
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Anlässlich der Mitgliederversammlung 

des bpa Bremen/Bremerhaven am 12. No-

vember griff Sozialsenatorin Anja Stah-

mann das aktuelle Thema „Gewalt in der 

Pflege“ auf. In ihrem Grußwort warnte 

sie davor, Pflegekräfte in Generalver-

dacht zu stellen. Die meisten Pflegenden 

seien gut ausgebildet und engagiert. Die 

bpa-Landesgruppe bezeichnete sie als 

zuverlässigen Ansprechpartner, der mit 

konstruktiven Beiträgen auf Politik und 

Kostenträger einwirke. 

Landesgruppe 
Bremen/Bremerhaven

Pflegekräfte gut 
ausgebildet und engagiert
Mitgliederversammlung 
des bpa Bremen/Bremerhaven

Landesgruppe 
Bremen/Bremerhaven

Bremer 
Pflegeinitiative 
gegen den 
Fachkräftemangel
Bündnis unterzeichnet 
Vereinbarung

Ein gutes Dutzend Partner haben sich 

zur „Bremer Pflegeinitiative gegen 

den Fachkräftemangel“ zusammenge-

schlossen. Im Kaminsaal des Rathauses 

wurde die Vereinbarung jetzt offiziell 

unterzeichnet. Die bpa-Landesgruppe 

Bremen/Bremerhaven war von Anfang 

an dabei, hat die Vereinbarung und den 

dazu gehörenden Maßnahmenkata-

log mit entwickelt und eigene Vorschlä-

ge eingebracht. 

Die wichtigsten Ziele, die erreicht wer-

den sollen: Steigerung der Ausbildungs-

zahlen und Anzahl der geförderten 

Schulplätze, Verbesserung der Rahmen-

bedingungen für die Pflege, Erleichte-

rung bei der Anerkennung ausländischer 

Abschlüsse, Weiterentwicklung der Pfle-

geberufe.

Auf dem Arbeitsmarkt wächst die Nach-

frage nach Pflegefachkräften, offene 

Stellen im Gesundheitssektor lassen sich

Ab sofort ist zudem der Vorstand neu 

besetzt: Neben dem neuen und alten 

Vorstandsvorsitzenden, Ralf Holz, gehö-

ren erstmals Sven Beyer, Leiter der DKV-

Residenz in der Contrescarpe GmbH, 

sowie Ronald Meißner, Geschäftsführer 

der AKS Ambulante Kranken- und Seni-

orenbetreuung GmbH, dem bpa-Landes-

vorstand an. Beyer ist stellvertretender 

Vorsitzender, während Meißner als eines 

von acht Vorstandsmitgliedern fungiert. 

Die bpa-Bundesgeschäftsführer Bernd 

Tews und Herbert Mauel informierten in 

Workshops über das Pflege-Neuausrich-

tungs-Gesetz.  hbw

Der neue Vorstand des bpa-Bremen/Bremerhaven (von links): 

Sven Beyer, Ricarda Hasch, Frank Markus, 

Michel Döring, Ronald Meißner, Iwona Kunz-Zelewski, 

Ralf Holz und Stefan Lohse
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Nicht unterzeichnet haben – nach anfäng-

licher Mitarbeit bei der Vorbereitung – 

die Universität, die Hochschule, der Bre-

mer Pflegerat und der Landesfachbeirat 

Pflege. Der Grund für die Ablehnung: im 

Rahmen der Pflegeinitiative wird nicht 

die Einrichtung einer Pflegekammer ge-

prüft. Das hatte der Senat so entschie-

den. Die Einrichtungen werden aber bei 

der Erarbeitung und Durchführung von 

Maßnahmen mit dabei sein. Nicht un-

terzeichnet haben auch die Kranken- und 

Pflegekassen, diese konnten allerdings 

ausschließlich aus rechtlichen Gründen 

nicht beitreten. Die Kostenträger sind mit 

einbezogen und werden die Initiative mit 

begleiten.

Erste konkrete Ergebnisse

Arbeitsgruppen zu den Themenberei-

chen „Rahmenbedingungen und Finan-

zierung“, „Nachwuchssicherung und Aus-

bildung“ sowie „Weiterentwicklung der 

Pflegeberufe und Fort- und Weiterbil-

dung“ werden jetzt ihre Arbeit aufneh-

men und die geplanten Maßnahmen der 

Pflegeinitiative konkretisieren. Ein Len-

kungsausschuss wird die Aktivitäten der 

Bremer Pflegeinitiative begleiten. Hier 

sind der bpa, die Wohlfahrt, die Arbeit-

nehmerkammer, die Krankenhausgesell-

schaft sowie die senatorischen Behörden 

Mitglied. Ergebnisse werden gemein-

sam kommuniziert. 

Erste Maßnahmen aus dem Handlungs-

paket sind bereits realisiert worden: am-

bulante Pflegeeinrichtungen können ab 

sofort auch als Träger der praktischen 

Ausbildung in der Altenpflege fungie-

ren (lesen Sie dazu bitte den Beitrag zur 

Erstausbildung) und die Arbeitnehmer-

kammer hat eine Vollerhebung des Ar-

beitskräftebedarfs und der Personalent-

wicklung in der Pflege im Land Bremen 

in Auftrag gegeben. Das Ergebnis der 

Untersuchung wird im Januar vorge-

stellt.  hbw

Was in allen anderen Bundesländern 

gängige Praxis ist, wird nun auch im 

Bundesland Bremen ermöglicht: Ambu-

lante Pflegedienste dürfen sich an der 

Erstausbildung zur Altenpflegerin/zum 

Altenpfleger beteiligen. 

Bislang hatte die bremische Regelung 

dem § 4 Abs. 3 des Bundes-Altenpflege-

gesetzes widersprochen, in dem festge-

halten ist, dass die praktische Ausbildung 

in stationären und auch ambulanten 

Pflegeeinrichtungen zu vermitteln ist. In 

der entsprechenden bisher gültigen Rah-

menvereinbarung auf Landesebene war 

2003 vereinbart worden, dass die Stun-

den der praktischen Ausbildung „über-

wiegend in stationären Einrichtungen 

abzuleisten sind“. 

Nach erfolgreicher Intervention durch 

bpa und Wohlfahrt sowie vor dem Hin-

tergrund der Bremer Pflegeinitiative und 

der Tatsache, dass viele Pflegedienste 

ausbilden wollen, wurde der gesetzes-

widrige Passus der bremischen Rege-

lung jetzt geändert, die neue Rahmen-

vereinbarung inzwischen unterzeichnet.  

Von nun an gilt: Möchte ein ambulan-

ter Dienst (vorausgesetzt, es besteht 

ein Versorgungsvertrag und eine Ver-

gütungsvereinbarung) ausbilden, muss 

er sich der Landesrahmenvereinbarung 

anschließen, die Ausbildung auf der 

Grundlage des Rahmenlehrplans durch-

führen und den Anforderungen an die 

Altenpflegeausbildung in ambulanten 

Diensten entsprechen. Voraussetzung ist 

ferner, dass die Ausbildungsbetriebe ei-

nen Kooperationsvertrag mit derjenigen 

Altenpflegefachschule abschließen, die 

Landesgruppe
Bremen/Bremerhaven

Erstausbildung in 
der Altenpflege jetzt 
auch bei Pflege-
diensten möglich

zunehmend schwerer besetzen. Die Bun-

desagentur für Arbeit rechnet bis zum 

Jahr 2030 mit einem zusätzlichen Bedarf 

von 140.000 Pflegefachkräften in der Al-

tenpflege bundesweit. Für Bremen er-

gibt sich daraus ein rechnerischer Bedarf 

von über 1.300 zusätzlichen Fachkräften.

„Der Fachkräftemangel in der Pflege ist 

eines der dringendsten Probleme, die 

bearbeitet werden müssen“, nimmt Ralf 

Holz, Vorsitzender der bpa-Landesgrup-

pe, in der gemeinsam von den Senato-

rinnen für Soziales, Kinder, Jugend und 

Frauen sowie Bildung, Wissenschaft und 

Gesundheit herausgegebenen Presse-

erklärung Stellung. Holz hat die Rahmen-

vereinbarung für den bpa unterschrieben. 

Imagekampagne an Schulen

„Von der Bremer Pflegeinitiative erwar

ten wir auf Grund der vereinbarten 

Handlungsempfehlungen und geplanten 

Maßnahmen positive Effekte zur dauer-

haften Sicherstellung der ambulanten 

und stationären Versorgung für das Land 

Bremen. Der bpa Bremen/Bremerhaven 

unterstützt die Offensive zum Beispiel 

durch eine schon in anderen Bundes-

ländern erprobte Imagekampagne an 

Schulen. Ein wachsender Bedarf an 

Fachkräften bedeutet auch einen konti-

nuierlichen Anstieg der landesgeför-

derten Schulplätze für die Ausbildung 

in der Altenpflege. Wir rechnen fest mit 

einer weiteren Aufstockung“, so der bpa-

Vorsitzende.

Zu den Bündnispartnern, die die Pflege-

initiative unterzeichnet haben, gehören 

neben den Sozial- und Gesundheitsse-

natorinnen der Magistrat Bremerhaven, 

die Arbeitsagenturen und Jobcenter 

beider Städte, die Krankenhausgesell-

schaft der Freien Hansestadt Bremen, 

die Krankenpflege- und Altenpflege-

schulen, die Arbeitnehmerkammer, die 

Landesarbeitsgemeinschaft der Freien 

Wohlfahrtspflege und die Landesar

beitsgemeinschaft Selbsthilfe behinder-

ter Menschen. 
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Links: Jens Koeppen und 

Gabriela Frank im Gespräch

 

Rechts: Gemeinsame sportliche 

Betätigung von Jung und 

Alt gehören zum Alltag in der 

Tagespflegeeinrichtung.  

Landesgruppe Bremen/Bremerhaven

Grünen-Politikerin 
Marieluise Beck im Pflege-Einsatz

für den theoretischen Unterricht zustän-

dig ist (ein Mustervertrag wurde zur Ver-

fügung gestellt). 

Ab sofort Regelung auch 

mit den Kostenträgern

Mit den Kostenträgern wurde vereinbart, 

dass ambulante Pflegeeinrichtungen ab 

sofort einen Pauschalbetrag für die Aus-

bildungsvergütung pro Auszubildenden 

von maximal 0,03 Eurocent pro Leis-

tungspunkt in Rechnung stellen können. 

Die Regelung gilt bis zur vertraglichen 

Umsetzung des Pflege-Neuausrichtungs-

gesetzes (PNG). 

Zu den Anforderungen an Pflegediente 

als Träger der praktischen Ausbildung ge-

hört u.a., dass Erstauszubildende in den 

ersten sechs Monaten ihrer Ausbildung 

nicht mit einer selbstständigen Betreu-

ung und Pflege von Patienten/Kunden 

betraut werden. Nach sechs Monaten 

erfolgt dann der selbstständige Einsatz 

dem Ausbildungsstand entsprechend. 

hbw

Die Bundestagsabgeordnete Marieluise 

Beck (Bündnis 90/Die Grünen) beglei-

tete die Bremer Pflegedienst GmbH bei 

einem ihrer Pflegeeinsätze. Mit Kranken-

pflegerin Jessica Bober ging es in den 

frühen  Morgenstunden nach Findorff 

zu Hannelore und Rolf Meyer. „Beide 

Ehepartner benötigen Hilfe bei der Mor-

gentoilette, also beim Waschen, Cremen, 

Anziehen und der Zahnpflege“, so Jessi-

ca Bober. Die Grünen-Politikerin Beck be-

obachtete genau den Ablauf der Pflege. 

„Ich bin sehr beeindruckt von dem so-

lidarischen und zugewandten Miteinan-

der und dem Optimismus des Ehepaars“, 

sagte Marieluise Beck. Ihr zu Ehren hatte 

Rolf Meyer, ein ehemaliger Opernsänger, 

ein Ständchen zum Besten gegeben.

Die Krankenpflegerin Bober pflegt das 

Ehepaar bereits seit vier Jahren und 

bestätigt Becks Eindruck: „Die Eheleute 

Beck sind geistig völlig fit. Als er schwer 

erkrankte, hat sie ihn umsorgt. Mittler-

weile haben sich die Rollen gedreht: 

Ihm geht es so viel besser, dass sich der 

83-Jährige nun um seine Frau und den 

Haushalt kümmern kann. Gemeinsam 

planen beide mit großer Begeisterung 

ihre Diamantene Hochzeit am Ende des 

Jahres. Noch vor einigen Jahren schien 

das unerreichbar zu sein. „Frau Meyer 

war so stark pflegebedürftig, dass sie 

zwei Jahre in einem Pflegeheim betreut 

werden musste. Gemeinsam haben wir 

dann einen Weg gefunden, wieder ein 

Leben in den vertrauten vier Wänden  zu 

ermöglichen“, erzählt Jessica Bober stolz. 

Das Schlafzimmer sei verlegt, medizini-

sche Hilfsmittel angeschafft und regel-

mäßige intensive Pflege und Kranken-

gymnastik organisiert worden. Seither 

verbessere sich der Zustand der 82-Jäh-

rigen kontinuierlich. 

Im Anschluss an die Tour erfuhr die 

Bundestagsabgeordnete noch, welche 

Leistungsbereiche ein ambulanter Pfle-

gedienst abdeckt, wie die Dokumentati-

on erfolgt und welcher Aufwand damit 

verbunden ist. „Beeindruckend, was 

Pflegende leisten – fachlich und mensch-

lich“, so ihr Fazit. Der Besuch soll konkre-

te Konsequenzen haben: Für die nahe 

Zukunft plant Marieluise Beck, das The-

ma Pflege in ihre Aktion „Beck@Home“ 

einfließen zu lassen. Für eine der kom-

menden Gesprächsrunden hat sie Vertre-

ter der privaten Pflege zur Diskussion an 

ihren häuslichen Esstisch geladen.  hbw

Grünen-Politikerin Marieluise Beck 

mit Hannelore und Rolf Meyer 

sowie Krankenpflegerin Jessica Bober
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Die Mitgliederversammlung der bpa-

Landesgruppe Hamburg fand dieses 

Jahr im Hotel EAST im Stadtteil St. 

Pauli statt. Es war auch eine Nachwahl 

zum Landesvorstand durchzuführen. 

Die einzige Kandidatin aus dem Be-

reich ambulant, Nicole Gatz, wurde 

einstimmig gewählt. Während der Ver-

anstaltung wurden unterschiedliche 

Themenschwerpunkte für ambulante 

und stationäre Mitglieder angeboten. 

bpa-Geschäftsführer Bernd Tews stellte 

im Rahmen einer separaten Präsentati-

on für die Mitglieder von ambulanten 

Pflegediensten die geplanten umfas-

senden Änderungen im Sozialgesetz-

buch XI vor. Der Landesbeauftragte 

Uwe Clasen erläuterte ergänzend, dass 

es bereits Verhandlungen zur Umset-

zung der gesetzlichen Vorgaben im 

Rahmen von Kollektivverhandlungen 

mit den Kostenträgern in Hamburg gibt. 

Zur Begleitung der Verhandlungen wur-

de eine Arbeitsgruppe eingesetzt, an 

der sich interessierte Mitglieder beteili-

gen können. 

Die Vorsitzende der bpa-Landesgruppe, 

Karin Kaiser, berichtete den Mitglie-

dern, dass AOK Rheinland /Hamburg, 

IKK classic, Knappschaft und BKK Lan-

desverband Nordwest über die Ham-

burgische Pflegegesellschaft (HPG) 

aufgefordert wurden, Verhandlungen 

zu den Themen Preiserhöhung, Einfü-

gen von Altenpflegerinnen /Altenpfle-

ger als verantwortliche Pflegefachkraft 

sowie Stellvertretung, Abnehmen von 

Kompressionsverbänden und zur 

Durchführung des papierlosen Daten-

austausches zu führen. Karin Kaiser 

berichtete auch aus den laufenden Ver-

handlungen mit dem vdek im Bereich 

des SGB V. 

Parallel dazu informierte bpa-Ge-

schäftsführer Herbert Mauel die stati-

onären Mitglieder über aktuelle Bestre-

bungen des bpa zur Neufestlegung der 

gesetzlichen Regelungen zur Investiti-

onskostenrefinanzierung aufgrund der 

Urteile des Bundessozialgerichts zu 

diesem Komplex.

Probleme gibt es nach wie vor bei der 

Umsetzung der Bauverordnung nach 

dem Landesheimgesetz (Hamburgi-

sches Wohn- und Betreuungsqua-

litätsgesetz – HmbWBG). So sollte 

z. B. eine Pflegeeinrichtung im Sinne 

der Bauverordnung barrierefrei umge-

baut werden. Die Berater des Vereins 

„Barrierefrei-leben“ – die staatlich fa-

vorisiert werden – hatten bescheinigt, 

dass mithilfe der Umbauplanung Barri-

erefreiheit hergestellt werde. 

Die zuständige Heimaufsicht teilte aller-

dings mit, dass dadurch zwar „techni-

sche“ Barrierefreiheit hergestellt wer-

de, nicht aber „zielgruppenadäquate“ 

Barrierefreiheit, weil eine besondere 

Zielgruppe an Bewohnern in Erschei-

nung treten könnte, für die die Umbau-

maßnahmen nicht zum völligen Abbau 

aller Barrieren führen würde. Eine wei-

tere Beratung der Einrichtung durch 

die Heimaufsicht fand nicht statt. Erst 

eine Intervention des bpa hatte dazu 

geführt, dass es aufgrund von konzep-

tionellen Anpassungen nunmehr der 

Heimaufsicht sehr wohl möglich war, 

der Einrichtung nach Vornahme der 

Umbaumaßnahmen die Barrierefreiheit 

zu attestieren. 

In der folgenden Erörterung mit dem 

stellvertretenden Vorsitzenden der Lan-

desgruppe, Frank Wagner, und dem 

Landesbeauftragten Uwe Clasen ka-

men weitere Umsetzungsprobleme der 

Rechtsverordnungen zum HmbWBG ins 

Gespräch. Beide vertreten den bpa im 

Landespflegeausschuss. Sie werden 

diese Problempunkte in der kommen-

den Sitzung dieses Ausschusses the-

matisieren.

Herbert Mauel berichtete noch von den 

Einzelheiten des Schiedsverfahrens 

zur Neufeststellung der Pflege-Trans-

parenz-Vereinbarung stationär, wobei 

Auswirkungen auf den ambulanten 

Bereich nicht gänzlich ausgeschlossen 

sind.  uc

Landesgruppe Hamburg

Mitgliederversammlung
in St. Pauli
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Landesgruppe Hamburg

25 Jahre 
Seniorenzentrum 
Böttcherkamp

Am Stadtrand von Hamburg im Stadt-

teil Lurup gelegen, feierte das Senio-

renzentrum Böttcherkamp der Ge-

schwister Jensen GmbH sein 25-jähri-

ges Bestehen. 

Neben den Bewohnerinnen, Bewohner 

und Angehörigen gratulierten auch die 

Kooperationspartner, Nachbarn, Freun-

de, die Mitglieder der Bezirks- und Lan-

desseniorenbeiräte sowie der Landes-

beauftragte Uwe Clasen. Angeboten 

wurde den Gästen von den Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern zusammen mit 

Einrichtungsleiter Oliver Bartz und dem 

Geschäftsführer Wolfgang Dammann 

ein buntes Festtagsprogramm. Schön

stes Spätsommerwetter im Oktober 

sorgte dafür, dass das eigens im Garten 

aufgebaute Zelt gar nicht benötigt wur-

de. Wie auf den Fotos zu erkennen ist, 

war Elvis P. auch mit von der Partie und 

alle hatten viel Spaß an den künstleri-

schen Darbietungen.  uc

Spaß im Seniorenzentrum 

Böttcherkamp mit Elvis P.

Landesgruppe Sachsen

Jahrestagung der 
bpa-Landesgruppe 
in Litomerice 

Der Vorstand der bpa-Landesgruppe 

Sachsen hatte dieses Jahr zur tradi-

tionell zweitägigen Jahrestagung nach 

Litoměřice (Leitmeritz) geladen. Wie 

sieht es wenige Kilometer hinter der 

Landesgrenze aus? Der Grenzüber-

tritt nach Tschechien veranlasste die 

interessierten Teilnehmer, einmal über 

den sächsischen Tellerrand hinaus-

zublicken.

Marketa Gagro, selbst gebürtige Tsche-

chin und in Deutschland ausgebildete 

QM-Auditorin, zeigte in einem Vortrag 

auf, wie die Versorgung Pflegebedürf-

tiger in Tschechien durchgeführt und 

finanziert wird. Zunächst einmal sei 

alles anders. Bereits die Berufsqualifi-

kation in Tschechien unterscheide sich 

erheblich von der in Deutschland. Eine 

Ausbildung in der Altenpflege gebe es 

in Tschechien nicht, womit sich der Auf-

gabenbereich einer Krankenschwester 

wegen des täglichen Pensums auf die 

behandlungspflegerischen Leistungen 

begrenze. Auch die staatliche Finanzie-

rung der pflegerischen Leistungen sei 

wesentlich geringer ausgestattet. 

Nach dieser Einführung begab sich die 

bpa-Landesgruppe zum Hafen, wo das 

Ausflugsschiff Porta Bohemica für die 

traditionelle Jahresfeier bereit stand. 

Der Kapitän begrüßte die Gäste persön-

lich. Mit tschechischem Humor führte 

er in den Abend ein und stellte die Mu-

sikband und den Koch vor, der die Rei-

segesellschaft mit Landesspezialitäten 

verwöhnte. Das gemütliche Beisam-

mensein endete um Mitternacht, nach-

dem das Schiff wieder in Litoměřice 

eingetroffen war. 

Tags darauf besichtigte die Gruppe bei 

sonnigem Wetter die böhmische Stadt. 

Ortskundige Reisebegleiter erläuterten 

die Stadtbefestigungen und die vielen 

Sehenswürdigkeiten. Verschiedene Kir

chen unterschiedlicher Glaubensrich

tungen geben Einblick in die kulturelle 

Vielfältigkeit Litoměřices. Einen wei-

teren Höhepunkt stellte der Abstieg in 

die Katakomben dar, der in die Welt des 

Mittelalters zurückversetzte und die 

Jahrestagung abrundete. 

Die bpa-Landesgruppe freut sich, dass 

es den Mitgliedern gefallen hat und 

hofft, sie im nächsten Jahr – traditionell 

am letzten Septemberwochenende –

wieder begrüßen zu können.  rp

Mitglieder der Landesgruppe Sachsen 

besichtigen die Altstadt von Litomerice



Neben Herwarth Ziegler, stellv. Vorsitzender der Landesgruppe 

Hessen, und bpa-Geschäftsführer Bernd Tews, sind auch der 

Leiter der Hessischen Heimaufsicht Gunter Crößmann 

(ganz rechts; mit Bart) und der Justiziar Dr. Karlheinz Börner 

(2. von rechts) der hessischen Heimaufsicht zu sehen.
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Mit dem 1. bpa-Fachkongress Pflege 

hat die Landesgruppe Hessen die Dis-

kussion einer stärkeren Zusammenar-

beit von Pflege und niedergelassenen 

Ärzten auf die politische Tagesordnung 

gesetzt. Das Thema stand im Mittel-

punkt der erstmals als Kongress ge-

stalteten Fachtagung in Fulda, an der 

mehr als 150 interessierte bpa-Mitglie-

der und Gäste teilnahmen.

Mit einem klaren Signal der Unter-

stützung eröffnete Walter Kipper, der 

Ehrenvorsitzende der Landessenioren-

vertretung Hessen, den Kongress. Er 

sicherte den Akteuren in Pflege und 

Medizin bei ihren Bemühungen den 

Rückenwind seitens der Patientinnen 

und Patienten zu. Ein Angebot, das bpa-

Präsident Bernd Meurer gern aufgriff. 

Meurer war nach Fulda gekommen, um 

die hessischen bpa-Mitgliedsunterneh-

men darin zu bestärken, weiterhin eine 

wichtige Rolle in der Gestaltung der Ge-

sundheitslandschaft zu spielen. Aus der 

Politik sei in den vergangenen Jahren 

mehr Störfeuer als Hilfe gekommen, 

kritisierte der bpa-Präsident.

Jörg Osmers, der zuständige Abtei-

lungsleiter im Hessischen Sozialmi-

nisterium verwies darauf, dass die 

Herausforderungen der Zukunft nur 

gemeinsam bewältigt werden können. 

„Alle sind verantwortlich“, sagte der 

Regierungsvertreter mit Blick auf die 

Aufrechterhaltung der Versorgungs-

strukturen. Es gehe darum, die Lebens-

qualität der Seniorinnen und Senioren 

zu sichern und zu erhöhen und zum 

Beispiel unnötige Krankenhausaufent-

halte durch bessere Informationsflüsse 

zwischen den Akteuren aus Pflege und 

Medizin zu vermeiden.

Positive Lebenswirklichkeit 

durch gute Pflege und Begleitung

Dass der Verband genau diese Versor-

gungsqualität schon immer im Blick 

hat, machte der Landesvorsitzende 

Jochen Rindfleisch-Jantzon deutlich: 

„Wenn wir über Pflege und Betreuung 

reden, dann sprechen wir als mittel-

ständische Unternehmer zwar auch 

über Arbeitsplätze und Arbeitsbedin-

gungen, in erster Linie geht es jedoch 

um die Lebenswirklichkeit unserer Be-

wohnerinnen und Bewohner, Klienten 

und Patienten.“ Der bpa in Hessen habe 

sich deshalb schon immer als konse-

quenter Wegbereiter für eine gute Pfle-

ge und Betreuung verstanden. 

Landesgruppe Hessen

1. Hessischer 
bpa-Fachkongress 
Pflege
Gemeinsame Versorgungs-
lücken schließen

Es diskutierten: 

Jörg Osmers, Abteilungsleiter Gesundheit 

im Hessischen Sozialministerium, 

Dr. Jan Hilligardt, Direktor des Landkreistages, 

Dr. med. Eckhard Starke, Vorstand 

des Hausärzteverbandes 

und bpa-Präsident Bernd Meurer.



Auch über die konkrete Umsetzung 

konnten Matthias Brittner, Teamlei-

ter „Neue Versorgungsformen“ der 

Kassenärztlichen Vereinigung Hessen 

und Ralf Geisel, Vorstandsmitglied der 

bpa-Landesgruppe Hessen bereits be-

richten: Weil eine geschlossene Haus-

arztpraxis im Schwalm-Eder-Kreis 

aufgrund von mangelndem Ärztenach-

wuchs nicht neu besetzt werden konn-
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Wie sehr der bpa inzwischen als wich-

tiger gesundheitspolitischer Akteur in 

Hessen wahrgenommen wird, zeig-

te sich auch an den hochkarätigen 

Rednern des Kongresstages in Fulda. 

Claudia Ackermann, die Leiterin der 

vdek-Landesvertretung Hessen, Dr. Jan 

Hilligardt, der Geschäftsführende Direk-

tor des Hessischen Landkreistages und 

Dr. med. Eckhard Starke, Vorstandsmit-

glied im Hessischen Hausärzteverband 

zeigten aus ihren jeweiligen Perspekti-

ven Wege auf, wie das künftige Mitein-

ander von Pflege und niedergelassenen 

Medizinern zum Wohle der älteren und 

kranken Bürgerinnen und Bürger gelin-

gen kann.

bpa und Hausärzteverband 

nutzen gemeinsame Potentiale

Ein bundesweit vielbeachteter An-

satz dazu ist auch die von bpa und 

Hausärzteverband gegründete ‚Ver

sorgungslandschaft Pflege‘. bpa-Ge

schäftsführer Bernd Tews, der auch 

die Geschäfte der Versorgungsland

schaft führt, betonte die Notwendig-

keit, angesichts begrenzter finanzieller 

Ressourcen im Gesundheitswesen ef

fektiver auch  interdisziplinär zusam

menzuarbeiten: „Die gemeinsamen 

Potentiale einer Versorgung durch Pfle

gende und niedergelassene Ärzte müs-

sen stärker in den Fokus rücken, um der 

Zentralisierung von Gesundheitsleis-

tungen an den Krankenhäusern entge-

genzuwirken.“

te, haben die verbliebenen niedergelas-

senen Allgemeinmediziner gemeinsam 

mit ambulanten Pflegediensten eine 

innovative Versorgungsstruktur orga-

nisiert. Dabei bereiten Pflegefachkräf-

te zum Beispiel Hausbesuche vor oder 

übernehmen vom Arzt delegierte Leis-

tungen. Da Patientinnen und Patienten, 

die auf intensive medizinische Betreu-

ung angewiesen sind, in vielen Fällen 

auch pflegebedürftig sind, können vor-

handene Strukturen genutzt und mit-

einander verzahnt werden, beispiels-

weise in der Wundversorgung oder der 

Beratung. 

Versorgungslandschaft 

Pflege soll Beispiel geben

Der bpa-Landesvorsitzende Rindfleisch-

Jantzon kündigte in Richtung der beim 

Kongress anwesenden politischen Ver-

treter an, notwendige Änderungen in 

den Rahmenbedingungen der Pflege 

selbstbewusst einzufordern. Dazu hat-

ten die mehr als 850 Mitglieder der Lan-

desgruppe Hessen bereits am Vorabend 

im Rahmen der Landesmitgliederver-

sammlung eine Resolution verabschie-

det, die den Fachkongress thematisch 

einordnen sollte. Mit dem Leitspruch 

„Pflege und Medizin besser vernetzen  –

bürokratische Doppelstrukturen ver-

meiden“ wurde der Aufruf an Politik, 

Kostenträger und Ärzteschaft verknüpft 

mit dem Angebot einer engen und kon-

struktiven Zusammenarbeit zum Wohle 

der Patienten.  mbw

bpa-Präsident Bernd Meurer bestärkte 

die hessischen Mitgliedsunternehmen 

darin, sich aktiv in der Gestaltung der 

Gesundheitslandschaft zu betätigen. 

bpa-Landesvorsitzender Jochen 

Rindfleisch-Jantzon leitete den 

1. Hessischen Fachkongress Pflege. 

(Links) Claudia 

Ackermann, Leiterin 

der vdek-Landes-

vertretung Hessen 

(Rechts) Die Besucher 

des bpa-Fachkongres-

ses Pflege verfolgten 

aufmerksam die 

Ausführungen der 

Redner. 
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Schon die Eckdaten machen deutlich, 

dass Altenpflege in China in anderen 

Dimensionen gedacht wird: Für eine 

Investitionssumme von umgerechnet 

rund einer Milliarde Euro wollen In-

vestoren in der Volksrepublik eine Se-

niorenwohnanlage mit 22.000 Plätzen 

bauen. Dieses Projekt lernte der hes-

sische bpa-Landesvorsitzende Jochen 

Rindfleisch-Jantzon am Rande einer 

Informationsreise nach China kennen, 

zu der ihn der hessische Staatsminister 

Stefan Grüttner eingeladen hatte. 

Als Repräsentant der hessischen Lan-

desregierung besuchte Grüttner mit ei-

ner Delegation aus Politikern und Fach-

leuten die Partnerregion Jiangxi mit 

ihren 44 Millionen Einwohnern, um die 

allgemeinen Beziehungen zu pflegen 

und diesmal vor allem Informationen 

aus dem Gesundheitswesen auszutau-

schen. Im Mittelpunkt der Reise stan-

den daher Fachgespräche zu Themen 

aus der Altenpflege, zur Fachkräftege-

winnung, der ärztlichen Versorgung 

oder zu möglichen Kooperationen im 

Hochschulwesen.

Um diese umfassenden Themen zu be-

wältigen, arbeiteten die mitreisenden 

Politiker und Verbandsvertreter ein an-

strengendes Mammutprogramm ab: 

Zwei elfstündige Interkontinentalflüge, 

zwei Inlandsflüge und zahlreiche Bus-

fahrten zu Gesprächen an der Univer-

sität, einer Pflegeeinrichtung, einem 

Krankenhaus, in Ministerien und Unter-

nehmen absolvierte die Delegation in-

nerhalb der vier Reisetage. Vor Ort zeigte 

sich immer wieder der gute Kontakt, den 

die hessische Landesregierung zu ihrer 

Partnerprovinz in den vergangenen Jah-

ren aufgebaut hat. Minister Grüttner und 

seine Begleiter aus dem Gesundheits-

wesen und der Pflegebranche wurden 

überall freundschaftlich empfangen.

Landesgruppe Hessen

Ein Pflegeheim für 22.000 Senioren
Gesundheitsminister Grüttner beteiligt 
bpa an Informationsaustausch mit China

Die Delegation zu Gast in einer Klinik 

in der Region Jiangxi mit chinesischen Pflegefachkräften.



Die stationäre Versorgung ist derzeit 

noch wenig entwickelt, nur drei Prozent 

der chinesischen Pflegebedürftigen in 

Jianxi leben in Einrichtungen. Für die 

Zukunft jedoch erwarten die Planer ei-

nen Zuwachs von rund 21.000 Plätzen 

allein in den nächsten drei Jahren. Da-

bei setzen sie durch Investitionshilfen 

von umgerechnet rund 250 Euro pro 

Platz und laufende Zuschüsse verstärkt 

auf private Investoren. Bereits jetzt sind 

rund 420 Einrichtungen in China in pri-

vater Trägerschaft.

Völlig andere Dimensionen 

Nicht nur bei gigantischen Pflegepro-

jekten wie der erwähnten Wohnanlage 

zeigen sich die chinesischen Dimensio-

nen, auch die medizinische Versorgung 

findet an großen Zentren statt. An der 

ebenfalls auf der Reise besuchten Uni-

versität in Nanchang, der Hauptstadt 

der Provinz Jiangxi, werden derzeit 

etwa 90.000 Studierende von 10.000 

Lehrenden unterrichtet. Das Universi-

tätskrankenhaus betreut auf seinen Sta-

tionen und in den Ambulanzen täglich 

rund 5.000 Patienten.

„Schon an diesen Zahlen und natür-

lich auch in der sehr unterschiedlichen 

politischen und sozialen Entwicklung 

lässt sich erkennen, dass man nicht den 

Fehler machen darf, die chinesischen 

Verhältnisse mit unseren deutschen 
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Andere Ausbildung, gleiche Probleme

Die Ausbildung von Pflegekräften 

stellt sich in China ganz anders als in 

Deutschland dar: Hier absolvieren die 

künftigen Fachkräfte ein dreijähriges 

Universitätsstudium, das die grund-

ständige Pflegeausbildung umfasst und 

an das sich ein viertes Jahr zur inhalt-

lichen Spezialisierung auf Altenpflege, 

Krankenpflege oder Kinderkrankenpfle-

ge anschließt. Ähnlichkeiten zeigen sich 

jedoch beim Bedarf an Fachkräften, die 

nicht nur in Großstädten wie Shanghai 

knapp sind. Dort werben Unternehmen 

Pflegefachkräfte mit hohen Gehältern 

an und von Werbeplakaten an Bussen 

lächeln freundliche Krankenschwes-

tern, die für den Pflegeberuf werben. 

Auch politisch ist die soziale und pflege-

rische Absicherung der älteren Chine-

sen nach Angaben der Ministerien ein 

wichtiges Thema. Die Versicherungs-

zweige sind den unsrigen ähnlich, aber 

auf weit niedrigerem Absicherungs-

niveau angesiedelt. So gibt es seit 

dem Jahr 2008 auch eine allgemeine 

Krankenversicherung und gleichzei-

tig werden Versorgungsstrukturen mit 

unterschiedlichen Ansätzen weiterent-

wickelt: Über freiwillige Helfer, neue 

Medien oder die Förderung von sozia-

len Dienstleistungszentren, die in Teilen 

mit unserer deutschen Tagespflege ver-

gleichbar sind.

Maßstäben zu messen“, zog der Landes-

vorsitzende Rindfleisch-Jantzon nach 

der Reise Bilanz. „In China bestehen 

große soziale Unterschiede zwischen 

den einzelnen Regionen, zwischen der 

Stadt- und der Landbevölkerung und 

auch die Schere im Einkommen klafft 

weit auseinander. Die alten Systeme 

sozialer Absicherung durch die Familie 

und die Dorfgemeinschaften auf dem 

Land oder die Betriebe in der Stadt ha-

ben sich angesichts der marktorientier-

ten Wirtschaftsordnung und der verän-

derten Gesellschaftsstruktur überlebt. 

Wanderarbeiter strömen in die Städte, 

die Landbevölkerung vergreist, und 

durch die Ein-Kind-Politik kämpft China 

ähnlich wie wir mit einer schwierigen 

demographischen Entwicklung, die den 

Aufbau eines zukunftsfesten und markt-

wirtschaftlichen Systems von Gesund-

heit und Pflege unerlässlich macht.“

In der englischsprachigen Staatszei-

tung „Daily China“ war zu lesen, dass 

Deutschland und hier insbesondere 

Hessen für China die wichtigste Adres-

se für wirtschaftliche und andere Bezie-

hungen in Europa darstellt.

Rindfleisch-Jantzon glaubt aber den-

noch nicht daran, dass Hoffnungen auf 

viele Fachkräfte aus China für den deut-

schen Pflegemarkt erfüllt werden könn-

ten: „Ich sehe in anderen asiatischen 

Staaten, beispielsweise auf den Philip-

pinen, viel mehr Potential, weil es dort 

durch die hohe Arbeitslosenquote viele 

Pflegefachkräfte gibt, die gerne und so-

fort bei uns arbeiten wollen, und deren 

Regierung dies ausdrücklich unterstützt 

und vorantreibt, weil dem Land dadurch 

insgesamt sehr geholfen wäre.“

Dennoch müsse der Austausch mit 

China auch im sozialen Sektor weiter 

vorangetrieben werden: „Diese Reise 

hat viel dazu beigetragen, die guten Be-

ziehungen beider Länder zu vertiefen. 

Sollte uns im Gegenbesuch eine De-

legation aus China besuchen, würden 

sie unsere bpa-Einrichtungen gerne als 

Gäste zum fachlichen Austausch begrü-

ßen“, so Rindfleisch-Jantzon.  mbw

Im chinesischen Gesundheitsministerium: Die Delegation des hessischen Staats-

ministers Stefan Grüttner mit maßgeblichen Vertretern des Gesundheitsministeriums 

und dem hessischen bpa-Landesvorsitzenden Jochen Rindfleisch-Jantzon.
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Ungewöhnlichen Besuch bekam kürz-

lich das Therapeutische Kinderhaus 

Schröder in Wiesbaden. Fünf Vertreter 

des FDP-Landesfachausschusses Sozi-

ales hatten am Tisch der Kinder- und 

Jugendhilfeeinrichtung Platz genom-

men, um mehr über die Chancen und 

Risiken von Kinder- und Jugendhilfe in 

privater Trägerschaft zu erfahren. 

Das dreistöckige Haus, in dem die 

Vertreter der FDP auf Vermittlung des 

bpa zu Gast waren, sieht aus wie ein 

durchschnittliches Wohnhaus, nur das 

Wohnzimmer und die Küche sind etwas 

größer. Darin leben derzeit sieben Kin-

der- und Jugendliche. „Ich geh‘ nach 

Hause“, sagen die Kinder, über dieses 

Lob freut sich Burkhard Schröder, der 

Inhaber der Einrichtung, besonders. 

Schröder weiß aber auch, dass bundes-

weit 20 Prozent aller Kinder aus Pro-

blemfamilien später nicht in der Lage 

sind, eine Lehre zu absolvieren. „Es 

ist schwer, die Kinder aus der Hartz IV-

Tradition herauszubekommen“, sagt er. 

Dies gelte selbst dann, wenn sie mer-

ken, dass die staatlichen Sozialleistun-

gen der Eltern nicht zum Leben reich-

ten. Nicht ohne Stolz erzählt Schröder, 

Landesgruppe Hessen

Politiker zu Gast im 
Therapeutischen Kinderhaus Schröder
FDP-Landesfachausschuss für Soziales infor-
mierte sich über private Kinder- und Jugendhilfe

Landesgruppe Hessen

20 Jahre 
Pflegeteam Geisel
Die Kulturhalle in Schwarzenborn 

platzte fast aus allen Nähten: Denn 

viele Kunden, Angehörige und nicht 

zuletzt die Honoratioren der Gemein-

den und der Kooperationspartner wa-

ren gekommen, um mit Marion und 

Ralf Geisel das 20-jährige Bestehen des 

Pflegedienstes zu feiern. 

Ein buntes Programm mit Sketchen 

und einer Modenschau bescherte den 

rund 160 Gästen einen unbeschwerten 

Nachmittag. Auch dem Vorsitzenden 

der bpa-Landesgruppe, Jochen Rind-

fleisch-Jantzon, war es eine Herzens-

angelegenheit, an diesem Tag dabei zu 

sein. Denn Ralf Geisel ist bereits seit 

zehn Jahren als ehrenamtliches Vor-

standsmitglied für den bpa in Hessen 

aktiv und vertritt die Landesgruppe mit 

großem Engagement in zahlreichen 

Landesverhandlungen und Gremien.  

Marion Geisel erhielt als Inhaberin des 

Pflegeteams Geisel eine bpa-Jubiläums-

urkunde aus den Händen des Landes-

vorsitzenden, der auch die Glückwün-

sche von bpa-Präsident Bernd Meurer 

dass seine ehemaligen Schützlinge bis 

auf wenige Ausnahmen nicht von staat-

lichen Transferzahlungen abhängig 

sind. Weit mehr als 60 Kinder hat er in 

den vergangenen 30 Jahren vom Schul

eintrittsalter bis zum Erwachsenenle-

ben betreut. 

Erschreckender Bedarf an 

Hilfen zur Erziehung

Die Vertreter des bpa wiesen darauf hin, 

dass der Anteil der privaten Anbieter 

in der Kinder- und Jugendhilfe 20 Pro-

zent betrage. Der Bedarf an Hilfen zur 

Erziehung steige trotz demografischen 

Wandels erschreckend, sagt Horst Bro-

cke, bpa-Landesbeauftragter in Hessen. 

Am Ende des mehr als zweistündigen 

Besuchs erklärte René Rock, stellver-

tretender Vorsitzender und sozialpoliti-

scher Sprecher der FDP-Landtagsfrakti-

on, Vielfalt und Wettbewerb unter den 

Anbietern verbessere die Qualität der 

Kinder- und Jugendhilfe, was im Kin-

derhaus Schröder sichtbar werde. 

Für den bpa war dies eine wichtige Ge-

legenheit, die Politik auf die Sorgen und 

Nöte privater Einrichtungsträger auf-

merksam zu machen.  ae 

Von links: Burkhard Schröder mit Hund 

Scout, René Rock, stellv. FDP-Fraktions-

vorsitzender und Sprecher für Soziales im 

Landtag, bpa-Landesgeschäftsstellenleiter 

Manfred Mauer, Mitarbeiterin des 

Kinderhauses, bpa-Landesbeauftragter 

Horst Brocke, Dr. Christian Lohbeck, 

Vorsitzender des FDP-Landesfachausschus-

ses für Soziales, Gesundheit und Senioren 

und eine weitere Mitarbeiterin des Kinder-

hauses.
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Landesgruppe Hessen

20 Jahre 
Pflegeteam Geisel

mit den Worten übermittelte: „Mit die-

ser Urkunde bringen wir unseren Dank 

für die langjährige, vertrauensvolle 

Zusammenarbeit und die wirksame Be-

teiligung an den Qualitätssicherungs- 

und -verbesserungsmaßnahmen des 

Verbandes und das unermüdliche En-

gagement zur Gestaltung und Verbes-

serung der Pflege in Hessen zum Aus-

druck.“ 

Dieser Satz passe wohl auf kaum je-

manden besser als auf Marion Geisel, 

die sich ebenfalls ehrenamtlich für den 

bpa in der Qualitätszirkelarbeit und bei 

der Begleitung von Qualitätsprüfun-

gen engagiert. Der bpa wünscht für die 

nächsten 20 Jahre alles Gute!  ae

Seit 20 Jahren aktiv mit ihrem 

„Familienbetrieb für zu Hause“: 

Marion und Ralf Geisel (rechts) 

vom Pflegeteam Geisel mit 

Jochen Rindfleisch-Jantzon (Mitte), 

Vorsitzender des bpa in Hessen. 

Landesgruppe Hessen

Der Weg 
ist das Ziel
„Gemischte Staffel“ 
bezwingt gemeinsam 
den Frankfurter 
Staffel-Marathon

Nicht weniger als ein neuer Marathon-

Weltrekord war für den sonnigen, aber 

kalten Oktobersonntag in Frankfurt 

angekündigt. Diese Vorgabe galt zwar 

für einen Kenianischen Wunderläufer 

und nicht unbedingt für unsere „bpa 

Hessen Runners“ (bestehend aus den 

bpa-Mitgliedern Ralf Geisel und Ro-

bert Jansen sowie den Geschäftsstel-

lenmitarbeitern Sabine Söngen und 

Manfred Mauer), aber die Konzentrati-

on und Leistungsbereitschaft war den-

noch voll da. 

Ein Laie könnte nun einwenden, dass 

die Marathonzeit der Truppe mit gut 

4:30 h doch eher durchschnittlich sei. 

Experten wissen aber aus den Leicht-

athletik-Übertragungen im Fernsehen 

zu berichten, dass man bei den kniff-

ligen Staffelwechseln oft wertvolle 

Sekunden verliert, die es bei einer Ge-

samtwürdigung zu berücksichtigen gilt.

Ein besonderes Lob gebührt dabei Ro-

bert Jansen vom Frankfurter Pflege-

dienst Schon & Jansen, der kurzfristig 

für den verletzungsbedingt ausgefal-

lenen Clemens Döring eingesprungen 

war und quasi trainingsfrei die schnell

ste Durchschnittszeit der vier bpa-ler 

lief. Ralf Geisel vom Pflegeteam Gei-

sel aus Frielendorf ließ es sich nicht 

nehmen, den mit 13,5 km längsten 

Schlussabschnitt anzugehen und die 

bpa-Fahnen ins Ziel zu tragen. Und zur 

Erleichterung der ganzen Staffel setz-

ten auch die Muskelkrämpfe erst zehn 

Meter nach dem Zieldurchlauf ein …

mm

Erschöpft aber glücklich (v.l.n.r.): 

Ralf Geisel, Sabine Söngen, Manfred 

Mauer und Robert Jansen sind 

die bpa Hessen Runners 2012 



Hartmut Renken vom Sozialministerium 

Mecklenburg-Vorpommern eröffnete 

den Unternehmertag und stellte die Eck-

punkte des Landespflegegesetzes vor.
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„Die Zukunft der ambulanten und statio-

nären Pflege in Mecklenburg-Vorpom-

mern“, lautete das Motto des dritten 

bpa-Unternehmertages, der die Aus-

wirkungen des demografischen Wan-

dels in den Mittelpunkt stellte. 

Dazu lieferte Dr. Wolfgang Weiß von der 

Universität Greifswald aktuelle Daten 

und stellte die Entwicklung der kom-

menden Jahre vor. Die „Diagnose“ sei 

eindeutig: Die Bevölkerung von Meck-

lenburg-Vorpommern schrumpfe und 

werde immer älter. Die Veränderungen 

der Bevölkerungsstruktur sind als „de-

mografischer Wandel“ inzwischen ins 

Bewusstsein der Öffentlichkeit gerückt. 

Viele Menschen sehen diesem Trend 

mit Sorge entgegen – doch Dr. Weiß 

beruhigte die Teilnehmer: „Vergessen 

Sie nicht, dass diese Entwicklung et-

was Positives mit sich bringt: Wir leben 

immer länger.“ Die steigende Lebens-

erwartung und die Abwanderung vor-

wiegend junger Menschen habe das 

Durchschnittsalter insbesondere in 

Mecklenburg-Vorpommern erheblich an-

steigen lassen. 

Landesgruppe Mecklenburg-Vorpommern

Zur Zukunft der Pflege
Mitgliederversammlung 
und Unternehmertag in Graal-Müritz

Dr. Dieter Kreye von der Kassenärzt-

lichen Vereinigung Mecklenburg-Vor-

pommern sagte, es bestehe kein Zwei-

fel, dass der Anteil von Älteren in der 

Bevölkerung künftig zunehmen werde, 

da die Lebenserwartung des Einzelnen 

steige und gleichzeitig die Geburtenra-

te auf einem relativ niedrigen Niveau 

stagniere. Diese Entwicklung betreffe 

neben den Finanzierungsproblemen 

der Altersversorgung auch das Gesund-

heitswesen, da die älteren Menschen 

zunehmend medizinische und pflege-

rische Gesundheitsleistungen in An-

spruch nehmen. 

Zukunftsfeste Pflegelandschaft

Über die Zukunft einer guten Pflege 

berichtete Hartmut Renken vom Minis-

terium für Arbeit, Gleichstellung und 

Soziales. Er stellte die Eckpunkte des 

Landespflegegesetzes vor und zeigte 

sich überzeugt, dass damit die Weichen 

für eine weiterhin gute Pflege im Land 

gestellt werden. Durch die Stärkung der 

ambulanten und teilstationären Pflege 

werde es mehr pflegebedürftigen Men-

schen ermöglicht, in der eigenen Häus-

lichkeit wohnen zu bleiben. Dies seien 

die richtigen Schritte für eine zukunfts-

feste Pflegelandschaft in Mecklenburg-

Vorpommern.

Am Ende waren sich alle einig: Die de-

mografische Entwicklung führe zwar zu 

neuen finanziellen und strukturellen He-

rausforderungen, für die es aber Lösun-

gen geben werde. Katastrophenszena-

rien und Horrorvisionen, wie teilweise 

in der Öffentlichkeit dargestellt, wurden 

abgelehnt und der Blick auf eine gute 

Zukunft gerichtet, für die alle ihre ko-

operative konstruktive Arbeit fortsetzen 

wollen.

Kompromiss im Land – 

auf Bundesebene ein Signal

Im Zentrum der Mitgliederversamm-

lung der bpa-Landesgruppe mit rund 

140 Teilnehmern im September im 

Aquadrom in Graal-Müritz stand der 

ausgehandelte Kompromiss zwischen 

den Pflegeverbänden und den Kran-

kenkassen AOK Nordost, der BKK und 

IKKen zur Vergütung der Häuslichen 

Krankenpflege. So engagiert viele Mit-

glieder im Sommer auch waren und die 

Demonstrationen voller Überzeugung 

organisierten, waren nun nicht alle mit 

dem Ergebnis vollends zufrieden. Im 

Rahmen einer ausführlichen Diskus-

sion, unter Moderation des Tagungs-

leiters Bundesgeschäftsführer Bernd 

Tews, wurde das Für und Wider der Er-

gebnisse erörtert. „Für die Pflegenden 

hier im Land ist das Ergebnis lediglich 

ein Kompromiss, für uns auf Bundes-

Gäste des Unternehmertags
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ebene aber ist es ein Erfolgssignal“, er-

öffnete Tews. Die Vizepräsidentin des 

bpa, Susanne Pletowski unterstrich 

„Das Signal lautet: Pflegeeinrichtungen 

und Verbände lassen sich nicht alles ge-

fallen und stehen gemeinsam auf, um 

sich für anständige Rahmenbedingun-

gen einzusetzen. Wir haben bewiesen, 

dass wir kampagnenfähig sind, weil sie 

dazu in der Lage waren, trotz Schieds-

entscheidung und drohenden jahrelan-

gen Gerichtsverfahren, einen Teil ihrer 

Ziele durchzusetzen. Deshalb ist der 

Kompromiss auch ein Erfolgssignal an 

alle anderen Landesgruppen und eine 

Warnung an die Kostenträger. Erreicht 

werden konnte dieser Kompromiss nur 

gemeinsam, was vor allem dem uner-

müdlichen Engagement der Inhaber 

von Pflegediensten und den Pflegen-

den gemeinsam mit ihren Verbänden 

zuzuschreiben ist. Es ist ihr Erfolg, dass 

erreicht wurde, dass zumindest die 

drohenden monetären Verschlechte-

rungen weitgehend abgewendet wer-

den konnten.“ 

Viermal war die bpa-Vizepräsidentin in 

den letzten drei Monaten aus Baden-

Württemberg in den Nordosten gereist. 

„Ich brauche kein Einreisevisum mehr“, 

lacht sie, „mir ist das Land ans Herz 

gewachsen.“ Sie würdigte den Kampf-

geist, den Einsatz und die Disziplin. Sie 

habe noch nie erlebt, dass „alle zusam-

mengerückt“ seien. „Was ich hier erlebt 

habe, ist einmalig und nachhaltig beein-

druckend“, betonte Susanne Pletowski.

26 Arbeitstage und 4.000 Kilometer lie-

gen auch hinter dem bpa-Landesvorsit-

zenden Michael Händel – ein beispiello-

ses Engagement zur Lösungsfindung in 

der Auseinandersetzung in der Vergü-

tung der häuslichen Krankenpflege. „Ich 

danke all denjenigen, die im stationären 

Bereich arbeiten, für die Geduld und Ge-

lassenheit.“ Auch er räumte ein: „Das 

Mediationsergebnis ist kein großer 

Wurf, aber es ist auch keine Niederlage.“ 

Mit den noch schlechteren Vergütungs-

sätzen aus dem Schiedsspruch abge-

speist zu werden, wäre für keinen eine 

Alternative gewesen. „Beide Seiten sind 

aufeinander zugeschoben worden.“ 

Immerhin sei ein finanzieller Ausgleich 

erreicht worden, die Frage BZ-Streifen 

sei geklärt und als ganz zentralen Punkt 

habe man sich auf ein gemeinsames 

Gutachten verständigt. Er bat um Ver-

ständnis dafür, dass nicht alle Details 

öffentlich gemacht wurden. „Dann 

wäre der Gesprächsfaden gerissen“, 

unterstrich Händel. Auch die stellver-

tretende bpa-Landesvorsitzende Ulrike 

Kohlhagen stellte klar: „Die Verhand-

lungsführer des bpa und die Hälfte des

Vorstandes sind selbst Betreiber von 

Dr. Weiß von der Uni Greifswald referierte zur 

demografischen Entwicklung im Land

Dr. Kreye von der Kassenärztlichen Vereinigung M-V berichtet 

über Herausforderungen des demografischen Wandels



Landesgruppe Niedersachsen

bpa im Dialog mit 
Vertretern der Landespolitik
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Karsten Neumann, der Vorsitzende des 

bpa Niedersachsen, konnte zur Mitglie-

derversammlung am 11. Oktober 2012 

im Alten Rathaus von Hannover nicht 

nur rund 150 Mitglieder sowie bpa-Prä-

sident Bernd Meurer und die bpa-Ge-

schäftsführer Herbert Mauel und Bernd 

Tews begrüßen, auch Niedersachsens 

Sozialministerin Aygül Özkan war der 

Einladung gefolgt. 

Die Ministerin präsentierte die pfle-

gepolitischen Schwerpunkte der Lan-

desregierung in der Vergangenheit 

und Zukunft. Sie bedankte sich, dass 

die Zusammenarbeit mit dem größten 

Interessenverband in Niedersachsen, 

eng, konstruktiv und vertrauensvoll sei. 

„Das ist nicht selbstverständlich, da es 

zum Teil sehr unterschiedliche Sicht-

weisen und Interessen gibt“, so Aygül 

Özkan.

„Es ist dringend notwendig, den Ausbil-

dungs- und Qualifizierungspakt in der 

Pflege umzusetzen und insbesondere 

die Finanzierung des dritten Umschu-

lungsjahres einheitlich zu regeln“, 

forderte die Ministerin. Außerdem 

sei die Gewinnung von ausländischen 

Pflegekräften eine gute Möglichkeit, 

den Fachkräftemangel in der Pfle-

ge zu mindern. bpa-Präsident Bernd 

Meurer griff dies auf: „Wir dürfen 

in Deutschland nicht so arrogant 

sein und die Sprachhürden so hoch 

ansetzen, dass die ausländischen

Pflegekräfte aus Spanien und Por-

tugal lieber in Länder gehen, wo die 

Sprachbarrieren nicht so hoch sind, 

die Bezahlung besser ist und eine an-

dere Willkommenskultur herrscht. Wir 

fordern – neben der sofortigen Um-

setzung des Ausbildungs- und Qua

lifizierungspaktes – dem Vorschlag der 

niedersächsischen Sozialministerin zu 

folgen, berufsorientierte Sprachkurse 

Pflegediensten. Wir kennen die Inter-

essen der ambulanten Dienste, deren 

Problem und Nöte aus unmittelbarer 

eigener Erfahrung. Wir sind selbst wirt-

schaftlich und menschlich Betroffene 

aller Entscheidungen und deren Aus-

wirkungen!“ Nachdrücklich forderte sie 

die Mitglieder auf, auch bei zukünftigen 

Aufgaben engagiert zusammen zu ste-

hen und im bpa mitzuwirken. 

Der bpa-Landesbeauftragte Sven Wolf-

gram wartete mit Zahlen auf: Seit Mai 

2012 wurden allein 18 Regionalinfos 

zur Häuslichen Krankenpflege heraus-

gegeben. In 27 Presseinformationen 

und auf fünf Pressekonferenzen wurde 

die Öffentlichkeit informiert, es ent-

standen über 100 Presseartikel, 30 Hör-

funkberichte und zehn Fernsehberichte. 

Zudem führte der bpa Gespräche mit 

Landespolitikern von CDU, SPD und der 

Linken. Insgesamt fanden in knapp drei 

Monaten 28 Demonstrationen mit über 

10.000 Protestierenden statt.

Im Rahmen ihres Tätigkeitsberichtes 

gaben die Vorstandsmitglieder einen 

Überblick über die Arbeitsschwerpunkte 

des vergangenen Jahres. Nach der Ent-

lastung des Vorstands berichtete bpa-

Geschäftsführer Bernd Tews über das 

aktuelle Geschehen auf Bundesebene.

Am Abend klang die Veranstaltung mit 

einer tollen Feier in einem rundum ge-

lungenen Ambiente im Aquadrom in 

Graal-Müritz aus.  sw

Von links: Ulrike Kohlhagen, Susanne Pletowski, 

Bernd Tews und Michael Händel 

Niedersachsens Sozialministerin 

Aygül Özkan zwischen dem 

bpa-Landesvorsitzenden Karsten

Neumann (links) und bpa-Präsident 

Bernd Meurer
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Nach dem Mittagessen und dem Be-

such der Aussteller lichteten sich die 

Reihen ein wenig. Schade, denn die 

folgende Podiumsdiskussion war span-

nend und wurde von Henning Steinhoff 

souverän moderiert. Die Mitglieder 

konnten vorab ihre Wunschthemen mit-

teilen. Erstaunlicherweise rangierte da 

das Thema Bürokratie (z.B. Doppelprü-

fungen) vor dem Thema Pflegevergü-

tung (ambulant/stationär).  

Podiumsdiskussion 

Die Vertreter der Landespolitik bedank-

ten sich in ihren Eingangsstatements 

beim bpa Niedersachsen für die kon-

struktive Zusammenarbeit und über-

zeugten durch ihre detaillierte Kennt-

nis der Materie. Heidemarie Mundlos 

(CDU) vertrat die Position der Landes-

regierung und wurde von Uwe Schwarz

Seit zehn Jahren mit Herz und Verstand für die Landesgeschäftsstelle 

im Einsatz: Ehrenurkunde für Iris van Cleve, hier mit Herbert Mauel, 

Bernd Tews und Bernd Meurer.

Norbert Reisener 

Wahl zum Vorstand: 

Die Delegierten stimmen ab.

mit pflegesprachlichen Schwerpunkten 

von drei Monaten intensiv oder sechs 

Monaten berufsbegleitend anzubieten.“ 

Geschäftsbericht vorgestellt

Karsten Neumann präsentierte den 

Geschäftsbericht der Landesgruppe 

Niedersachsen und bedankte sich beim 

Team der Landesgeschäftsstelle für 

die hervorragende Arbeit und seinen 

Vorstandskollegen für ihr Engagement. 

948 Mitglieder mit 1.058 Pflegeeinrich-

tungen bedeuten einen bpa-Marktanteil 

von 43 Prozent an allen Pflegeeinrich-

tungen in Niedersachsen und 70 Prozent 

Marktanteil an privaten Pflegeeinrich-

tungen in Niedersachsen. Beeindru-

ckende Zahlen. Wie viel der Vorstand 

geleistet hat, geht aus den Themen der 

Landesgruppe hervor und der Ausblick 

zeigt, was er sich für 2013 vorgenom-

men hat. Der Applaus bewies, dass die 

Mitglieder diese Arbeit zu schätzen wis-

sen und so wurde der Vorstand ohne 

Einschränkung entlastet.

Verabschiedung von Norbert Reisener 

Die Verabschiedung von Norbert 

Reisener, der nach 20 Jahren als Bei-

sitzer im Vorstand für eine weitere 

Wahlperiode nicht mehr zur Verfügung 

steht, war bewegend. Sein Bericht über 

die Schiedsstelle zeigte eindrucksvoll 

sein Engagement und die Laudatio 

von Karsten Neumann trieb nicht nur 

Norbert Reisener, sondern auch so 

manch anderen Teilnehmern das Was-

ser in die Augen. Zur Erinnerung erhielt 

Reisener einen kostbaren Füller. Er 

bedankte sich berührt mit den Wor-

ten, dies sei keine Grabrede und als be-

sonderes Schmankerl teilte er mit, dass 

er weiterhin bei der Schiedsstelle mit-

arbeiten und seine Kenntnisse in den 

Dienst des bpa stellen werde. 

Mehr Bewerber als Plätze 

Bei der Wahl zum Vorstand hatte Diet-

rich Zarft die Wahlleitung übernom-

men. Da zwei Beisitzer ersetzt werden 

mussten, sich insgesamt 13 Personen 

zur Wahl stellten, aber nur neun Per-

sonen, d. h. Vorsitzender, Stellvertreter 

und sieben Beisitzer gewählt werden 

konnten, stellten sich alle Kandidaten 

vor. Gewählt wurden: Vorsitzender 

Karsten Neumann, Stellvertretender 

Vorsitzender Karim Amer, und als Bei-

sitzer Thorsten Meilahn, Guido Reise-

ner, Heiko Langheim, Ricarda Hasch, 

Sabine Vogler, Dirk Ammann und Chris-

tian Nitsche.
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Podiumsdiskussion 

Die Vertreter der Landespolitik bedank-

ten sich in ihren Eingangsstatements 

beim bpa Niedersachsen für die kon-

struktive Zusammenarbeit und über-

zeugten durch ihre detaillierte Kennt-

nis der Materie. Heidemarie Mundlos 

(CDU) vertrat die Position der Landes-

regierung und wurde von Uwe Schwarz

(SPD) angegriffen, der meinte, dass die 

Schulgeldfreiheit eine Forderung der 

SPD sei und dass sie sich klar dafür ein-

setzen, dass ausländische Pflegekräfte 

nicht an der Sprache scheitern, sondern 

dass ein Start mit Sprachniveau B1 

möglich sein und B2 durch Weiterquali-

fizierung erreicht werden sollte. 

Der neue Vorstand in Niedersachsen (von links): 

Thorsten Meilahn, Guido Reisener, Heiko Langheim, 

Ricarda Hasch, Karim Amer (stellv. Vorsitzender), 

Karsten Neumann (Vorsitzender), Sabine Vogler, 

Dirk Ammann und Christian Nitsche.

Die Podiumsteilnehmer 

(von links): Karsten Neumann, 

Ursula Heimhold, Uwe Schwarz, 

Bernd Meurer, Roland Riese, 

Heidemarie Mundlos 

und Henning Steinhoff

Wahlleiter Dietrich Zarft 

Dieser Position widersprach Ursula 

Heimhold (Bündnis 90 / Die Grünen) 

und wies auf die Spracherfordernisse 

B2 hin. Als Beispiel führte sie Probleme

an, die es mit Krankenschwestern aus 

den Philippinen und Korea Anfang der 

70er Jahre gegeben habe. Roland Rie-

se (FDP) plädierte für die Suche nach 

einem Konsens und brachte die Frage 

auf, was zu tun sei, damit die Pflegekräf-

te länger im Beruf blieben. Die durch-

schnittliche Verweildauer liege bei nur 

acht Jahren.

Bernd Meurer plädierte dafür, als Ziel-

gruppe nicht nur junge Leute im Blick 

zu haben. Rückkehrerinnen sollten eben-

falls umworben werden – eine weitere 

Möglichkeit, dem Fachkräftemangel zu 

begegnen. Außerdem forderte er, die 

Pflegesätze anzupassen, da die Unter-

nehmen sonst nicht mehr leistungsfä-

hig seien. 

Der wiedergewählte bpa-Landesvor-

sitzende, Karsten Neumann, forderte 

mehr Flexibilität bei Ausbildung und 

Umschülern, eine Anhebung der Pfle-

gesätze und Bürokratieabbau. In der 

Diskussion konnten viele Themen nur 

angerissen werden, wobei Bürokratie-

abbau und Pflegevergütung den größ-

ten Raum einnahmen und kompetent 

behandelt wurden. Auf die Lösung der 

Probleme kann man gespannt sein. 

MoP/sj
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Zur Eröffnungsfeier des neu gegründe-

ten ambulanten Pflegedienstes Sevda, 

der sich insbesondere auf die pflege-

rische Versorgung von Menschen mit 

Migrationshintergrund spezialisiert 

hat, konnte die Inhaberin Sevda Yunu-

sova prominenten Besuch begrüßen. 

Die niedersächsische Sozialministerin 

Aygül Özkan ließ es sich nicht neh-

men, persönlich ihre Glückwünsche zu 

überbringen. Begleitet wurde sie vom 

Generalkonsul der Republik der Tür-

kei, Tunca Özçuhadar, und der hanno-

verschen Bezirksbürgermeisterin der 

Nordstadt, Edeltraut-Inge  Geschke.

Landesgruppe Niedersachsen

Sozialministerin Özkan 
bei Eröffnung einer 
bpa-Mitgliedseinrichtung

„Ich habe viel gelernt.“ Dieses per-

sönliche Fazit zog Prof. Dr. Godelieve 

Quisthoudt-Rowohl nach ihrem Besuch 

beim Pflegedienst REKA Ende Septem-

ber in Diekholzen. Die CDU-Politikerin, 

die als Europaabgeordnete und Ho-

norarprofessorin zwischen Hildes-

heim, Brüssel und Straßburg pendelt, 

zeigte sich besonders interessiert an 

Themen der Berufsausbildung und der 

Nachwuchsgewinnung. So ließ sich 

Quisthoudt-Rowohl die Auswirkungen 

der Berufsanerkennungsrichtlinie ge-

nauso erläutern wie die Befürchtungen 

der Pflegeeinrichtungen im Hinblick auf 

eine Anhebung der schulischen Voraus-

setzungen mit zwölf Schuljahren für 

den Zugang zu einem Ausbildungsplatz. 

„Bis 2020 benötigen wir 200.000 Fach-

kräfte in der Pflege, da ist eine Akade-

misierung kontraproduktiv“, warnte ihr 

Gesprächspartner Karsten Neumann. 

Der Unternehmer, der seinen ambulan-

ten Pflegedienst mit inzwischen 33 Mit-

arbeitern seit 18 Jahren betreibt, bildet 

zurzeit selbst drei Auszubildende aus. 

Zudem engagiert er sich als Vorsitzen-

der der Landesgruppe Niedersachsen 

in der Verbandsarbeit des bpa.  

Quisthoudt-Rowohl wies darauf hin, 

dass sich das duale Ausbildungssys-

tem in Deutschland zwar bewährt habe, 

aber innerhalb der EU nicht kompatibel 

sei, so wie allgemein die Schwierigkeit

Frau Özkan wies in ihrer Rede beson-

ders auf die große Bedeutung profes-

sioneller pflegerischer Angebote für 

Menschen mit Migrationshintergrund 

hin. Problematisiert wurde auch der ak-

tuelle Fachkräftemangel im Land: Die 

Ministerin machte deutlich, dass junge 

Menschen mit Migrationshintergrund 

verstärkt motiviert werden müssten, 

einen Pflegeberuf zu ergreifen. Dabei 

wies sie auf die guten Aufstiegsmög-

lichkeiten für sozialpflegerische Berufe 

und deren wichtigen gesellschaftli-

chen Beitrag hin. Pflegeberufe hätten 

Zukunft, und eine hochwertige pflege-

rische Versorgung könne nur mit gut 

ausgebildeten Pflegekräften erreicht 

werden. Die Ministerin machte darauf 

aufmerksam, dass die Hemmschwelle 

bei Migranten, professionelle pflegeri-

sche Dienste in Anspruch zu nehmen, 

abgebaut werden müsse.  jk

Bildmitte (von links): bpa-Mitglied Sevda Yunusova 

und Sozialministerin Aygül Özkan 

im Gespräch mit Gästen bei der Eröffnungsfeier. 

Landesgruppe 
Niedersachsen

Vom Hörsaal 
zum Halma 
Europa-Abgeordnete 
Quisthoudt-Rowohl 
beim Pflegedienst REKA
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Landesgruppe Niedersachsen

In der Altenpflege 
fehlen männliche 
Auszubildende 
Ewa Klamt (MdB, CDU) 
im Wohnpark Peine

bestehe, Ausbildungsabschlüsse ge-

genseitig anzuerkennen. „Hier muss

an einer verstärkten Harmonisierung 

innerhalb Europas gearbeitet werden“, 

stellte die Politikerin fest, die nicht nur

theoretisch, sondern auch ganz konkret

mit der ambulanten Pflege konfrontiert 

wurde. 

Staunen über hohen 

Verwaltungsaufwand

Nach einer Einführung in die organisa-

torischen Abläufe durch Karsten Neu-

mann setzten sich beide ins Auto, um 

Franziska Pagel, eine seiner langjäh-

rigen Patientinnen, zu besuchen. Die 

alte Dame, die vor kurzem ihren 100. 

Geburtstag feiern konnte, lebt mit der 

Unterstützung ihres Sohnes und der 

Pfleger des REKA-Pflegedienstes im-

mer noch in ihren eigenen vier Wänden. 

Dort geht sie ihrer Lieblingsbeschäfti-

gung nach: Sie spielt leidenschaftlich 

gern Halma, so dass auch beim Besuch 

der Professorin das Spielbrett auf den 

Tisch kam. Bei REKA wird die Bezugs-

pflege groß geschrieben – für diese ist 

seit vielen Jahren Benedikt Perschke 

zuständig, der die psychosoziale Be-

treuung bei Franziska Pagel übernom-

men hat und aus voller Überzeugung 

Altenpfleger ist. 

„Mir war es wichtig, mir die Sorgen 

und Nöte der Menschen in der Alten-

pflege vor Ort anzuhören, aber auch 

das Gespräch mit den Senioren selbst 

zu suchen“, sagte Ewa Klamt (CDU) 

beim Besuch im Wohnpark Peine an der 

Sundernstraße. 

Karsten Neumann, 

Prof. Dr. Godelieve 

Quisthoudt-Rowohl und 

Franziska Pagel

Erstaunt war Quisthoud-Rowohl über 

den Verwaltungsaufwand, der hinter 

dieser  praktischen Pflege steht: „Man 

muss das richtige Gleichgewicht fin-

den zwischen verwaltender Tätigkeit 

und eigentlicher Pflegetätigkeit.“ Sie 

sei beeindruckt von der unternehme-

rischen Herausforderung, den alltägli-

chen bürokratischen Aufwand im Pfle-

gedienst zu bewältigen. „Ich finde es 

wichtig, dass ich diesen Tag bei einem 

ambulanten Pflegedienst verbringen 

durfte, weil ich diesen Bereich bisher 

am wenigsten kannte.“  vc
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Landesgruppe Niedersachsen

In der Altenpflege 
fehlen männliche 
Auszubildende 
Ewa Klamt (MdB, CDU) 
im Wohnpark Peine

„Die Arbeit hat mir sehr viel Spaß ge-

macht und ich habe sehr viele positive 

Eindrücke für meine Arbeit im Landtag 

gewinnen können“, resümierte Ulla 

Großkurt nach ihrem Praktikum in der 

Senioreneinrichtung „Haus am Berg“. 

Dort hatte die SPD-Landtagsabgeord-

nete aus Niedersachsen eine Woche 

als Präsenzbetreuerin mitgearbeitet. 

In der Hausgemeinschaft Ahorn haben 

zehn Senioren ein neues Zuhause ge-

funden. Ulla Großkurts Einsatz begann 

mit der Zubereitung des Frühstücks für 

die Bewohner. Alle Mahlzeiten werden 

in der bpa-Einrichtung frisch zubereitet. 

Für die zehn Bewohner wird der Tisch 

eingedeckt, Kaffee zubereitet und die 

Wurst- und Käseteller bestückt. An-

schließend übernahm die Politikerin 

aus Osnabrück die Zeitungsrunde. Hier-

bei werden täglich Nachrichten vorge-

lesen und besprochen. Dabei können 

auch Erinnerungen ausgetauscht wer-

den, wenn etwa eine Gaststätte aus der 

Gemeinde porträtiert wird. 

Landesgruppe Niedersachsen

Eine Woche 
mitten in der Realität 
Ulla Groskurt, MdL SPD

Die Bundestagsabgeordnete hatte sich 

gemeinsam mit Lokalpolitikern, Bewoh-

nern und dem Team des Wohnparks 

über die Situation in der Altenpflege un-

terhalten. „Es fehlt vor allem an männ-

lichen Auszubildenden“, sagte Petra 

Kaufmann, die die Einrichtung leitet. 

In Peine hätten zwar gerade zwei junge 

Männer die Ausbildung als Altenpfleger 

begonnen, die Quote könnte aber deut-

lich besser sein. 

„Dabei ist Altenpfleger ein Beruf mit 

Zukunft“, sagte Wohnpark-Peine-Ge-

schäftsführer Heinz Jürgen Brenn. Aber 

zurzeit sei es schwer, Fachkräfte zu be-

kommen. Im Wohnpark Peine leben 110 

Senioren, die von insgesamt 77 Mitar-

beitern betreut werden. Die Bewohner 

selbst wünschen sich eine Bushaltestel-

le in der Nähe. Die nächsten Haltepunk-

te sind an der Celler Straße – und das 

ist für die Senioren ein sehr weiter Weg. 

Christine Heuer von der Peiner CDU, die 

Ewa Klamt beim Besuch begleitet hatte, 

will das Thema weiter verfolgen.  pif

Im Park des Wohnparks: 

Ewa Klamt (3. von links) im Kreis 

ihrer Gesprächspartner 

Dann ging es auch schon an die Zube-

reitung des Mittagessens. Beim Kartof-

felschälen halfen einige Senioren mit. 

Anschließend wurde gemeinsam 

mit Präsenzbetreuerin Kim Rudys ge-

gessen. Dann hieß es für Ulla Groskurt 

noch: aufräumen, Boden wischen, Kü-

che reinigen und diese sauber der Spät-

schicht übergeben. 

„Die Praktikantin war sehr gut“, so das 

schelmische Urteil von Heiko Lang-

heim. Der Geschäftsführer der Senio-

reneinrichtung bot Ulla Groskurt an: 

„Falls Sie keine Lust mehr auf die Poli-

tik haben sollten, würden wir Sie gern 

einstellen.“ Für die Abgeordnete selbst 

war es wichtig, sich mit dem Alltag in 

der Pflege vertraut gemacht zu haben. 

he

Landtagsabgeordnete Ulla Groskurt 

und Präsenzbetreuerin Kim Rudys
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Landesgruppe Nordrhein-Westfalen

Die Landesgruppe NRW 
begrüßt ihr 1000stes bpa-Mitglied

„Erfolg ist kein Zufall, sondern das 

Ergebnis guter, kluger und vor allem 

kontinuierlicher professioneller Ar-

beit“, sagte der bpa-Landesvorsitzen-

de Christof Beckmann bei der Vorlage 

des Rechenschaftsberichtes für die 

abgelaufene Wahlperiode vor den zahl-

reich erschienen Mitgliedern der dies-

jährigen Mitgliederversammlung. Die 

Landesgruppe habe es offensichtlich 

verstanden, ihr Potential auszuschöp-

fen. „Mit einem hoch motivierten und 

gut eingespielten Team aus ehrenamt-

lichen Mitstreitern und einer schlag-

kräftigen hauptamtlichen Mannschaft 

konnte es in den vergangenen Jahren 

gelingen, den Spitzenplatz als stärkste 

bpa-Landesgruppe mit jetzt 1.000 Mit-

gliedern zu behaupten.“

Unter dem Beifall der Mitglieder hieß 

Christof Beckmann den ambulanten 

Pflegedienst „Hand in Hand Kran-

kenpflege“ von Ute Klein-Bölting aus 

Dinslaken als das 1.000ste Mitglied der 

bpa-Landesgruppe Nordrhein-West

falen herzlich willkommen. „Unser 

Krankenpflegedienst hat es sich zum 

Ziel gesetzt, Menschen zu unterstüt-

zen, die noch lange in ihrer häuslichen 

Umgebung bleiben möchten und pro-

fessionelle Pflege wünschen“, sagt die 

Inhaberin und verantwortliche Pflege-

dienstleiterin Ute Klein-Bölting. 

Derzeit sind 28 Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter rund um die Uhr für das 

Pflegeunternehmen im Einsatz. Das 

Team besteht überwiegend aus ge-

lernten Pflegefachkräften. Die Mitar-

beiter sind im Wundmanagement, in 

der palliativen Pflege und Pflegebera-

tung zertifiziert. Der Dienst bietet auch 

Kurse für pflegende Angehörige und 

individuelle Schulungen zu Hause für 

Angehörige mit speziellen Fragen zur 

Pflege an. 

Neues Seminarangebot

Stolz konnte der Vorsitzende darüber 

berichten, dass das Seminarwesen mit 

über 3.000 Teilnehmern das hohe quan-

titative Niveau der Vorjahre noch über-

troffen habe.

Zukünftig werde mit einem neuen Wei-

terbildungsangebot der besonderen 

Nachfrage der Mitglieder Rechnung 

getragen. So werden noch in diesem 

Jahr sog. „FEM-Beauftragte“ ausgebil

det. Freiheitsentziehende Maßnahmen 

(FEM) stehen derzeit im Focus der Öf-

fentlichkeit und oft in der Kritik. „Um 

mit dieser Kritik angemessen und dif-

ferenziert umgehen zu können, ist“, so 

Beckmann, „die Weiterbildung in die-

sem Bereich wichtig und dringend not-

wendig.“

Landespolitik 

Breiten Raum nahm die Bewertung der 

Landespolitik im Rechenschaftsbericht 

ein. So befasste sich der Vorsitzende 

besonders mit der Novelle des Wohn- 

und Teilhabegesetzes (WTG) und der 

Novelle des Landespflegegesetzes. Da 

die angekündigten Referentenentwür-

fe dieser Gesetze noch nicht vorliegen, 

ist eine abschließende Bewertung noch 

nicht möglich. Laut Beckmann sind 

jedoch erhebliche Veränderungen zu 

erwarten. Zu nennen ist hier die Neu-

ordnung des WTG nach den sog. „fünf 

Angebotstypen“ und bei der Überar-

beitung des Landespflegegesetzes die 

Neuakzentuierung des ambulanten 

Bereichs und den Ausbau der Quar-

tiersentwicklung.

Zur Novelle des WTG

Die Unterscheidung von Angebotsty-

pen in Zusammenhang mit dem Gel-

tungsbereich des WTG beschreibt 

Beckmann als grundsätzlich sinnvoll. 

Sie schaffe größere Transparenz und 

Klarheit. Er begrüßte die damit verbun-

dene größere Rechtssicherheit für die 

Anbieter. Die vorgesehene Ausweitung 

des Geltungsbereichs – neben Pflege-

heimen, ambulant betreuten Wohn-

gemeinschaften, Servicewohnen und 

Gasteinrichtungen sollen zukünftig 

auch ambulante Dienste in den Gel-

tungsbereich aufgenommen werden – 

lehnt der bpa jedoch strikt ab! Mit der 

Einbeziehung ambulanter Dienste in 

das WTG wolle die Landesregierung 

offensichtlich dem Schutzbedürfnis der 

Pflegebedürftigen in der Häuslichkeit 

Rechnung tragen. Der bpa könne ein be-

sonderes Schutzbedürfnis jedoch nicht 

erkennen.

Die zahlreich erschienen Mitglieder – 

es hatten sich mehr als 180 angemeldet – 

spenden Beifall zum Erfolg der Landesgruppe.
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Zur Novelle des Landespflegegesetzes

Beckmann begrüßte ausdrücklich das 

Vorhaben, zur vierprozentigen Ab-

schreibung bei Bestandseinrichtungen 

zurückzukehren. Dennoch sei die da-

mit verbundene Ungleichbehandlung 

gegenüber Neueinrichtungen, für die 

es bei einer zweiprozentigen Abschrei-

bung bleiben soll, aus Sicht des bpa, 

nicht akzeptabel, da dies zu Wettbe-

werbsverzerrungen führe. Der bpa 

spricht sich daher auch bei Neuein-

richtungen für den erhöhten Abschrei-

bungssatz aus. 

Die mit der Neuausrichtung der Pflege-

konferenzen vor Ort verbundende Ten-

denz zur erneuten Bedarfssteuerung 

„durch die Hintertür“ lehne der bpa 

grundsätzlich als nicht rechtskonform ab.

Einführung der 

Altenpflegeumlage (APU) 

Beckmann wies darauf hin, dass der 

bpa an der Erarbeitung der Rechts-

verordnung maßgeblich beteiligt war 

und insbesondere darauf hingewirkt 

habe, dass eine 100-prozentige Erstat-

tung der Ausbildungsvergütungen aus 

dem Umlagetopf erfolgte. Es sei nicht 

zuletzt  dem bpa zu verdanken, dass 

alle Einrichtungen (ambulant, teil- und 

vollstationär) entsprechend ihrem Leis-

tungsvermögen am Umlageverfahren 

beteiligt würden.

Konsequenzen der APU für 2013

Das Verfahren habe sich grundsätz-

lich bewährt und könne, aus Sicht des 

bpa, in dieser Form beibehalten wer-

den. Über 5.000 Einrichtungen haben 

am Umlageverfahren teilgenommen, 

und zwar circa 2.250 vollstationäre Ein-

richtungen, 430 Tagespflege-Einrich-

tungen und 2.370 ambulante Dienste. 

Der Umlagebetrag reiche aus, um eine 

100-prozentige Erstattung aller Azubi-

Vergütungen im Lande sicherzustellen. 

Es wurden weit über 1.000 neue Aus-

bildungsverhältnisse begründet. Dies 

ist ein großer Erfolg, an dem der bpa 

seinen Anteil hatte. Der Rechenschafts-

bericht, vorgetragen von Christof Beck-

mann, Anne Egidy-Voigtländer, Guido 

Fuhrmann und Bernhard Rappenhöner, 

wurde von den Mitgliedern mit großem 

Beifall entgegengenommen.

Große Kontinuität 

beim bpa in Nordrhein-Westfalen

Bei den Wahlen zum Vorstand der Lan-

desgruppe gab es keine Überraschun-

gen. Mit einer Demonstration von Ei-

nigkeit wurde Christof Beckmann im 

Amt bestätigt. Auch die stellvertreten-

de Landesgruppenvorsitzende Anne 

Egidy-Voigtländer konnte sich über 

einen einstimmigen Vertrauensbeweis 

freuen. Von den Beisitzern des Vorstan-

des hatte sich Arndt Pfaff entschieden, 

nicht mehr zur Wahl anzutreten. Er über-

nimmt nun andere Aufgaben im Bereich 

der ehrenamtlichen Arbeit des bpa. 

Neu trat Matthias Wentland zur Wahl 

an und wurde gemeinsam mit den be-

reits amtierenden Beisitzern Bernhard 

Rappenhöner, Willi Stotzem, Gerhard 

Eickhoff und Uwe Makschin nahezu 

einstimmig per Akklamation gewählt. 

Als erste gratulierten die beiden bpa-

Geschäftsführer Herbert Mauel und 

Bernd Tews. Beide verbanden damit die 

herzlichsten Wünsche für eine weiter-

hin gute Zusammenarbeit mit dem Lan-

desvorstand, der Geschäftsstelle und 

der gesamten Landesgruppe NRW. 

Anschließend referierten die beiden 

Bundesgeschäftsführer über das Pfle-

ge-Neuausrichtungs-Gesetz und die 

BSG-Urteile zu den Investitionskosten. 

hpk

Die Landesgruppe begrüßt 

ihr 1.000stes Mitglied: Ute Klein-Bölting 

von „Hand in Hand Krankenpflege“

Der neue Vorstand (von links): Uwe Makschin, Wilfried Stotzem, 

Anne Egidy-Voigtländer, Bernhard Rappenhöner, Christof Beckmann 

und Matthias Wentland
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Landesgruppe Nordrhein-Westfalen

bpa-Fachtagung zur Quartiers-
entwicklung mit Besucherrekord
Mit mehr als 250 Teilnehmern konnte 

der bpa-Fachtag 2012 der Landesgrup-

pe Nordrhein-Westfalen einen neuen 

Besucherrekord verzeichnen. Der Gold-

saal im Kongresszentrum der Westfa-

lenhallen war bis auf den letzten Platz 

gefüllt. Mitglieder des bpa, Gäste aus 

Politik und Wirtschaft, Vertreter der 

Wohlfahrtsverbände, Vertreter ver-

schiedener Pflegekassen und Aufsichts-

behörden waren der Einladung gefolgt. 

Zentrales Thema der Veranstaltung war 

die Neuausrichtung der Pflegeinfra-

struktur hin zur Quartiersentwicklung.

Der bpa-Landesvorsitzende Christof 

Beckmann machte in seiner Begrüßung 

deutlich, dass nach Auffassung des bpa, 

bei allem Reformwillen, die neuen Ge-

setze nicht unnötig die gewachsenen 

und zum Teil über Jahrzehnte bewähr-

ten Strukturen gefährden dürften. „Wir 

erwarten ein neues Wohn- und Teilha-

begesetz, welches den Bedürfnissen der 

Menschen gerecht wird. Mit über 1.000 

Mitgliedseinrichtungen des bpa in NRW 

leisten wir einen wichtigen Beitrag zur 

pflegerischen Infrastruktur. Mitarbeiter, 

Bewohner und Verwaltungen brauchen 

Planungssicherheit über den Tag hin-

aus!“, so der bpa-Landesvorsitzende.

Beckmann begrüßte die Pflegeministe-

rin Barbara Steffens, die zur Entwick-

lung des WTG und den Grundgedan-

ken der Quartiersentwicklung Stellung 

bezog. „Das Wohn- und Teilhabegesetz 

Nordrhein-Westfalen (WTG) setzt die 

Rahmenbedingungen für die Betreuung 

von älteren, pflegebedürftigen und be-

hinderten Menschen in den Einrichtun-

gen, also wie mit diesem Personenkreis 

unter Wahrung ihrer Persönlichkeits-

rechte umzugehen ist.“ Wunsch der Lan-

desregierung sei, so Steffens, „dass die 

Menschen dort ihren Alltag so weit wie 

möglich selbst gestalten und nach ih-

ren Vorstellungen leben können. Neben 

dem Schutz vor gesundheitlichen und 

finanziellen Schädigungen soll das Ge-

setz ein angemessenes Leben im Quar-

tier ermöglichen.“ 

Familiäre Versorgungsstrukturen 

können Probleme nicht lösen

Der Abteilungsleiter im Ministerium 

für Gesundheit, Emanzipation, Pflege 

und Alter (MGEPA), Markus Leßmann, 

erwartet, dass die Gesetzesvorschläge 

im ersten Quartal 2013 dem Landtag 

vorgelegt und im kommenden Jahr be-

schlossen werden.

An die Fachministerin Barbara Steffens 

gerichtet nutzte bpa-Präsident Bernd 

Meurer die Fachtagung in Dortmund, 

um in grundsätzlichen Ausführungen 

die Position des Verbandes zu verdeutli-

chen. Er verwies darauf, dass der Fach-

kräftemangel das größte noch unge-

löste Problem in der Pflege sei. Meurer 

warnte davor, sich angesichts der dras-

tisch steigenden Zahl von Pflegebedürf-

tigen in den nächsten Jahren zu sehr 

auf familiäre Versorgungsstrukturen zu 

verlassen. „Die Familien alleine können 

das nicht leisten, auch weil die jüngeren 

Generationen vielfach als Fachkräfte im 

Arbeitsalltag gebraucht werden.“

Zwar seien die Initiativen der Landes-

regierung in NRW zu begrüßen und die 

Einführung der Altenpflegeumlage ein 

wertvoller richtiger Schritt, aber das Pro-

blem sei damit nicht gelöst. Hier dürfe es 

keine Denkverbote geben. „Deutschland 

als überaltertes Land braucht die quali-

fizierte Einwanderung von Fachkräften. 

Wir brauchen insbesondere eine neue, 

spürbare Willkommenskultur“, appel-

lierte der bpa-Präsident.“  hpk

Pflegeministerin Barbara Steffens

Fachtagung zur Quartiersentwicklung (von rechts): Die nordrhein-westfälische 

Pflegeministerin Barbara Steffens, Abteilungsleiter Markus Leßmann 

(MGEPA) und bpa-Landesvorsitzender Christof Beckmann bpa-Präsident Bernd Meurer
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Landesgruppe 
Rheinland-Pfalz

Stützende 
Strukturen für ein drogen-
freies Leben bieten
Dr. Thomas Gebhart (MdB, CDU) 
und CDA zu Besuch im 
AHG Therapiezentrum Germersheim

Der südpfälzische Bundestagsabge

ordnete Dr. Thomas Gebhart (Jock-

grim) und eine Gruppe des Kreis-

verbands Südpfalz der Christlich-

Demokratischen Arbeitnehmerschaft 

(CDA) unter Leitung von CDA-Bundes-

vorstandsmitglied Monika Dorst, die 

auch stellvertretende Kreisvorsitzen-

de in Germersheim ist, besuchten das 

AHG-Therapiezentrum Germersheim. 

Die Einrichtung der Eingliederungshilfe 

ist bpa-Mitglied.

 

Die Leiterin der Einrichtung, Dipl.-

Psych. Andrea Schwerdt, sprach von 

einem gut gewählten Besuchstermin – 

kurz nach dem Einzug der Klienten in 

den Neubau des soziotherapeutischen 

Zentrums, der den Vorgaben des LWTG 

und modernen bautechnischen Stan-

dards entspreche. Derzeit wird der Alt-

bau umfassend saniert und den Vorga-

ben des LWTG angepasst. 

Diplom-Psychologe Peter Sottung, stell-

vertretender Leiter, umriss das Konzept 

des Therapiezentrums als den oftmals 

schwierigen Versuch, Schwerstsucht-

kranke mit motorischen und Nerven-

schäden wieder in die Gesellschaft ein-

zugliedern und ihnen Teilhabe am Leben 

zu ermöglichen. Seinen durchschnittlich 

48 Jahre alten Klienten – der jüngste ist 

25 – wolle das Haus „stützende Struktu-

ren“ für eine weitestgehende Abstinenz 

von Alkohol und zunehmend von den

Von links: Monika Dorst, Mitglied im 

Bundesvorstand der CDA, Dr. Thomas Gebhart, 

MdB (CDU), Patrick Redlingshöfer, 

etwas verdeckt: Bernhard Christ (Journalist) 

und Dipl.-Psych. Andrea Schwerdt, 

Leiterin des AHG Therapiezentrum Germersheim

verschiedensten Designerdrogen bie-

ten. „Bei uns ist Abstinenz notwendig, 

weil es buchstäblich ums Überleben 

der Klienten geht“, unterstrich Andrea 

Schwerdt mit eindringlichen Worten.

 

Karin Eßwein, Mitglied des Betriebsrats 

der Einrichtung mit 27 Mitarbeitern, 

würdigte das offen-kooperative Ver-

hältnis zwischen Betriebsrat und Lei-

tung des Hauses.   bg/asc

Von links: Rolf Dorst, Bernhard Christ 

(Journalist), Dipl.-Psych. Andrea Schwerdt, 

Leiterin des AHG Therapiezentrum 

Germersheim, Monika Dorst, 

Mitglied im Bundesvorstand der CDA, 

Patrick Redlingshöfer und 

Dr. Thomas Gebhart, MdB (CDU)
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Die bpa-Landesgruppe Sachsen-Anhalt 

ist weiter auf Erfolgskurs. Auf der Mit-

gliederversammlung in Magdeburg 

konnte der Landesbeauftragte Daniel 

Heyer gute Nachrichten verkünden: 

20 Prozent Mitgliederzuwachs in zwei 

Jahren, dazu eine immer stärker wer-

dende Position bei politischen Ver-

handlungen und auch in der öffentli-

chen Wahrnehmung. Die Mitglieder 

reagierten darauf, indem sie dem alten 

Vorstand ohne Gegenstimme erneut 

ihr Vertrauen aussprachen.

Bei der Vorstandwahl der bpa-Landes-

gruppe Sachsen-Anhalt wurden alle 

bisherigen Vorstandsmitglieder wieder 

gewählt und zwar einstimmig: Sabine 

Mrosek als Vorsitzende, Stephan Rich-

ter als stellvertretender Vorsitzender 

sowie Andrea Funk, Sabine Kösling, 

Silke Otto, Annett Rabe, Martina Sei-

se, Gabriele Staude, Ina Steckel und 

Hans-Christian Walther als weitere Vor-

standsmitglieder. bpa-Geschäftsführer 

Herbert Mauel, der die Funktion des

Landesgruppe 
Sachsen-Anhalt

Vertrauen 
in den Vorstand 
bestätigt

Blick ins Plenum: 

Delegierte der Mitgliederversammlung 

in Sachsen-Anhalt  

Aus Anlass der Verleihung der  Zertifi-

zierungs-Urkunde des TÜV Rheinland 

hatten die Betreiber des Alten- und 

Pflegeheims Haus Josef in Hümmerich, 

Tatiana und Constantin Oana, zu einer 

kleinen Feier geladen. Die Urkunde be-

stätigt der Einrichtung die Erfüllung 

hoher Qualitätsstandards, vom Medi-

zinischen Dienst der Krankenkassen 

ergänzt durch Bestnoten für Transpa-

renz. Dass diese Qualität in Senioren-

heimen nicht selbstverständlich ist, 

erklärte Karl-Theo Braun, erfahrener 

Qualitätsprüfer des TÜV Rheinland, 

als er die Urkunde übergab. Bernhard 

Borkow, Vorsitzender des Angehöri-

genbeirates, bestätigte die hohe Quali-

tät von Haus Josef. 

Landesgruppe Rheinland-Pfalz

Vorbildliche Leistungen 
für Senioren
Qualitäts-Urkunde für Haus Josef

Von rechts: Landtagsabgeordnete 

Ellen Demuth, Bundestagsabgeordneter 

Erwin Rüddel, Inhaberin Tatjana Oana, 

Constantin Oana, Heimleitung/Pflege-

dienstleitung, Karl-Theo Braun vom 

TÜV Rheinland, Rechtsanwältin 

Nicola Dissel-Schneider sowie 

Wolfgang Reeder, Landesvorsitzender 

des Evangelischen Arbeitskreises 

EAK – CDU/CSU

Ganz entscheidend zu dieser Qualität 

beigetragen habe, so Tatiana Oana, 

die familiäre Atmosphäre und der Zu-

sammenhalt zwischen den Betreibern 

und den Bewohnern der Einrichtung. 

Gegenwärtig wohnen 25 Senioren zu-

sammen mit dem Ehepaar Oana und 

den beiden Kindern im Haus Josef. Der 

12-jährige Samuel Oana begleitete die 

kleine Feierstunde am Klavier. Die vor-

bildliche familiäre Atmosphäre betonte 

auch Erwin Rüddel, Bundestagsabge-

ordneter und Sprecher der CDU-Frak-

tion für Seniorenpolitik. Ellen Demuth, 

CDU-Landtagsabgeordnete, nannte das 

von den Oanas in sieben Jahren aufge-

baute Heim ein beeindruckendes Bei-

spiel für Erfolg.

Die Würde des Menschen zu achten und 

zu schützen, fordert das Grundgesetz. 

Die Bewohner des Seniorenheims Haus 

Josef in Hümmerich sehen diese Forde-

rung in ihrem Alltag offenbar verwirk-

licht. Das bekannte Gertraude Hanns als 

Vorsitzende des Heimbeirats.  sj
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Landesgruppe 
Sachsen-Anhalt

Vertrauen 
in den Vorstand 
bestätigt

Vorstandsvorsitzende Sabine Mrosek 

(links) überreichte eine Jubiläumsurkunde 

an Vorstandsmitglied Ina Steckel zum 

15-jährigen Bestehen des Kastanienhaus 

Seniorenzentrums. 

Wahlleiters übernommen hatte, stell-

te wesentliche Neuerungen des PNG, 

insbesondere in Bezug auf veränderte 

(erhöhte) Leistungsansprüche der Ver-

sicherten und in Bezug auf strukturelle 

Änderungen und Neuerungen, vor.

Mit der Ehrung langjähriger Mitglied-

schaften im bpa und von Firmenjubi-

läen fand die Mitgliederversammlung 

einen würdigen Abschluss.  hg 

Landesgruppe Thüringen

Wer pflegt Thüringen? 
bpa-Pflegekongress: Jetzt gegen 
den Fachkräftemangel handeln

Der Fachkräftemangel in der Pflege in 

Thüringen droht nicht nur, er ist bereits 

Realität. Knapp 300 offenen Stellen für 

Fachkräfte stehen nur 85 potenziell ge-

eignete Bewerber gegenüber. Der auch 

von den Thüringer Medien stark beach-

tete vierte bpa-Pflegekongress im Ok-

tober in Erfurt hat gezeigt, was zu tun 

ist: Die Kassen müssen endlich die Pfle-

gevergütungen anpassen, Ausbildung 

und Umschulung müssen gesteigert, 

die Arbeitsbedingungen der Beschäf-

tigten verbessert und eine qualifizier-

te Zuwanderung ermöglicht werden. 

Wenn Politik und Pflegekassen jetzt 

nicht gemeinsam mit den ambulanten 

und stationären Einrichtungen han-

deln, sieht der bpa die Versorgung und 

die Qualität der Pflege in Thüringen in 

Gefahr. Der Verband setzt dabei auf die 

Unterstützung der Thüringer Landes-

regierung.

„Jeder Mensch hat ein Recht auf gute 

Pflege. Das aber ist nur leistbar mit 

hoch qualifizierten Fachkräften und da-

für brauchen wir sowohl angemessene 

Pflegesätze als auch Strategien, um 

geeignetes Personal zu gewinnen und 

zu halten“, so Rosemarie Wolf, Vorsit-

zende der bpa-Landesgruppe Thürin-

gen und selbst Pflegeheimbetreiberin. 

Experten aus Politik und Gesundheits-

wirtschaft haben sich beim vierten bpa-

Pflegekongress einen Tag lang mit dem 

Thema Fachkräftegewinnung und Fach-

kräftehaltung auseinandergesetzt. 

Gleiche Vergütung gefordert

Für Rosemarie Wolf ist die Aufgaben-

stellung klar: „Thüringen bildet nach 

wie vor das Schlusslicht bei den von 

den Kassen gezahlten Vergütungen. 

Wie sollen wir junge Mitarbeiter mit

diesen Vergütungen motivieren, in Thü-

ringen zu bleiben und wie soll unsere 

alternde Bevölkerung versorgt werden? 

Die Pflege- und Krankenkassen müssen 

sich an dem orientieren, was in benach-

barten Bundesländern wie Hessen und 

Bayern gezahlt wird. Andernfalls blei-

ben die Zahlen abwandernder Fachkräf-

te hoch, die der Bewerber niedrig und 

die Versorgung gefährdet.“

Bundesweit bilden die Mitglieder des 

bpa über 17.700 Auszubildende in der 

Altenpflege aus. In Thüringen stellten 

die Mitgliedseinrichtungen des bpa in 

diesem Jahr zwar einen neuen Rekord 

mit über 100 neuen Altenpflegeschü-

lern auf, jedoch könnten weitaus mehr 

ausgebildet werden – allein die Auszu-

bildenden und vor allem auch Umschü-

ler fehlen. „Die Anzahl der Umschüler

Die Vorsitzende der bpa-Landesgruppe 

Thüringen, Rosemarie Wolf, 

eröffnet den Pflegekongress.
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ist rapide gesunken, weil das dritte Um-

schulungsjahr nicht finanziert wird. Wir 

fordern deshalb, die Finanzierung der 

Umschulung endlich wieder komplett 

zu übernehmen. Warum finanziert die 

Arbeitsagentur Arbeitslosigkeit anstatt 

die Umschulung?“, so der bpa-Landes-

beauftragte Thomas Engemann. 

Der bpa appelliert an Thüringens Lan-

desregierung, sich explizit für bessere 

Bedingungen in der Pflege Thüringens 

starkzumachen: „Jede Fachkraft hilft, 

die Versorgung unserer Alten und Kran-

ken langfristig zu sichern. Damit uns 

die Fachkräfte in Thüringen erhalten 

bleiben, müssen wir vor allen Dingen 

konkurrenzfähige, faire Vergütungen 

und attraktive Arbeitsplätze bieten“, so 

Engemann weiter. 

„Keiner kann den Fachkräftemangel in 

Thüringen im Alleingang lösen. Not

wendig ist eine konstruktive Zusam-

menarbeit der relevanten Akteure 

und Entscheider, um schnellstmöglich 

effektive Strategien gegen den Fach-

kräftemangel zu erarbeiten. Höchste 

Priorität hat die Anpassung der Vergü-

tungen, denn nur mit einer fairen Ver-

gütung werden Pflegeunternehmer in 

Thüringen zu attraktiven Arbeitgebern 

für Pflegefachkräfte, Auszubildende 

und Umschüler. Wir hoffen auf die kla-

re Unterstützung der Landesregierung, 

denn es ist bereits fünf nach zwölf“, so 

Engemann abschließend. 

„Thüringer Pflegepakt“ 

löst Probleme nicht

Der bpa hatte sich aktiv an der Aus-

gestaltung des Thüringer Pflegepakts 

beteiligt und sich für konkrete Ziele 

eingesetzt. Der jetzt von Vertretern der 

Landesregierung, Pflegekassen und 

Verbänden verabschiedete Pakt wird 

vom bpa jedoch nicht mitgetragen. Der 

bpa kritisiert vor allem die zahlreichen 

Absichtserklärungen ohne ausreichen-

de Verbindlichkeit. Ein Streit über einen 

Tarifvertrag, den es in Thüringen für 

die Pflege nicht gibt, nutzt keinem. Eine 

klare Verpflichtung zur Leistungsvergü-

tung wie in den Nachbarländern Hessen 

oder Bayern hätte dagegen den Pflege-

kräften konkret geholfen und die Ein-

richtung zur Lohnsteigerung in die Lage 

versetzt. Und nur so ist die pflegerische 

Versorgung in Thüringen dauerhaft si-

cherzustellen.  cst 

Unternehmerisches Handeln, engagier-

te Mitarbeiter und viele Akteure aus 

Politik und Verwaltung haben maßgeb-

lich dazu beigetragen, aus dem ehe-

mals kreiseigenen „Pflegeheim Fret-

terode“ das zu machen, was heute in 

Wahlhausen weitergeführt wird: Eine 

über das Eichsfeld hinaus bekannte 

Fachpflegeeinrichtung für Menschen, 

mit einem hohem Anspruch an eine be-

darfsgerechte Versorgung.

In vier kleinen Wohneinheiten werden 

die Bewohner individuell nach ihren 

biographischen Besonderheiten ge-

pflegt und betreut. Das Betreuungskon-

zept beinhaltet Kochen und Backen der 

Eichsfelder Küche, Gedächtnistraining 

am Computer in der Gruppe, Singen im 

Heimchor sowie Beschäftigung mit den 

hauseigenen Haustieren. Das jüngste 

Projekt, die Männerwerkstatt, wurde 

um einen Backofen erweitert. Jeden 

Dienstag backen die Bewohner mit All

tagsbegleiter Hartmut Ziaja ihr Brot 

zum Abendessen selbst.

Die Bewohner, Angehörigen und Mitar-

beiter feierten im Herbst das zehnjähri-

ge Bestehen des Pflegezentrums „Am 

Hanstein“ in Wahlhausen und „20 Jahre 

Familie Wolf“ im Eichsfeld. Der „Heim-

chor Am Hanstein“ und die Salzataler 

Musikanten gestalteten das Programm. 

Festlicher Höhepunkt war für alle der 

Besuch der Thüringer Ministerin für 

Soziales, Familie und Gesundheit Heike

Landesgruppe Thüringen

Sozialministerin 
Taubert zu Gast 
bei der bpa-Vor-
sitzenden Wolf 
10 Jahre Fachpflegezentrum 
Am Hanstein – 20 Jahre 
Familie Wolf im Eichsfeld

Teilnehmerinnen und Teilnehmer am 4. bpa-Pflegekongress

Prof. Dr. Michael Behr, Abteilungsleiter 

im Thüringer Wirtschaftsministerium, 

referiert zu den Handlungsspielräumen 

der Landespolitik
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Landesgruppe Thüringen

Sozialministerin 
Taubert zu Gast 
bei der bpa-Vor-
sitzenden Wolf 
10 Jahre Fachpflegezentrum 
Am Hanstein – 20 Jahre 
Familie Wolf im Eichsfeld

Taubert in Begleitung weiterer Politiker 

aus der Landes- und Kommunalpolitik. 

Ministerin Taubert nahm sich ausgiebig 

Zeit für die Besichtigung der Einrich-

tung sowie für Gespräche mit der Inha-

berin der Einrichtung, Rosemarie Wolf, 

und den Bewohnern.

Die Leiterin der Einrichtung, Schwester 

Ursel Bernhardt, bedankte sich, auch 

im Namen der Heimbewohner und Mit-

arbeiter beim Ehepaar Rosemarie und 

Rainer Wolf für ihr unternehmerisches 

Engagement zur Versorgung der pfle-

gebedürftigen Menschen im Pflegezen-

trum „Am Hanstein“. Ähnlich äußerte 

sich auch der Landrat Dr. Werner Hen-

ning: „Durch die Wolfs ist frischer Wind 

in die Pflegelandschaft des Eichsfeldes 

geweht worden.“  te

Die bpa-Landesgruppe gratuliert zum 

Jubiläum. Von rechts: Ursel Bernhardt 

(Heimleiterin), Margit Benkenstein 

(stellv. bpa-Vorsitzende), Rosemarie Wolf 

(Inhaberin der Einrichtung und Vorsitzende 

der bpa-Landesgruppe Thüringen), 

Matthias Räder (bpa-Vorstand) sowie 

Thomas Engemann (bpa-Landes-

beauftragter)

Landesgruppe Thüringen

Antje Tillmann (MdB, CDU) 
besucht bpa-Mitglieder in Erfurt 
Für die Bewohner und Mitarbeiter der 

K & S Seniorenresidenz Erfurt war es 

ein interessanter Tag. Die CDU-Bun-

destagsabgeordnete Antje Tillmann 

besuchte die Pflegeeinrichtung und 

half bei der Betreuung der alten Men-

schen mit, erfuhr viel über den Alltag 

in der Pflegeresidenz und ließ sich 

von den Mitarbeitern die pflegerische 

Arbeit erläutern. Im Gespräch mit der 

Heimleitung und dem bpa-Landesbe-

auftragten von Thüringen, Thomas En-

gemann, wurden aktuelle Themen wie 

der Fachkräftemangel und Probleme 

von Pflegeeinrichtungen in Thüringen 

erläutert und diskutiert. Antje Tillmann 

sagte ihre Unterstützung zu und zeigte 

sich angetan von der Qualität der Ar-

beit in der Seniorenresidenz.

Einige Wochen später sammelte die 

Abgeordnete dann beim Pflegedienst 

Margit Klein praktische Erfahrungen 

in der ambulanten Pflege. Sie beglei-

tete eine Vormittagstour, kam mit am-

bulant versorgten pflegebedürftigen 

Menschen in deren Wohnungen ins Ge-

spräch und zeigte sich beeindruckt von 

der Möglichkeit, trotz Pflegebedürftig-

keit weiter daheim leben zu können. 

Im Gespräch mit der stellvertretenden 

bpa-Landesvorsitzenden Astrid Regel

Praktikumseinsatz im ambulanten 

Pflegedienst Margit Klein: Antje Tillmann 

(rechts) und Astrid Regel (stellv. Vorsitzende 

der bpa-Landesgruppe Thüringen)    

ließ sich Antje Tillmann über die zuneh-

menden Schwierigkeiten informieren, 

ausreichend Fachkräfte zu binden. We-

sentliche Ursache für diese Situation ist 

die deutlich geringere Pflegevergütung 

in Thüringen im Vergleich zu den west-

lichen Nachbarländern.  Te

Auf der Terrasse der Seniorenresidenz 

(von links): Annegret Knoblauch (stellv. PDL), 

Antje Tillmann (MdB), Margot Weise (Bewohnerin), 

Thomas Engemann (bpa-Landes-beauftragter) 

sowie Janos Feher (Residenzleiter)
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Das Deutsche Institut für angewandte 

Pflegeforschung e.V. (dip) hat gemeinsam 

mit dem Aachener Forschungs- und Be

ratungs-Institut „Mensch-Arbeit-Technik“

(MA&T) den Abschlussbericht des Pro-

jektes „PflegeWert“ vorgelegt. Mit der 

Stiftung Evangelisches Alten- und Pfle-

geheim (EvA) Gemünd und der Caritas-

Betriebsführungs- und Trägergesell-

schaft mbH (CBT) in Köln haben zwei 

Partner aus der pflegerischen Praxis der 

stationären Langzeitpflege in diesem 

Verbundprojekt mitgewirkt. 

Drei Jahre lang wurden Mechanismen 

einer systematischen Wertschätzung 

der Pflegearbeit in den Einrichtungen 

untersucht, neue Maßnahmen entwi-

ckelt, erprobt und zusammengestellt. 

Ziel des Projektes war, Möglichkeiten 

einer wertschätzungsorientierten Arbeit 

in den Einrichtungen aufzuzeigen und 

insbesondere auch kleineren Organisati-

onen hilfreiche Materialien an die Hand 

zu geben. Die Ergebnisse liegen nun 

gebündelt in Form eines praxisorientier-

ten Abschlussberichtes vor. Das Projekt 

wurde mit finanzieller Unterstützung des 

Bundesministeriums für Bildung und 

Forschung und aus dem Europäischen 

Sozialfonds der Europäischen Union re-

alisiert.

Neue Erkenntnis: 

Öffentlichkeitsarbeit der Einrichtung

wichtig für die Mitarbeiter

„Die pflegerische Arbeit ist von großer 

gesamtgesellschaftlicher Bedeutung. 

Das ist eigentlich unstrittig. Leider aber 

erfahren die Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter nicht immer die Würdigung und 

Unterstützung vor Ort, die sie dafür ver-

Buchtipp: 

Abschlussbericht zum Projekt 
„PflegeWert“ veröffentlicht
Wertschätzung in der Pflege – 
erkennen – fördern – erleben

dienen“, so Dr. Paul Fuchs-Frohnhofen 

von MA&T, der Koordinator des Projek-

tes. „Wir haben ermittelt, was Pflegende 

in ihrer Arbeit als besonders wertschät-

zend empfinden und darauf aufbauend 

bestehende gute Ansätze erfasst, neue 

Konzepte entwickelt und mit großem 

Erfolg erprobt“, berichtet Prof. Michael 

Isfort vom Deutschen Institut für ange-

wandte Pflegeforschung e. V. „Dabei ha-

ben wir auch neue Erkenntnisse gewon-

nen. So war uns zu Beginn nicht klar, wie 

wichtig den beruflich Pflegenden z. B. die 

aktive Öffentlichkeitsarbeit der Einrich-

tung ist“, so Isfort weiter.

Die gemeinsame Entwicklung, Anpas-

sung, Erprobung und Veränderung der 

Module von Forschung auf der einen 

und Praxis auf der anderen Seite sind 

Kennzeichen des angewandten For-

schungsprojektes und ermöglichen eine 

praxistaugliche Übertragbarkeit auch in 

andere Einrichtungen. 

Der Abschlussbericht ist nun als Buch 

zum Projekt beim Kuratorium Deut-

sche Altershilfe (KDA) erschienen und 

kann dort direkt bestellt oder aber über 

den Buchhandel unter der ISBN: 978-3-

940054-28-9 zum Preis von 29,90 Euro 

bezogen werden.

Das gemeinnützige Deutsche Institut für 

angewandte Pflegeforschung e. V. (dip) 

ist ein Institut an der Katholischen Hoch-

schule NRW (KatHO NRW) in Köln und 

betreibt einen weiteren Standort an der 

Philosophisch-Theologischen Hochschu-

le Vallendar (PTHV) bei Koblenz.  dip/sj

Leben wie ich bin – 

Selbstbestimmtes Wohnen 

für Menschen mit Demenz e. V. 

Stephensonstr. 24–26, 14482 Potsdam

Schutzgebühr 12,00 Euro

Zu bestellen über E-Mail: 

Leben-wie-ich-bin@gmx.de

PflegeWert

ISBN: 978-3-940054-28-9

29,90 Euro

Zu beziehen über das Kuratorium 

Deutsche Altershilfe (KDA) 

oder im Buchhandel.



Buchtipp: 

Praxishandbuch 
„Es selbst in die Hand nehmen!“
Wie Angehörige eine Wohngemeinschaft 
für Menschen mit Demenz aufbauen 
und sich die Verantwortung mit einem 
ambulanten Pflegedienst teilen
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Mit viel Engagement haben acht Ange-

hörige zusammen eine selbstverantwort-

lich organisierte Wohngemeinschaft für 

Menschen mit Demenz aufgebaut und 

in Form eines Praxishandbuches ihre ge-

sammelten Erfahrungen gebündelt. Dank 

einer großzügigen Spende der Hermann 

Reemtsma Stiftung wurde ein Schulungs-

programm entwickelt, das den Prozess 

des Aufbaus einer Wohngemeinschaft 

abbildet und Antworten auf die vielen in-

haltlichen Fragen gibt. Zu den behandel-

ten Themen gehören unter anderen:

•	 Pflegende Angehörige organisieren 	

	 sich selbst: Geht das? 

•	 Auswahl der Wohnung sowie bau- 	

	 und brandschutzrechtliche Rahmen-	

	 bedingungen

•	 Auswahl des Pflegedienstes und 

	 die Vereinbarung des Miteinanders

•	 Einzug und Ankunft der Bewohner

•	 Praxis Alltag: Entwicklung gemein-	

	 samer Qualitätsgrundlagen

•	 Geteilte Verantwortung: Wie orga-

	 nisiert sich eine Wohngemeinschaft?

•	 Alltagsbegleitung und Wohlbefinden: 	

	 Was macht wertschätzende 

	 Begleitung aus?

•	 Demenz und weitere Erkrankungen:

	 Was ist zu tun?

•	 Umgang mit „schwierigem“ Verhal-

	 ten: Eine Herausforderung für uns?

•	 Probleme und Krisen: Wie können wir

	 gemeinsam Lösungen finden?

•	 Leben bis zuletzt: Welche Begleitung

	 brauchen sterbende Bewohner?

•	 Finanzierung der Rund-um-die-Uhr-

	 Betreuung: Vorstellung einer Beispiel-

	 kalkulation

•	 Begleitung einer Wohngemeinschaft

	 für Menschen mit Demenz – 

	 Erfahrungsbericht des Pflegedienstes

Im Rahmen der einzelnen Schulungsthe-

men wurde von den Angehörigen und 

den Mitarbeitern des Pflegedienstes ge-

meinsam nach Lösungen gesucht und 

Qualitätsgrundsätze formuliert. Diese 

Grundsätze bestimmen das Handeln, die 

Verantwortung und das Alltagsgesche-

hen in der Wohngemeinschaft. Insbeson-

dere in Krisensituationen, z. B. im Zu-

sammenhang mit plötzlich verändertem 

Verhalten und Befinden, sind Handlungs-

leitlinien notwendig, die Kenntnisse über 

die verschiedenen Demenzerkrankungen 

und deren persönlichen Folgen zusam-

menbringen, um eine möglichst hohe 

Lebensqualität zu sichern.

Im Mittelpunkt des Praxishandbuches 

stehen die Bedürfnisse der Menschen 

mit Demenz und deren individuelle 

Rund-um-die-Uhr-Begleitung. Ziel war 

dabei die Frage, wie es gelingen kann 

einen interessanten Alltag in der Wohn-

gemeinschaft zu gestalten und den Men-

schen mit Demenz das Gefühl zu vermit-

teln, so leben zu können, wie sie sind.

Mit diesem Buch soll Angehörigen, in-

teressierten Mitbewohnern und enga-

gierten Pflegediensten Mut gemacht 

werden, sich ebenfalls auf diesen Weg zu 

begeben und die eigenen Ideen zu ver-

wirklichen. Die Texte regen dazu an und 

bieten Unterstützung.  sj



Neu!Neu!

Beschäftigung von 
Pflegekräften aus der EU und 
dem weiteren Ausland 
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Die vollständig überarbeitete, dritte Auf-

lage der bpa-Broschüre zur „Beschäf-

tigung von Pflegekräften aus der EU 

und dem weiteren Ausland“ (Stand: Juli 

2012) bietet viele neue und hilfreiche 

Hinweise zur Lösung des akuten Pflege-

kräftebedarfs. Ausschließlich bpa-Mit-

glieder können die Broschüre bei ihrer 

Landesgeschäftsstelle anfordern. 

Die Broschüre ist gegenüber früheren 

Ausgaben nicht mehr nur auf Pflegekräf-

te aus den neuen östlichen EU-Mitglieds-

staaten beschränkt, daher der neue Titel. 

Die Öffnung des deutschen Arbeitsmark-

tes seit 1. Mai 2011 hat bislang nicht zur 

erhofften Entlastung geführt. Pflegefach-

kräfte sind auch in anderen Regionen der 

Welt begehrt, so dass sie sich oft aussu-

chen können, in welchen Ländern sie ar-

beiten wollen. Daher wird es nötig sein, 

künftig den Blick auch auf Fachkräfte von 

außerhalb der EU zu richten und diesen 

eine Perspektive in der deutschen Pflege 

anzubieten. 

Der bürokratische Aufwand ist immer 

noch erheblich, trotz einiger Erleichte-

rungen. Seit 1. Januar 2012 hat es weit-

gehende Beschäftigungserleichterungen 

für Fachkräfte aus Rumänien und Bulga-

rien gegeben. Zum 1. April 2012 trat un-

ter Beteiligung des bpa das sogenannte 

Anerkennungsgesetz in Kraft, mit dem 

Berufsabschlüsse aus allen Ländern 

schneller in Deutschland anerkannt wer-

den können. 

Im Rahmen der voraussichtlich zum 

ersten Januar nächsten Jahres in Kraft 

tretenden Ausbildungs- und Qualifi-

zierungsoffensive in der Altenpflege 

konnte der bpa erreichen, dass es bald 

zu weiteren Erleichterungen insbesonde-

re zum Abschluss neuer internationaler 

Vermittlungsabsprachen Deutschlands 

zur Anwerbung von Pflegefachkräften 

aus Nicht-EU-Staaten (Drittstaaten) kom-

men soll.  sj
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100% Unterstützung für 
Pflegeunternehmen 
Der bpa wächst 
und begrüßt sein 7.500stes Mitglied 

Der Bundesverband privater Anbieter 

sozialer Dienste (bpa) konnte jetzt sein 

7.500stes Mitglied begrüßen. Das ist ein 

deutliches Signal für die Branche. Pfle-

geunternehmen wollen die kompetente 

Unterstützung eines starken Verbandes, 

der vor Ort und auf Landesebene prä-

sent, in Deutschland anerkannt und in 

Europa zu Hause ist. Fast jede dritte Ein-

richtung in Deutschland hat sich deshalb 

für die Mitgliedschaft im bpa entschie-

den. Durch diese gebündelten Kräfte ist 

politischer Einfluss zu erreichen. Der bpa 

geht gestärkt den nächsten Herausforde-

rungen entgegen.

„Wir begrüßen unser 7.500stes Mitglied, 

die Soziale Dienste Pesterwitz GmbH 

aus Freital, im bpa. Wir freuen uns über 

die Entscheidung für den bpa und über 

das Signal, das davon für die Branche 

ausgeht“, so Dr. Matthias Faensen, bpa-

Präsidiumsmitglied und Vorstand in der 

bpa-Landesgruppe Sachsen. Der Versor-

gungsbedarf steige durch die demogra-

fische Veränderung der Gesellschaft seit 

Jahren an. Auch im Freistaat Sachsen 

zeige sich diese durch eine wachsende 

Anzahl der über 80-Jährigen. 

„Den stetig steigenden Versorgungs- und 

Betreuungsbedarf pflege- und hilfebe-

dürftiger Menschen fangen unsere Mit-

gliedsunternehmen auf. Sie kümmern 

sich tagein tagaus um die Alten und 

Kranken. Das verlangt tatkräftige Unter-

stützung. Wir als Verband garantieren 

diese unseren Mitgliedern und fordern 

sie von der Politik und der Gesellschaft 

ein“, so Dr. Matthias Faensen weiter. 

Dass die Pflegebranche ebenso ein Zu-

kunftsmarkt für Arbeitsplätze ist, zeigen 

aktuelle Zahlen. 30.000 Stellen sind 

bundesweit unbesetzt und der Fachkräf-

temangel erschwert mittlerweile allen 

Pflegeunternehmen ihre Arbeit – qualifi-

ziertes Fachpersonal und Auszubildende 

fehlen überall. 

„Dabei bietet die Pflege attraktive, siche-

re Arbeitsplätze und gute Perspektiven“,  

sagt Jacqueline Kallé, Landesbeauf-

tragte der bpa-Landesgruppe Sachsen. 

„Der bpa engagiert sich täglich dafür, 

die Ausbildung zu stärken, Rahmenbe-

dingungen zu verbessern und Fachkräfte 

in den Markt zu holen. Die rund 230.000 

Mitarbeiter der bpa-Mitglieder bilden 

deutschlandweit 17.700 Pflegekräfte aus. 

Auch Benita Köhler, die Geschäftsführe-

rin des 7.500sten bpa-Mitglieds, trägt zu 

dieser beeindruckenden Anzahl mit zwei 

Auszubildenden bei“, so Kallé. 

Die Unterstützung der bpa-Mitglieder 

ist umfangreich. Sie werden ausführlich 

u. a. zu neuen Gesetzes- wie Vertragsän-

derungen beraten, Arbeitshilfen werden 

zur Verfügung gestellt und Seminare zur 

Weiterqualifikation angeboten. „Gerade 

rechtliche Feinheiten, die so wichtig sind, 

kann man sich oft nicht selber erschlie-

ßen“, sagt Benita Köhler. „Genau dafür 

braucht man einen Verband mit fokus-

siertem Know-how und einem großen 

Netzwerk im Hintergrund. Ich freue mich 

darauf, in Zukunft von den aktuellen In-

formationen und weiteren Unterstützun-

gen profitieren zu können“, so Benita 

Köhler.

Die Soziale Dienste Pesterwitz GmbH 

aus Freital betreibt eine vollstationäre 

Pflegeeinrichtung mit 46 Einbett- sowie 

14 Zweibettzimmern. Neben der Kurz-

zeit- und Tagespflege gehören ein mobi-

ler Essensdienst, ein Pflegedienst sowie 

Betreutes Wohnen zu den angebotenen 

Leistungen.

Der bpa begrüßt sein 7.500stes Mitglied: 

Benita Köhler (2. v. li.), Geschäftsführerin 

Soziale Dienste Pesterwitz GmbH, und 

Ulrike Kretzschmar, Pflegedienstleiterin 

Soziale Dienste Pesterwitz GmbH, 

eingerahmt von Jacqueline Kallé (links) 

und Dr. Matthias Faensen.



bpa-Bundesmitgliederversammlung 
2013 in der Bundeshauptstadt
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Große Ereignisse werfen ihre Schatten 

voraus: Der Termin steht, das Programm 

wächst und alle Mitglieder sind eingela-

den zur bpa-Bundesmitgliederversamm-

lung 2013 mit anschließender Fachta-

gung am 13. und 14. Juni im Estrel-Hotel 

in der Sonnenallee 225 in 12057 Berlin.

Alle zwei Jahre treffen sich die Mitglie-

der des bpa aus dem gesamten Bundes-

gebiet für zwei Tage zur gemeinsamen 

Mitgliederversammlung mit anschlie-

ßender Fachtagung. Längst laufen die 

Vorbereitungen zu dieser großen Veran-

staltung. Alle Teilnehmer können sich auf 

das abwechslungsreiche Programm mit 

namhaften Referenten zu topaktuellen 

Themen freuen. 

bpa-Quality-Award 2013

Ein Höhepunkt wird die Verleihung des 

Quality-Awards des bpa sein. Mit dem 

inzwischen zum siebten Mal zu verge-

benden Preis in Höhe von jeweils 1.000 

Euro wollen wir Mitgliedseinrichtungen 

für eine nachhaltige Verbesserung ihrer 

Qualitätsorientierung belohnen. Im Jahr 

2011 waren dies: Die Zwinscher-Ludwig 

(ZL) Altenpflege aus Königshain-Wiederau 

mit dem Projekt „Strategische Personal

entwicklung als Grundlage wett-

bewerbsorientierter Unternehmensfüh-

rung in der stationären und ambulanten 

Altenhilfe“ und die DOMICIL Senioren-

Residenzen in Berlin mit dem Projekt 

„Freiwilligenmanagement fürs Pflege-

heim“.  

Der bpa-Quality-Award wird alle zwei 

Jahre in bis zu vier Kategorien vergeben: 

an ambulante, stationäre sowie an Ein-

richtungen der Behindertenhilfe und der 

Kinder- und Jugendhilfe. Die Preisver-

leihung erfolgt im Rahmen der ordentli-

chen Mitgliederversammlung, wobei die 

Gewinner als symbolische Auszeichnung 

ein transparentes „Q“ auf einem Gra-

nitsockel erhalten.

Die möglichen Themen sind bewusst 

weit gefasst und inhaltlich nicht einge-

grenzt. Auf diese Weise möchten wir 

möglichst vielen Einrichtungen und 

Diensten die Chance geben, an der Aus-

schreibung teilzunehmen. 

Bewerben können sich ab sofort alle, 

die der Meinung sind, dass ihr Projekt 

für Innovation steht und preisverdäch-

tig ist. Ausschlaggebend ist aber, dass 

das Projekt einen übertragbaren Nutzen 

für andere bpa-Mitgliedseinrichtungen 

bietet. Die Maßnahme kann sowohl den 

Bereich der Pflege betreffen als auch die 

soziale Betreuung, hauswirtschaftliche 

Versorgung, Personal- oder Konzeptent-

wicklung.

In Frage kommen aber auch neue Kon-

zepte, die den individuellen Hilfebedarf 

koordinieren helfen oder sich um den 

Bereich Ausbildung bemühen.

Qualitätssicherung kann sich auch auf 

beispielhafte Kooperationen beziehen. In 

jedem Fall soll die Pflegeeinrichtung den 

gesetzlichen und vertraglichen Verpflich-

tungen genügen und dies durch geeig-

nete Nachweise belegen können.

Um sich an der Ausschreibung zu betei-

ligen, sollte eine maximal sechs DIN A4-

Seiten umfassende Darstellung der 

Maßnahme eingereicht werden. Diese

Bewerbung soll mit dem Stichwort „bpa-

Quality-Award 2013“ versehen bis 4. Fe-

bruar 2013 in der Bundesgeschäftsstelle,

Friedrichstraße 148, 10117 Berlin oder 

per E-Mail an: bund@bpa.de eingegan-

gen sein. Detaillierte Informationen zur 

Bewerbung stehen auf der bpa-Home-

page www.bpa.de.

Präsidentschaftswahlen

2013 läuft die Amtsperiode des Präsi-

denten aus. So werden die anwesenden 

Mitglieder, die gemeinsam das höchste 

Beschlussgremium des bpa bilden, 2013 

zur Präsidentschaftswahl aufgefordert 

sein. Jedes bpa-Mitglied hat neben dem 

aktiven auch ein passives Wahlrecht, 

kann sich also zur Wahl stellen. Bewer-

berinnen und Bewerber, die sich für das 

Amt der Präsidentin oder des Präsiden-

ten aufstellen lassen möchten, werden 

gebeten, ihr Interesse bitte bis 4. Febru-

ar 2013 der bpa-Bundesgeschäftsstelle, 

Friedrichstraße 148, 10117 Berlin oder 

per E-Mail an: bund@bpa.de mitzuteilen, 

damit ggf. eine Vorstellung im bpa.Ma-

gazin erfolgen kann. Selbstverständlich 

kann eine Kandidatur bis zum Datum der 

Mitgliederversammlung erklärt werden.

Wächst die Neugierde auf detailliertere 

Informationen zum Programm? Das ist 

verständlich, aber die Veranstalter und 

Ausrichter bitten noch um ein wenig Ge-

duld. Aber schon im nächsten bpa.Maga-

zin wird eine ausführliche Ankündigung 

veröffentlicht. Die Einladungen inklusi-

ve des Anmeldeformulars werden allen 

bpa-Mitgliedern Anfang des neuen Jah-

res automatisch per Post zugestellt.  sj

Das Estrel-Hotel in Berlin



59

b
p

a.
Po

rt
al

 · 
b

p
a.

p
rä

se
n

t

Für Kinder und Erwachsene mit Schä-

digungen des Zentralnervensystems 

sowie mit Multipler Sklerose, Parkinson 

oder nach einem Schlaganfall stellt die 

Konduktive Förderung nach dem un-

garischen Arzt Prof. András Petö eine 

besonders nachhaltige Hilfe dar. Auch 

bei anderen Behinderungsarten und al-

tersbedingten Einschränkungen wird sie 

aktivierend und erfolgreich angewendet. 

Der 8. Weltkongress Konduktive Förde-

rung, der vom 9. bis 12 Oktober 2013 im 

Veranstaltungsforum Fürstenfeld in Fürs-

tenfeldbruck stattfindet, wird vom Bun-

desverband Konduktive Förderung nach 

Petö e.V., dem Bundesverband der in 

Deutschland tätigen KonduktorInnen e.V. 

sowie den bpa-Mitgliedsorganisationen 

Phoenix GmbH, der Stiftung Pfennigpa-

rade aus München, Verein für Menschen 

mit Körperbehinderung Nürnberg e.V. 

und Fortschritt Starnberg ausgerichtet.

Die Konduktive Förderung versteht sich 

als pädagogisches System, das motori-

sche, kognitive und soziale Fähigkeiten 

in stark alltagsorientierter Weise glei-

chermaßen fördert. Die Interaktion zwi-

schen KlientIn und KonduktorIn stellt in 

jedem Moment eine untrennbare Einheit 

von behinderungsspezifischen Thera-

pien hinsichtlich der Bewegung sowie 

perzeptiver, kognitiver und sprachlicher 

Förderung dar.

Das Ziel ist, körper- und mehrfachbe-

hinderte Menschen durch intensive und 

gezielte Förderung in die Lage zu verset-

zen, aktiv am Leben in der Gesellschaft 

teilzuhaben, wobei die in der Kondukti-

ven Förderung verwurzelte Einheit von 

Pädagogik und Therapie den Anforde-

rungen der UN-Konvention zur Inklusion 

in einzigartiger Weise entspricht. 

Im Rahmen des Weltkongresses, für den 

Prinzessin Ursula von Bayern und der 

Musiker Peter Maffay die Schirmherr-

schaft übernahmen, erhalten Fachleute 

aus den Bereichen Rehabilitation, Päd-

agogik, Medizin und Therapie bei Vor-

trägen und Diskussionen umfassende 

Informationen über die Chancen und 

Einsatzmöglichkeiten der Konduktiven 

Förderung. Neben Beiträgen der Inter-

nationalen Petö Gesellschaft wie von 

Prof. Dr. Ildiko Kozma (Budapest) 

und der Kongresspräsidenten Prof. 

Dr. Angelika Speck-Hamdam und Prof. 

Dr. Rainer Blank, werden Keynotes 

Anzeige

Messen und Kongresse

Konduktive 
Förderung als Hilfe zur Selbsthilfe
Weltkongress 2013 in Deutschland 
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Am Beispiel der „Finkenau“ erläuter-

te Frank Haesloop, Direktor der zu 

Pflegen &Wohnen Hamburg gehörenden 

Einrichtung, die Vorbereitung und Durch-

führung eines Markteintritts. Die kenn-

zahlengestützte Marktanalyse schafft die 

Grundlage eines eigenständigen Profils. 

Von besonderer Bedeutung ist die früh-

zeitige Auswahl und Einbindung des zu-

künftigen Managements. Martin Kaiser, 

Geschäftsführer der Städt. Seniorenhei-

me Dortmund, arbeitete die besondere 

Lotsenfunktion der Kommunen heraus. 

Diese könnten insbesondere im Quartier 

wertvolle Unterstützung für Zuweisung 

und Vernetzung leisten. Eine professi-

onelle Herangehensweise sei in vielen 

Kommunen aber noch nicht erkennbar. 

Dr. Bernd Schubert, Geschäftsführer der 

AWO Schleswig-Holstein, erläuterte die 

Herausforderungen kleinerer Einrichtun-

gen in strukturschwachen Regionen. Ein 

stabiler Kundenzugang sei nur über ein 

breites und zugleich differenziertes An-

gebot zu gewährleisten. Erfolgsfaktoren 

sind die lokale Bindung, die professio-

nelle Leitung, das Vertrauen sowie das 

aktive Ehrenamt. RA Dr. Michael Ossege, 

Kanzlei Wigge aus Münster, hob insbe-

sondere die Grenzen des Zuweisermar-

keting hervor. Handelnden sind enge 

Vorgaben durch die Berufsordnung ge-

geben. Ärzte dürfen für die Zuweisung 

von Patienten kein Entgelt oder andere 

Vorteile fordern. Zuweisermarketing ist 

im Rahmen des rechtlich Möglichen aus-

drücklich als notwendig zu bejahen.

Dr. Thomas Hilse, Inhaber der Bera-

tungsgesellschaft HILSE:KONZEPT aus 

Haan, der auch die inhaltliche Gesamt-

verantwortung des Forums innehatte, 

moderierte den Praxis-Teil. Eine Ausein-

andersetzung mit den Marketing-Ziel-

gruppen forderte Alexander Dettmann, 

Geschäftsführer der Berliner AGAPLESION

BETHANIEN DIAKONIE. Marketing müsse 

früh ansetzen und trotz des schwierigen 

Themas „Pflege“ Emotionen transpor

tieren. Mit den Leistungen entlang der 

Versorgungskette setzte sich Sven-Uwe 

Gau, Leiter der MediClin Residenz Deister

Weser auseinander. Als Alleinstellungs-

merkmal hat er die gerontopsychia-

trische Pflege herausgearbeitet und 

baulich als Wohngruppenkonzept um-

gesetzt. Integriertes Zuweisermarketing 

von der Analyse bis hin zur kennzah-

lengestützten Kontrolle ist aus seiner 

Sicht unerlässlich. Heiko Langheim, Ge-

schäftsführender Gesellschafter des 

Haus am Berg in Hasbergen, präsentier-

te das Herausbilden einer Marke am Bei-

spiel einer kleinen Senioreneinrichtung 

mit Hausgemeinschaftsmodell. Marken

bildung ist ein Teil des persönlichen 

Marketing-Mix. Nachdem alle Einrich-

tungen pflegerische Dienstleistungen 

anbieten würden, müsse vor allem die 

Produktpolitik das Einzigartige heraus-

arbeiten. Einen besonderen Ansatz zur 

Zielgruppen-Kommunikation präsentier-

te Andreas Lammers, Geschäftsführer der 

DKV-Residenzen in Münster / Bremen. 

Sein kundenorientierter Qualitätsbericht 

trägt zur Minderung der Lücke zwischen 

Dienstleistungsanbieter und -nachfrager 

bei und wird erfolgreich für Kundenak-

quise und -bindung eingesetzt. Am Bei-

spiel einer Sozialstation zeigte Dr. Maren 

Kentgens, Managerin von Lischke Con-

sulting aus Hamburg, die Herausforde-

rung einer langfristigen Mitarbeiterbin-

dung und -gewinnung auf. Die Rolle des 

Arbeitgebers sei wesentlich durch sein 

Image geprägt. Erfolgsrezept gegen den 

Fachkräftemangel sei die Arbeitgeber-

Attraktivität, sodass sich zukünftig die 

Unternehmen bei den Fachkräften zu be-

werben hätten und nicht umgekehrt. 

Fazit: Marketing für Senioreneinrichtun-

gen trägt maßgeblich zur Differenzie-

rung im Wettbewerb bei. Eine authenti-

sche Kommunikationspolitik kann ferner 

einen hohen Beitrag zur weiteren Profes-

sionalisierung und Imageverbesserung 

der Pflegebranche leisten.  Dr. Thomas Hilse

Kongressforum „Marketing für 
Senioreneinrichtungen“  
Erfolgskonzepte aber auch bestehende Defizite wurden am 5.11.12 auf einem 
Forum des Kölner Klinikkongresses in Kooperation mit dem bpa diskutiert

von Prof. Dr. Michael Taudt (Colorado), 

Prof. Dr. Franz Schaffhauser (Budapest), 

Prof. Dr. Volker Mall (München) und wei-

teren Experten vorgetragen.

Ziel der Organisatoren ist, die Konduk-

tive Förderung überall auf der Welt er-

reichbar zu machen und das Berufsbild 

des Konduktors in Deutschland zu eta-

blieren. Die Weiterbildung zum Pädago-

gisch-therapeutischen Konduktor (PtK) 

ist bundesweit bislang nur als Zusatz-

ausbildung an der Phoenix Akademie 

der Stiftung Pfennigparade möglich. 

Neben dem Fachpublikum sind insbe-

sondere betroffene Menschen und ihre 

Angehörigen zum 8. Weltkongress Kon-

duktive Förderung eingeladen. Durch 

Vorträge, Workshops und persönliche 

Gespräche können sie sich rundum über 

die Möglichkeiten für ihre Rehabilitation 

und Entwicklung informieren.

Weitere Informationen erhalten Sie 

unter www.ce-worldcongress2013.org 

sowie www.bkf-petoe.de
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ConSozial 2012 in Nürnberg
Pionier der Frühförderung erhält 
ConSozial Wissenschafts-Preis 2012

61

Unter dem Motto „Menschen gestalten 

Zukunft – inklusiv und selbstbestimmt“ 

lockte die ConSozial 2012 erstmals in 

ihrer 14-jährigen Geschichte über 5.000 

Besucher (5.095) nach Nürnberg. Die 

Messe bot mit 264 Ausstellern und einer 

Ausstellungsfläche von 4.900 Quadrat-

metern erneut eine Plattform für Kontak-

te und Innovationen. Der bpa war auch 

in diesem Jahr wieder zusammen mit 

Dr. Loew Soziale Dienstleistungen mit 

einem Gemeinschaftsstand vertreten. 

Im Rahmen der Eröffnungsveranstaltung 

verlieh die Bayerische Sozialministerin 

Christine Haderthauer den von Dr. Loew 

Soziale Dienstleistungen gestifteten 

ConSozial-Wissenschaftspreis. Den Preis 

in der Kategorie Lebenswerk erhielt der 

emeritierte Ordinarius für Sonderpäda-

gogik an der Ludwig-Maximilians-Uni-

versität München Prof. Dr. Otto Speck. 

Prof. Speck gilt als Wegbereiter der 

deutschen Frühförderung für Kinder mit 

Behinderung, seine Lehrbücher wurden 

in mehrere Sprachen übersetzt und sie 

sind heute noch wegweisend für viele 

Studentengenerationen. Speck hat sich 

bundes-, ja weltweit einen Namen im 

Bereich der Sonderpädagogik gemacht, 

und er wurde immer mehr zu einem of-

fensiven Vertreter einer realistischen In-

klusionspädagogik. 

Der ConSozial Wissenschafts-Preis wur-

de 2012 erstmalig in drei Kategorien 

vergeben. Neben dem „Lebenswerk“  

kürte die Jury auch Julia Hornung in der 

Kategorie ‚Nachwuchs‘ und Dr. Vanessa 

Kubek in den Kategorie ‚Wissenschaft‘.

Wie prägt der demografische Wandel 

den deutschen Arbeitsmarkt und die Ar-

beitswelt der Gegenwart und Zukunft?  

Julia Hornung konnte die Jury mit ihrer 

an der FH-Koblenz eingereichten Master-

arbeit „Entwicklung eines generationen-

orientierten Human Ressource Manage-

ment Konzeptes“ überzeugen. Der Fokus 

ihrer Arbeit liegt bei den Beschäftigten 

von Unternehmen, Einrichtungen und 

Diensten. 

In der Kategorie ‚Wissenschaft‘ entschied 

sich die Jury für Dr. Vanessa Kubek und 

ihre Arbeit „Humanität beruflicher Teil-

habe im Zeichen der Inklusion“, mit der 

sie an der TU Kaiserslautern promovier-

te. Personen, die in einer Werkstatt für 

behinderten Menschen (WfbM) arbei-

ten, bedeutet ihre Arbeit genauso viel, 

wie den Kollegen auf dem sogenannten 

„ersten Arbeitsmarkt“. Faktoren wie Ar-

beitszufriedenheit, Entlohnung, Qualität 

oder Betriebsklima prägen hier wie dort

den Berufsalltag. Das System der beruf-

lichen Teilhabe von Menschen mit Behin-

derungen befindet sich in einem tiefgrei-

fenden Umbruch. Die Zeiten, in denen 

die Arbeit als bloße Beschäftigungsthe-

rapie abgetan wurde, sind längst vorbei.

Weitere Informationen: 

Der ConSozial Wissenschafts-Preis wur-

de 2005 zum ersten Mal vom bayeri-

schen Familienunternehmen Dr. Loew 

Soziale Dienstleistungen gestiftet und 

seitdem sieben Mal vergeben. Er wurde 

innerhalb kürzester Zeit zu einem der re-

nommiertesten Auszeichnungen im So-

zialbereich und wird im Wechsel mit dem 

Management-Preis vergeben, der 2013 

wieder im Mittelpunkt des Interesses ste-

hen wird. 

Verliehen wird er aktuell in drei mit je-

weils 4.000 Euro dotierten Kategorien. 

Bewerbungsunterlagen stehen unter 

www.dr.loew.de/consozial oder unter 

www.consozial.de zum Download bereit. 

jh / sj

Die 15. ConSozial wird vom 6. bis 7. 

November 2013 in Nürnberg stattfinden.

Auszeichnung für sein Lebenwerk: Prof. Dr. Otto Speck erhielt von 

Ministerin Christine Haderthauer den ConSozial Wissenschaftspreis ver-

liehen. Rechts im Bild: Sandra Loew, Geschäftsführerin der Stifterfirma.

Am bpa-Stand in Nürnberg: 

bpa-Präsidiumsmitglied Volker Schirmer (2. v. li.) 

und ConSozial-Kuratiumsmitglied Herbert Mauel mit 

Fritz Habel und Helga Höhn 

von der bpa-Landesgeschäftsstelle Bayern.
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Der bpa auf der ALTENPFLEGE 2013
9. bis 11. April 2013 auf 
dem Messegelände in Nürnberg

Die Fachmesse ALTENPFLEGE findet 

vom 9. bis 11. April 2013 turnusgemäß 

wieder in Nürnberg statt. Das Angebot 

der rund 700 Aussteller in den Messehal-

len reicht von Produkten und Dienstleis-

tungen für Pflege, Therapie und Raum-

einrichtung über Küche, Hauswirtschaft 

und Ernährung bis hin zu Verwaltung, In-

formations- und Kommunikationstech-

nik. Erwartet werden über 34.000 Fach-

besucher, die überwiegend Entscheider 

aus stationärer und ambulanter Pflege, 

Kliniken, therapeutischen Einrichtungen 

und betreuten Wohnprojekten sind. Ein 

umfangreiches und attraktives Rahmen-

programm mit Kongressen, Preisverlei-

hungen und Sonderschauen rundet die 

Messe ab. Auch der bpa ist im April 2013 

wieder auf der Altenpflegemesse (Halle 3,

Stand 3-305) vertreten. 

Reise in die Zukunft der Pflege

Erstmals wird auf der ALTENPFLEGE 

2013 eine öffentliche Zukunftsreise insze-

niert, an der Aussteller und Besucher teil-

haben können. Ausgewählte Entscheider 

aus Wirtschaft, Wissenschaft und Gesell-

schaft bilden die Zukunftsreisegruppe 

und erarbeiten live an allen drei Messe-

tagen neue Sichten auf die Zukunft der 

Pflege. Eingebettet ist die öffentliche 

Zukunftsreise in eine Ausstellung zur 

Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft 

der Pflege. Messebesucher bringen als 

Reisebeobachter ihre Ideen, Gedanken 

und Vorschläge ein. Aussteller erhalten 

mit ihren Kunden und Partnern geführte

Einblicke in das Projekt und den Reise-

verlauf. Sponsoren bieten im „Reisebüro 

für Reisen in die Zukunft“ den Besuchern 

Zukunftsreiseziele an.

Themenwelt Freiraum

Im Fokus der Themenwelt Freiraum steht 

das Thema Planung und Gestaltung von 

Außenräumen. Auf über 1.500 Quadrat-

metern präsentieren zahlreiche Aussteller 

in Halle 4 Produkte, Projekte und Dienstleis-

tungen für die Nutzergruppe von älteren 

und alten Menschen. Neben den Außenan-

lagen von Altenheimen, Krankenhäusern 

und Rehabilitationseinrichtungen oder 

Kurorten richtet sich der Blick auch auf das 

städtische Quartier und das Wohnumfeld. 

Altengerechte Sitzmöbel und Bänke sind 

auf der Themenwelt Freiraum ebenso zu 

sehen wie aktuelle Beispiele für innovati-

ve Bewegungsangebote in Motorik- oder 

Generationen-Aktiv-Parks.

Messebesucher können im wahrsten 

Sinne des Wortes Objekte be-sitzen, be-

spielen und er-fahren: Vom Schultertrai-

ner als »sanftes Bewegungsangebot« 

mit Wurzeln in der chinesischen Tradition 

bis zur speziellen Sitzbank für Rollato-

renfahrer. Auf dem planerForum stellen 

Landschaftsarchitekten, Planungsbüros 

und Institutionen ihre Dienstleistungen 

und Projekte vor – vom Garten für Men-

schen mit Demenzerkrankungen bis zum 

barrierefreien Wohnumfeld.  sj

			 

		       Weitere Informationen unter 

		      www.altenpflege-messe.de

Michael Siering 

Landesbeauftragter 

für Nordrhein-Westfalen

Seit 1. Oktober 2012 ist Michael Siering 

als weiterer Landesbeauftragter für die 

bpa-Landesgeschäftsstelle in Nordrhein-

Westfalen tätig. Der Jurist war nach dem 

Studium u. a. für die Rechtsabteilung ei-

ner Krankenkasse tätig und bearbeitete 

Widerspruchs- und Klageverfahren im 

Pflegeversicherungsbereich. Es schlos-

sen sich eine über 11-jährige Beschäf-

tigung für einen anderen Verband von 

Pflegeeinrichtungen sowie die Aufnah-

me der Rechtsanwaltstätigkeit an. Diese 

Tätigkeiten trugen mit dazu bei, dass 

Michael Siering einen großen Erfah-

rungsschatz im Bereich der Betreuung 

und Beratung von Pflegeeinrichtungen in 

allen rechtlichen Fragen aufbauen konn-

te. Siering versteht sich als Dienstleister 

und freut sich auf die Zusammenarbeit 

und den regen Kontakt mit den Mitglie-

dern des bpa. „Die Vielseitigkeit der Pfle-

gebranche mit all ihren rechtlichen Fra-

gestellungen lassen das Thema für mich 

immer spannend bleiben. Ich freue mich 

auf die neuen Herausforderungen, die 

der größte Verband für Pflegeeinrichtun-

gen in Deutschland mit sich bringt.“ Der 

neue Landesbeauftragte wird die Mit-

glieder bei allen Fragen rund um die Ver-

tragsangelegenheiten mit Kranken- und 

Pflegekassen sowie bei weiteren Fragen 

beraten und unterstützen.

Neuer Mitarbeiter
des bpa
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Telefon: +49 228 60438-0
Telefax: +49 228 60438-99
info@bpa.de

Baden-Württemberg
Stefan Kraft
Mobil: +49 172 4154918
Sven Schumacher
Mobil: +49 173 2092456
Berthold Denzel
Mobil: +49 173 5222451
Christina Burkhardt
Sandra Schmidt
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Telefon: +49 711 96049-6
Telefax: +49 711 96049-70
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Joachim Görtz
Mobil: +49 174 3463969
Stefan Hahnemann
Mobil: +49 173 9004059
Fritz Habel
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Ilona Taylor
Mobil: +49 173 2062868
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